
Ready for Take-Off
SYRIEN Bundestag schickt »Tornado«-Aufklärer der Bundeswehr zur Bekämpfung des IS-Terrors

D
ie Bundeswehr wird sich
am Kampf einer internatio-
nalen Koalition gegen die
Terrororganisation „Islami-
scher Staat“ (IS) beteiligen.
Mit großer Mehrheit

stimmten die Abgeordneten vergangenen
Freitag für einen entsprechenden Antrag der
Bundesregierung (18/6866). Damit können
ab Januar bis zu 1.200 Soldaten „zur Unter-
stützung Frankreichs, Iraks und der interna-
tionalen Allianz gegen IS“ nach Nahost ent-
sendet werden, die Aufgaben der Luftbetan-
kung, der Aufklärung etwa mit „Torna-
do“-Kampfflugzeugen, des „sehgehenden
Schutzes“ sowie als Teil des Stabspersonals
übernehmen sollen.
So eindeutig das Ergebnis ist, die Zweifel am
Mandat waren groß, ebenso die Kritik an der
Eile, mit der es innerhalb weniger Tage durch
das Parlament gebracht wurde. Beides, Zwei-
fel wie Kritik, reichten auch in die Reihen der
Koalition hinein, wie das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung zeigt: 445 Abgeord-
nete stimmten für den Einsatz, 145, darunter
auch Abgeordnete von SPD und Union, vo-
tierten dagegen, sieben enthielten sich. Keine
Mehrheit fanden zwei Entschließungsanträge
(18/6917, 18/6918) und ein Antrag (18/
6874) der Linksfraktion, die sich gegen eine
„militärische Antwort auf Terror“ gewandt
und ein Ende von Waffenexporten nach Sau-
di-Arabien und „alle weiteren Länder des Na-
hen und Mittleren Ostens“ gefordert hatte.

Völkerrecht Die Opposition hielt in den
Ausschüssen und in den drei Plenardebatten
mit ihren Einwänden nicht hinter dem Berg:
Unwägbar sei dieser Militäreinsatz, unüber-
sichtlich die Fronten in Syrien, unklar sei,
wer in der Koalition der IS-Gegner eigentlich
welche Ziele verfolge, obendrein fehle die
Einbettung in eine politische Strategie, hieß
es von Seiten der Linken und der Grünen.
Aus den Reihen der Koalition hieß es hin-
gegen immer wieder, dass man sich keines-
falls der Illusion hingebe, allein mit Mili-
tärschlägen den IS besiegen oder gar eine
Lösung für Syrien herbeiführen zu können.
Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) und Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) stellten klar, dass ein
politischer Prozess, wie er sich mit den Ver-
handlungen der „Kontaktgruppe der Freunde
Syriens“ in Wien andeute, klar im Vorder-
grund stehe. Jedoch sei ein „einfaches und
kategorisches Nein zu jeder militärischen
Auseinandersetzung mit dem IS kein Beitrag
zur Sicherung Syriens“, sagte Steinmeier. Er
wehrte sich gegen den Vorwurf der Oppositi-
on, das Mandat stehe auf „wackligen Füßen“.
Der Einsatz sei völkerrechtlich legitimiert, er

stehe auf der Grundlage des Rechts auf kol-
lektive Selbstverteidigung nach Artikel 51 der
UN-Charta in Verbindung mit mehreren Re-
solutionen des UN-Sicherheitsrates. Stein-
meier verwies zudem auf den Beistand für
die französischen Nachbarn nach den IS-Ter-
roranschlägen von Paris. Befürchtungen,
Deutschland „ziehe den Zorn
der Terroristen“ nun erst
recht auf sich, wies Steinmei-
er zurück: „Abschottung,
Lichter aus, Rollläden runter,
wenn Terroristen durch die
Straßen ziehen“ – dies könne
nicht die Logik sein.
Der Fraktionsvorsitzende der
Linken, Dietmar Bartsch,
machte deutlich, was ihn an
dieser Argumentation stört:
„Terror lässt sich nicht mit
Krieg, Terror lässt sich nicht
mit Bomben besiegen.“ Der
IS sei selbst Produkt eines Krieges. Bartsch
warnte vor einer „Spirale von Gewalt und
Vergeltung“. Jede Bombe, die auf Rakka falle,
treibe dem IS neue Kämpfer zu. Noch weiter
ging seine Fraktionskollegin Sevim Dagde-
len: Das Mandat sei weder vom Völkerrecht
noch vom Grundgesetz gedeckt, es existiere

keine UN-Resolution, die die Attentate von
Paris als bewaffneten Angriff auf französi-
sches Hoheitsgebiet werte: „Sie führen hier
einen Angriffskrieg“, sagte Dagdelen.
Die Fraktionsvorsitzende der Grünen, Katrin
Göring-Eckardt, schloss hingegen einen Mili-
täreinsatz gegen den IS nicht grundsätzlich

aus. „Besiegt werden kann
er nur politisch und ökono-
misch. Militärisch? Ja. Aber
wie und von wem und mit
welcher Strategie“ – darauf
gebe die Bundesregierung
mit ihrem „aktionistischen
militärischen Eingreifen“
keine Antwort. Stattdessen
blieben zentrale Fragen of-
fen – nach dem Ende des
Einsatzes, nach den konkre-
ten Zielen, nach den Part-
nern mit ihren gegenläufi-
gen Interessen und nicht

zuletzt nach der Rolle des syrischen Regimes
mit Assad an der Spitze. Die Bundesregie-
rung tue so, als gebe es mit der Allianz von
mehr als 60 Staaten gegen den IS eine „Ko-
alition der Willigen“ – doch „der Wille in
dieser Koalition ist sehr unterschiedlich“,
sagte Göring-Eckardt.

Norbert Röttgen (CDU), der vergangene
Woche als Vorsitzender des Auswärtigen
Ausschusses mit seiner französischen
Amtskollegin der Assemblée nationale, Éli-
sabeth Guigou, ein gemeinsames europäi-
sches Engagement angesichts der Probleme
in Nahost gefordert hatte, lenkte den Blick
auf „die weitreichende politische Dimensi-
on“ dieses Bundeswehreinsatzes: Die An-
schläge von Paris hätten zu der Erkenntnis
geführt, dass Terror und Krieg in Syrien
und im Irak „eine Frage von Sicherheit in
Europa, in Deutschland und Frankreich“
seien. „Nichthandeln und Zusehen hat es
lange genug gegeben.“ Ohne militärische
Präsenz des Westens werde ein politischer
Prozess keine Chance haben. „Wenn wir
die Region dem IS, Assad und Putin über-
lassen, dann wird es keine diplomatischen
Lösungen geben.“
Niels Annen (SPD) sprach die innereuro-
päische Dimension des Beistands für
Frankreich an. „Wie hätte man denn auf ei-
ne Bitte um Unterstützung unseres wich-
tigsten Bündnispartners in Europa reagie-
ren können?“ fragte Annen mit Blick auf ei-
ne „tiefe, eine schwere, ja, möglicherweise
sogar eine existenzielle Krise“ der Europäi-
schen Union. Alexander Heinrich T

445 Abgeordnete, etwa drei Viertel des Hauses, gaben grünes Licht für den Einsatz, 145 stimmten dagegen, es gab sieben Enthaltungen. © Stephan Roters

EDITORIAL

Eine Frage
der Taktik

VON JÖRG BIALLAS

Leicht hat sich die Entscheidung im Plenum
des Deutschen Bundestages niemand ge-
macht. Die nicht, die aus fester Überzeugung
gegen einen Einsatz der Bundeswehr im
Kampf gegen den „Islamischen Staat“ (IS) ge-
stimmt haben. Und auch jene Mehrheit der
Abgeordneten nicht, die nach Abwägen der Ar-
gumente dafür plädiert und somit wenige Wo-
chen vor dem Weihnachtsfest den Marschbe-
fehl für bis zu 1.200 Soldatinnen und Soldaten
unterschrieben haben.
Nachdem Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) Frankreich nach den Terroranschlägen
von Paris richtigerweise die deutsche Solidari-
tät versichert hatte, war dieser Parlamentsbe-
schluss absehbar. Zwar soll sich die Bundes-
wehr nicht direkt an Kampfhandlungen beteili-
gen. Trotzdem ist die deutsche Armee jetzt
Mitstreiter in einem bewaffneten Konflikt, des-
sen Ziel schwierig genug zu definieren ist.
Gewiss, es gilt, die Schergen des IS anzugrei-
fen und ihnen möglichst das barbarische
Handwerk zu legen. Aber mit welcher Taktik?
Geht es zuvorderst um Schutz für die verblie-
bene syrische Bevölkerung? Einen Waffenstill-
stand mit dem IS? Gar Friedensverhandlun-
gen? Und welche Rolle spielt dabei Syriens
Präsident Baschar al Assad, der im Umgang
mit dem eigenen Volk durch alles andere als
Feinfühligkeit aufgefallen und sogar vor Mas-
senmord nicht zurückgeschreckt ist? Vor allem
aber: Was kommt danach? Wer soll das Land
führen? Und: wohin?
Trotz dieser Unwägbarkeiten ist der jetzt be-
schlossene Bundeswehr-Einsatz auch ein Bei-
trag zur Sicherheit in Deutschland. Bei diplo-
matischer Planung, versierter Koordination
und verlässlicher Zusammenarbeit kann es ge-
lingen, der aktuell größten Bedrohung der zivi-
lisierten Welt effektiv zu begegnen. Flüchtlinge
müssten ihre Heimat nicht mehr zu Hundert-
tausenden verlassen. Und auch die Gefahr
durch Terroranschläge würde in Europa deut-
lich abnehmen.
Bis dahin ist es noch ein weiter Weg, bei dem
politisches noch mehr als militärisches Ge-
schick gefragt sein wird. Schon ist absehbar,
dass die europäische Allianz noch den einen
oder anderen Kompromiss eingehen muss.
Das ist hinnehmbar, wenn am Ende das ge-
meinsame Ziel klar umrissen bleibt. Gelingt
das nicht, dann könnte sich auch dieser Kon-
flikt in Nahost für den Westen abermals als ein
Himmelfahrtskommando erweisen.

»Ein
kategorisches
Nein ist kein
Beitrag zur
Sicherung
Syriens.«

Außenminister Frank-
Walter Steinmeier (SPD)

KOPF DER WOCHE

Kampf für ein
besseres Klima
Barbara Hendricks Sie gilt als eher unauffällig
im Kabinett, aber niemand sollte die Hartnäckig-
keit der Bundesumweltministerin unterschätzen,

wenn sie einmal eine
Sache zu ihrer eige-
nen gemacht hat.
Jetzt kämpft Barbara
Hendricks (SPD) als
deutsche Verhand-
lungsführerin beim
Klimagipfel in Paris
für einen ambitionier-
ten Weltklimavertrag.
Beim Klimaschutz
hatte Hendricks
schon seit Amtsan-

tritt als Ministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit Ende 2013 Akzente ge-
setzt, als sie eine „ehrliche Bestandsaufnahme“
dazu anfertigen ließ und alle Ressorts zu eige-
nen Impulsen veranlasste. Umweltpolitik war ein
ganz neues Feld für die 63-jährige Studienrätin
aus Kleve, die seit 1994 im Bundestag sitzt. Bis
dahin war sie als Finanzpolitikerin bekannt, als
Parlamentarische Staatssekretärin unter den Mi-
nistern Lafontaine, Eichel und Steinbrück – und
als Schatzmeisterin der SPD. kru T
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ZAHL DER WOCHE

1.000
Gigatonnen oder 1.000 Milliarden Tonnen
Kohlendioxid – ein Drittel des „Deponieraums“
für CO2 – kann die Erdatmosphäre noch be-
wältigen, wenn der Temperaturanstieg bis zum
Jahr 2050 um zwei Grad begrenzt werden soll.
Das hat der Weltklimarat berechnet.

ZITAT DER WOCHE

»Schöne
Worte
allein
reichen nicht.«
Bärbel Höhn (Bündnis 90/Die Grünen) in
der Bundestagsdebatte über den nationalen
Klimaschutz

MIT DER BEILAGE

Das Parlament
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH
60268 Frankfurt am Main
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Bundesregierung setzt auf Erfolg in Paris
KLIMAGIPFEL Verbindlichkeit und Finanzierung sind weiterhin umstritten. Opposition kritisiert deutsche Klimapolitik

In der französischen Hauptstadt Paris sol-
len in dieser Woche die entscheidenden
Weichen für ein neues internationales Kli-
maschutzabkommen gestellt werden. Nach
dem Auftakt mit Reden von 150 Staats-
und Regierungschefs und schwierigen Ver-
handlungen der Unterhändler vergangene
Woche, ist nun erneut das politische Spit-
zenpersonal am Zug. Für Deutschland
übernimmt Bundesumweltministerin Bar-
bara Hendricks (SPD) die Verhandlungs-
führung. Auch eine Delegation von Um-
weltpolitikern des Deutschen Bundestages
ist vor Ort.
Wesentliche noch offene Streitpunkte
(Stand: Freitag) betreffen die rechtliche
Verbindlichkeit des zu beschließenden Ab-
kommens und die Finanzierung der Klima-
hilfen. Deutschland setzt sich dafür ein,
dass auch die von den Staaten bereits vor-
gelegten Minderungsziele völkerrechtlich
verbindlich festgehalten werden. Dies
dürfte aber am Widerstand unter anderem
der USA scheitern. Alternativ will die Bun-
desregierung zumindest den Mess- und
Überprüfungsmechanismus sowie das
2-Grad-Ziel verbindlich festschreiben las-
sen.

Der neue Vertrag soll das Kyoto-Abkom-
men ablösen. Mit der Vereinbarung von
1997, die 2005 in Kraft trat, waren erst-
mals völkerrechtlich verbindliche Zielwerte
für den Ausstoß von Treibhausgasen festge-
legt worden.
Der UN-Klimagipfel und der nationale Kli-
maschutz waren vergangene Woche auch
Thema im Deutschen Bundestag. „Die

Bundesregierung wird alles dafür tun, dass
diese Konferenz ein Erfolg wird“, betonte
Umweltministerin Hendricks während ei-
ner Regierungserklärung am Freitag.
Deutschland habe dafür gute Vorausset-
zungen. Das Land werde international als
„ehrlicher Makler“ wahrgenommen. Hen-
dricks gab zu, dass noch eine Menge Arbeit
zu leisten sei, zeigte sich aber zuversicht-

lich. „Der Weg nach Paris war mühsam
und lang“, so die Ministerin. Auf den letz-
ten Metern sei man aber gut vorangekom-
men. Hendricks nannte als Beispiel die
Vereinbarung der G7-Staaten auf Schloss
Elmau zur Dekarbonisierung.

Klimaschutzbericht Die nationale Klima-
politik der Bundesregierung wird unterdes-
sen von der Opposition im Bundestag
scharf kritisiert. Anlässlich der Debatte
zum Klimaschutzbericht 2015 der Bundes-
regierung forderten Linke und Grüne einen
schnellen Ausstieg aus der Kohle und eine
grundsätzliche Änderung der Verkehrspoli-
tik. Vertreter der Koalition verteidigten ihre
Klimapolitik hingegen. Sie sehen das im
vergangenen Jahr beschlossene „Aktions-
programm Klimaschutz 2020“ auf einem
guten Weg(weitere Berichte auf den Seiten
4 und 5). Sören Christian Reimer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Demonstranten in Freiburg forderten im Vorfeld des UN-Klimagipfels den Ausstieg aus
der Kohle. © picture-alliance
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Der Vorreiter: Roderich Kiesewetter

Der CDU-Abgeordnete Roderich Kiesewetter kann sich
bestätigt fühlen. Schon im August verlangte er den
Einsatz von deutschen Aufklärungstornados („Recce-
Tornados“) in Syrien, um auf diese Weise den Kampf

gegen die Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS) zu unterstützen. Po-
litische Wirkung werde Deutschland nur entfalten können, „wenn
wir die Sprache der Region sprechen, also auch militärische Mittel
ergänzend zu diplomatischen Initiativen einsetzen“, sagte er da-
mals in einem Interview. Bis vor kurzem lehnte die Bundesregie-
rung eine Beteiligung am Luftkrieg in Syrien noch ab. Doch nach
den Terroranschlägen vom 13. November in Paris ließ sich diese
Verweigerung nicht länger durchhalten. Am 26. November, einem
Tag nach dem Besuch von Bundeskanzlerin beim französischen
Präsidenten François Hollande in Paris, wurde bekannt, dass
Deutschland neben einer Fregatte, Tankflugzeugen und Satelliten-
technik auch vier bis sechs Aufklärungs-Tornados in den Nahen
Osten verlegen will. Kiesewetter freut sich, dass der Bundestag
das erforderliche Mandat für diesen Auslandseinsatz der Bundes-
wehr so rasch erteilt.
Auch der 52-jährige Außenpolitiker stimmt zu. Denn für Kiesewet-
ter ist es wichtig, dass sich Deutschland nun mit Frankreich solida-
risch zeigt. „Nach den entsetzlichen Terroranschlägen müssen wir
unser militärisches Engagement an der Seite Frankreichs verstär-
ken – und zwar sowohl in Mali als auch in Syrien.“ Für unver-
zichtbar hält er aber „ein übergreifendes politisches Konzept“, um
Syrien zu befrieden und den IS dauerhaft auszuschalten. Nur mit

militärischen Mitteln, so ist auch Kiesewetter überzeugt, wird sich
die Terrormiliz nicht besiegen lassen. Bei den Wiener Syrien-Ge-
sprächen, an denen die fünf UN-Vetomächte, arabische Staaten,
die Türkei, Iran, Deutschland, Italien, die EU und die UN teilneh-
men, gibt es aus seiner Sicht „erste positive Ansätze“. Der CDU-
Abgeordnete hofft, dass sich auch der UN-Sicherheitsrat im kom-
menden Jahr auf eine Resolution für gemeinsame militärische
Zwangsmaßnahmen einigt und die einzelnen Engagements mitei-

nander verzahnt. Ein solches UN-Mandat wäre sowohl rechtlich
als auch politisch von großer Bedeutung. „Wir haben es in Syrien
mit sehr vielen Akteuren zu tun, die zum Teil sehr unterschiedliche
Interessen verfolgen.“ Darin liege eine Gefahr, die durch ein
UN-Mandat mit klaren politischen Zielen reduziert werden könne.
Trotz des bisher fehlenden UN-Mandats hält Kiesewetter die
rechtliche Grundlage für eine Beteiligung Deutschlands am Luft-

krieg gegen den IS aber für ausreichend. Er verweist auf das
Selbstverteidigungsrecht, das Frankreich nach den Terroranschlä-
gen zustehe. Zudem habe sich das Land erstmals auf die Bei-
standsklausel im Lissaboner EU-Vertrag berufen. Diese Klausel
legt fest, dass „im Falle eines bewaffneten Angriffs auf das Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaats“ ihm die anderen Mitgliedsstaa-
ten „alle in ihrer Macht stehende Hilfe und Unterstützung“ leisten
müssen.
Der langjährige Berufsoffizier und amtierende Präsident des Re-
servistenverbandes der Bundeswehr sitzt seit 2009 für die ba-
den-württembergische CDU im Bundestag. „Für mich ist das die
Fortsetzung des Dienstes an unserem Land.“ Seit Januar 2014 ist
der Oberst a.D. Obmann seiner Fraktion im Auswärtigen Aus-
schuss und stellvertretendes Mitglied im Verteidigungsausschuss.
Große Bedeutung hat für den verheirateten Vater eines Sohnes
und einer Tochter aber auch das Engagement in seinem Wahl-
kreis Aalen-Heidenheim. Als Beispiel nennt er die Einrichtung ei-
nes Lehrstuhls für erneuerbare Energien an der Hochschule Aa-
len, die auf eine Idee von ihm zurückgehe und für die er auch die
Finanzmittel eingeworben habe. Die Wähler honorieren das of-
fenbar. Im September 2013 gewann Kiesewetter seinen Wahl-
kreis mit 57,6 Prozent der Erststimmen. Dieses Ergebnis lag nicht
nur um mehr als acht Prozent über dem Zweitstimmen-Anteil
der CDU, sondern war nach Kiesewetters Angaben auch das bes-
te Erststimmen-Ergebnis, das ein Abgeordneter in diesem Wahl-
kreis je erzielt hat. Joachim Riecker T

.....................................................................................................................................................

»Wir müssen unser
militärisches Engagement
an der Seite Frankreichs
verstärken – in Mali und

in Syrien.«
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GASTKOMMENTARE
SOLL DER WESTEN MIT ASSAD KOOPERIEREN?

Falsche Erwartung
PRO Wer aus der Geschichte nicht lernen

will, ist verdammt dazu, sie zu wie-
derholen – der Satz eines US-Philoso-
phen könnte als unfreiwilliges Motto

für den Umgang des Westens mit unappetitlichen
Diktatoren herhalten. Wir haben Saddam Hussein
weggebombt und Muammar al-Gaddafi. Der Jubel
war so groß wie das Ergebnis ernüchternd: geschei-
terte Staatswesen, für die meisten ihrer Bürger nicht
weniger, nur anders übel als vorher.
Assad war das gleiche Schicksal zugedacht – die
USA und Europa setzten fest auf seinen Sturz. Die
falsche Erwartung hat dazu beigetragen, dass Sy-
rien über Jahre zum Hexenkessel wurde, in dem
von Putins Russland bis zur lokalen Miliz jeder sein
Spiel treibt. Militärisch ist das Chaos nicht aufzulö-
sen. Weiter ignorieren verbietet sich. Bleibt nur, die
wichtigsten Mitspieler an den Tisch zu holen.
Spätestens seit Russlands Eingreifen zählt Assad
wieder zu diesem Kreis, weil und obwohl er nur
Wladimir Putins Marionette ist. Assad war uns übri-
gens als Gesprächspartner nicht zu schlecht, als es
galt, seine Chemiewaffen zu vernichten. Jetzt geht
es um den ganzen Frieden – dafür soll er untragbar
sein? Das ist nicht mal als moralische Haltung lo-
gisch.
Nein, der Weg zu einem Syrien ohne Assad führt
über Assad. Die Frage lautet nicht ob, sondern nur,
wie weit man sich auf Geschäfte mit dem Mann
einlassen muss. Die Antwort hängt davon ab, wie
Syriens Zukunft aussehen soll. Bisher wissen wir
nur, was wir nicht wollen – keinen Assad, keinen
Krieg, keinen „Islamischen Staat“. Das ist zu viel
auf einmal und zugleich, siehe oben, zu wenig. Ei-
nen Übergang zu gestalten wird schwer genug.
Wer sich dabei nicht mit Assad einlassen will, ist
verdammt dazu, ihn noch viel länger zu ertragen.

Robert Birnbaum
»Der Tagesspiegel«,
Berlin

©
Ta

ge
ss

pi
eg

el

Fataler Irrglaube
CONTRA Dass der Westen mit Hilfe des Assad-

Regimes die Terrormiliz IS besiegen
und Syrien stabilisieren könnte, ist ei-
ne fataler Irrglaube. Er beruht auf der

Fiktion, der syrische Diktator, sein Schutzherr Wla-
dimir Putin und seine iranischen Verbündeten sei-
en tatsächlich willens und fähig, dem dschihadisti-
schen Horrorgebilde den Garaus zu machen. In
Wahrheit haben sie den IS in Syrien nie ernsthaft
bekämpft – und tun dies weiterhin nicht. Sie ha-
ben im Gegenteil am meisten von dessen kome-
tenhaftem Aufstieg profitiert. Hätte der IS – in fak-
tischer Allianz mit Assads Truppen – die syrischen
Rebellen nicht massiv dezimiert, wäre das Baath-
Regime in Damaskus längst gestürzt. Dessen mas-
senmörderischer Feldzug gegen die eigene Bevöl-
kerung ist die Quelle des uferlosen syrischen Ge-
metzels in all seinen barbarischen Formen.
Die Vorstellung, man könne Assad vorübergehend
als „kleineres Übel“ akzeptieren, bis der IS be-
siegt sei, geht daher an der Wirklichkeit vorbei.
Sich Moskaus Druck zu beugen und das Assad-Re-
gime, das dem IS an Grausamkeit kaum nachsteht,
zum Alliierten zu nobilitieren, hieße nichts ande-
res, als dessen Wüten gegen die syrische Oppositi-
on und Zivilbevölkerung das Plazet des Westens
zu geben. Statt eines Schritts in Richtung Frieden
wäre dies die Weichenstellung zu noch verheeren-
deren Konflikten. Der Westen würde damit nicht
nur eine russische Einflusszone in Syrien, sondern
auch das aggressive Hegemonialstreben der Isla-
mischen Republik Iran in der Region legitimieren.
Das aber triebe dem IS nur noch mehr Sunniten in
die Arme. Und der offene Krieg zwischen dem
schiitischen Iran und den sunnitisch-arabischen
Mächten rückte ein weiteres, großes Stück näher.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Richard Herzinger
WeltN24
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Herr Trinttin, die französische Regie-
rung hat nach den Anschlägen von Paris
Deutschland um Unterstützung bei ihrem
Militäreinsatz in Syrien gebeten. Kann
man eine solche Bitte ablehnen?
Ich würde zunächst den ersten Wunsch der
Franzosen erfüllen, den Premier Valls geäu-
ßert hat, nämlich dass Frankreich nicht über
30.000 Soldaten demobilisieren muss, um
die europäischen Stabilitätsziele einzuhal-
ten. In dieser Situation muss es Frankreich
möglich sein, seine militärische Stärke auf-
recht zu erhalten, auch um den Preis von
Schulden. Das ist Solidarität. Ich halte es
weiter für richtig, dass wir Frankreich im
Norden Malis entlasten. Dieser Einsatz hat
all das, was der jetzt beschlossenen Syrien-
Mission fehlt: Es gibt ein klares Mandat der
Vereinten Nationen, es geschieht unter ih-
rem Oberkommando, unter Beteiligung lo-
kaler Kräfte vor Ort und in unmittelbarem
Zusammenhang mit einem inner-malischen
Friedensprozess.

Die USA haben nach dem 11. Septem-
ber den Nato-Verteidigungsfall erklärt.
Frankreich dagegen beruft sich nun auf
die EU-Beistandsklausel. Wie bewerten
Sie diesen Schritt?
Ich begrüße das, weil Frankreich damit ers-
tens sagt, dass es an den Europäern ist, ange-
sichts der terroristischen Bedrohung zusam-
menzustehen. Zweitens bedeutet ihr Bezug
auf den Lissabon-Vertrag, dass sie vor allem
politische Solidarität einklagen und die Ant-
wort auf den Terrorismus nicht auf das Mili-
tärische verkürzen. Das ist bei der Sachlage,
wie sie sich jetzt darstellt, auch überzeu-
gend: Französische und belgische Staatsbür-
ger, die in diesen Ländern aufgewachsen
sind, haben mit Waffen, die sie in Baden-
Württemberg gekauft haben sollen, in Paris
über 130 Menschen abgeschlachtet. Das
heißt, dieser Angriff ist viel mehr aus der
Mitte der Gesellschaft gekommen als von
außen. Deshalb ist diese Berufung auf den
europäischen Bündnisfall, der keine militä-
rische Beistandsklausel ist, die richtige Ant-
wort.

Heißt das auch, dass die Berufung auf
eine kollektive Selbstverteidigung in Ihren
Augen falsch ist?
Frankreich fühlt sich selbstverständlich an-
gegriffen. Die kollektive Selbstverteidigung
ist ein Prinzip des Völkerrechts. Auch nicht-
staatliche Akteure können ein solches
Selbstverteidigungsrecht auslösen, wenn ihr
bewaffneter Angriff mit dem eines Staates
vergleichbar ist. Wenn man das in diesem
Fall bejaht, bleibt aber die entscheidende
Frage: Kann man unter Berufung auf dieses
Selbstverteidigungsrecht die Souveränitäts-
rechte anderer Staaten aushebeln, wenn der
Sicherheitsrat ein Mandat verweigert? Es war
bisher gefestigte Rechtsmeinung der Bundes-
republik Deutschland, vom Afghanistan-
Einsatz bis in die jüngste Vergangenheit,
dass eine Intervention nur möglich ist, wenn
es eine Ermächtigung durch den Sicherheits-
rat gibt. Die gibt es nicht, im Gegenteil. Re-
solution 2249 des Sicherheitsrates wurde
unmittelbar vor der Entscheidung der Bun-
desregierung verabschiedet. Sie ruft die Mit-
glieder der UNO zwar dazu auf, alles gegen
den IS zu tun „auf der Basis der Charta der
VN“. Aber sie ermächtigt eben nicht zu mili-
tärischen Maßnahmen im Sinne eines Man-
dats.
Wenn man sich nun an dieser Bekundung
des höchsten rechtsetzenden Organs der
Weltgemeinschaft vorbeischleicht, ist das ei-
ne dramatische Wende in der deutschen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. Die Begrün-
dung ist die gleiche, mit der George W. Bush
seinen Angriff auf den Irak gerechtfertigt
hat, nämlich: Im Kampf gegen den Terror
hat das Völkerrecht zurückzustehen. Damals
haben Sozialdemokraten und Grüne dem
klar widersprochen, heute macht sich die
Große Koalition diese Umgehung des Völ-
kerrechts zu eigen.

Sie sprechen hier von der Souveränität
Syriens. Nun erkennt aber Deutschland
die Regierung Assad nicht mehr an.
Spielt das in diesem Zusammenhang eine
Rolle?
Wir finden aus guten Gründen das Regime
Assad nicht legitim. Die meisten von uns
würden es begrüßen, wenn Assad vor dem
Internationalen Strafgerichtshof landen
würde für die von ihm zu verantwortenden
Taten. Das ändert aber nichts daran, dass Sy-
rien nach den Regeln der Vereinten Natio-
nen ein souveräner Staat ist, und bis vor we-

nigen Wochen hat die Bundesregierung das
auch genau so gesehen.

Eine ganz grundsätzliche Frage: Wir
haben ja mit dem Sturz von Tyrannen in
jüngerer Zeit nicht die besten Erfahrun-
gen gemacht, wenn man auf den Irak
sieht, wenn man auf Libyen sieht. Welche
Lehren müsste man Ihrer Meinung nach
für Syrien daraus ziehen?
Es hat 2012 einen ernstzunehmenden Ver-
such des finnischen Spitzendiplomaten
Martti Ahtisaari gegeben, in Syrien eine Ver-

ständigung zwischen der Opposition und
der Regierung herbeizuführen. Diese Ver-
ständigung war nahezu erreicht. Sie wurde
dann aber, auch von Europa und den USA,
nicht weiter vorangetrieben, weil man den
baldigen Sturz Assads erwartete und darauf
hingearbeitet hat. Das Problem ist, dass wir
dabei auf die Golfstaaten und Saudi-Arabien
gesetzt haben und damit indirekt Kräfte
stark gemacht haben, die selbst hoch pro-
blematisch sind. Deswegen müssen wir zu
einer konsistenteren Politik kommen. Wir
müssen dafür Sorge tragen, dass es in den
betreffenden Staaten inklusives Regierungs-
handeln gibt. Das bedeutet: Wenn dort Ale-
viten, Christen und mehrheitlich Sunniten
gemeinsam leben, darf nicht die alevitische
Minderheit die übrigen beiden Gruppen un-
terjochen. Es geht um Teilhabe, und der
müssen wir uns mehr verpflichtet fühlen als
einer vermeintlichen Stabilität. Der Fall As-
sad hat gezeigt, wie kurzsichtig es ist, auf
diktatorische Stabilitätsversprechen zu bau-
en. Assad war für den Westen nicht immer
der Feind. Die USA haben ihn sogar be-
nutzt, um nach 9/11 unliebsame Gefangene
nach Syrien abzuschieben und dort foltern
zu lassen. Wir müssen aufhören, solche Re-
gimes zu stärken. Denn der islamische Ter-
rorismus ist auch eine Antwort auf die Dop-
pelmoral des Westens, der von Menschen-
rechten redet, aber Diktatoren im eigenen
Interesse stützt. Gegen diesen Mangel an
westlicher Glaubwürdigkeit erscheint der Is-
lamismus manchen als einzig authentische
Kraft. Wir müssen unsere eigene Politik hin-
terfragen. Das ist die Lehre.

Die Auflösung der irakischen Armee
2003 durch US-Verwalter Brehmer gilt als
wesentliche Ursache für die jetzige Lage in
der Region. Ist es vor diesem Hintergrund
richtig, die Armee und Teile des Assad-Re-
gimes in eine Friedensordnung einzubinden?
Es wird eine Lösung in Syrien nur geben,
wenn auch die Teile der Bevölkerung, die
zur Zeit Assad unterstützen, eine Chance auf
Teilhabe bekommen, zusammen mit den
Bevölkerungsgruppen, die bisher ausge-
schlossen waren. Der Fehler im Irak ist ge-
wesen, dass man die Zusammenarbeit mit
den sunnitischen Stämmen erst kurz vor Ab-
zug der Amerikaner begonnen hat. Und
zwar im Rahmen des sogenannten „Surge“
von General Petraeus. Diese Politik wurde
nicht institutionalisiert, und nach dem Ab-
zug hat die schiitische Mehrheit den Schritt
umgehend rückgängig gemacht. Das hat zu
einer Verbrüderung zwischen dem IS und
den erfahrenen militärischen Kadern der al-
ten irakischen Armee geführt. Erst wenn es
uns gelingt, diese problematische Allianz
aufzubrechen, und die Sunniten in Syrien
wie im Irak selbst bereit sind, sich gegen
den IS zu stellen, erst dann wird man die
Terrororganisation isolieren können.

In Wien wird weiter nach einer politi-
schen Lösung für Syrien gesucht. Wie opti-
mistisch sind Sie, dass sie gefunden wird?
Ich glaube, dass eine größere Anzahl an
Luftschlägen und die deutsche Intervention
eine solche Einigung nicht leichter machen.
Dennoch muss man alles dafür tun, eine
politische Lösung zu finden. Denn langfris-
tig kann der IS nur besiegt werden, wenn die
militärische Strategie in einen erfolgverspre-
chenden politischen Prozess eingebettet ist.

Das Gespräch führte Peter Stützle.T

Jürgen Trittin (Bündnis 90/Die Grünen)
sitzt seit 1998 im Bundestag. Das Mitglied

des Auswärtigen Ausschusses war 1998
bis 2005 Bundesumweltminister.
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Wende«
JÜRGEN TRITTIN Der Außen-
experte der Grünen ist gegen einen
deutschen Tornado-Einsatz in
Syrien. Es fehle die Ermächtigung
durch den UN-Sicherheitsrat
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Am Rand des Abgrunds
SYRIEN Aus einem Bürgerkrieg ist ein Großkonflikt internationaler Dimension geworden

300.000 Menschen hat der Konflikt das Le-
ben gekostet, rund die Hälfte der Syrer, also
etwa zwölf Millionen Menschen, sind auf
der Flucht. Was 2011 als Protestwelle gegen
Präsident Bashar al-Assad unter dem Ein-
druck des „Arabischen Frühlings“ begann,
hat sich zu einem Bürgerkrieg – einer „Tra-
gödie des Jahrhunderts“ entwickelt, wie es
UN-Flüchtlingskommissar Antonio Guterres
bereits 2013 formuliert hat. In diesem Krieg
treten und traten lang angelegte und bis da-
hin unterdrückte religiöse und ethnische
Spannungen der syrischen Gesellschaft zu
Tage. Längst hat dieser Konflikt aber auch ei-
ne regionale Dimension bekommen, in der
die Auseinandersetzungen zwischen Sunni-
ten und Schiiten im Nahen und Mittleren
Osten genauso eine Rolle spielen wie die
um Einfluss ringenden Regionalmächte Sau-
di-Arabien, Iran und Türkei. Spätestens mit
der Etablierung des „Islamische Staates“ (IS)
im Jahr 2014 in Teilen Syriens und des Iraks
und spätestens mit den zunehmenden
Flüchtlingszahlen aus der Region hat der
Konflikt eine globale Dimension bekom-
men.

Vetomächte Überlagert wird diese schwer
zu überschaubare Gemengelage noch durch
unterschiedliche Interessen der Vetomächte

im Sicherheitsrat. Das deutet sich bereits
2011 an, als Russland und China eine
UN-Resolution zur Verurteilung des Assad-
Regimes ablehnen und im Folgenden weite-
re Resolutionen blockieren. Im Jahre 2012
einigen sich die Vetomächte
immerhin auf einen Über-
gangsprozess für Syrien – der
allerdings nicht zustande
kommt. Moskau hat seinen
Standpunkt stets so beschrie-
ben: Beendigung der Gewalt,
aber unter der Beibehaltung
von Syrien als souveränem
Staat mit territorialer Integri-
tät. Auf der anderen Seite
wiederum macht die syrische
Opposition und die vom
Westen unterstützte „Freie
Syrische Armee“ einen Rück-
tritt Assads zur Voraussetzung für eine Frie-
denslösung.
Im Sommer 2013 sterben mehr als 1.400
Menschen durch Chemiewaffen. Die USA
machen das Regime verantwortlich, greifen
jedoch nicht ein, obgleich eine von US-Prä-
sident Obama formulierte „rote Linie“
überschritten ist. Assad weist den Vorwurf
zurück. Erstmals raufen sich die Vetomäch-
te zusammen und via Sicherheitsrat Da-

maskus zur Vernichtung seiner Chemiewaf-
fen auf. Syrien tritt der internationalen
Chemiewaffen-Konvention bei und beginnt
mit der Zerstörung seiner Produktionsstät-
ten. Weitere Friedensverhandlungen in

Genf bleiben über das Jahr
2014 aber ergebnislos.
Mehr noch: Assad wird
2014 bei der Präsident-
schaftswahl im Amt bestä-
tigt, westliche Staaten und
syrische Opposition erken-
nen den Urnengang nicht
an. Im September 2014
schließlich bombardieren
die USA und arabische Ver-
bündete erstmals Stellun-
gen der Terrormiliz IS im
Nordosten Syriens, Groß-
britannien und Frankreich

gehen ebenfalls aus der Luft gegen den IS
vor – zu diesem Zeitpunkt allerdings nur
auf irakischem Gebiet. Deutschland rea-
giert mit der Aufrüstung und der militäri-
schen Ausbildung kurdischer Peschmerga.
Die Zahl der Flüchtlinge, die Schutz in
Europa suchen, steigt von Monat zu Monat.
Eine neuerliche Kehrtwende leitet im Spät-
sommer 2015 wiederum Russland mit dem
Beginn von Luftschlägen und mit der Verle-

gung von militärischen Personal nach Syrien
ein, um den russischen Flottenstützpunkt
Tartus am Mittelmeer abzusichern. Im Wes-
ten wird kritisiert, dass die russische Luft-
waffe sich vornehmlich gegen die „Freie syri-
sche Armee“ und die Opposition richte, statt
gegen den IS. Für Assad bedeutet die russi-
sche Intervention eine Wende: In einer Rei-
he von Gebieten gewinnt das Regime nun
wieder Oberhand.
Noch vor den IS-Anschlägen vom 13. No-
vember in Paris kommt es nach den geschei-
terten Runden in Genf zu einem neuen Ver-
handlungsanlauf in Wien für eine politische
Lösung: Mit am Tisch sitzen unter anderem
auch Regionalmächte wie Saudi-Arabien
und Iran. Angestrebt werden eine Über-
gangsregierung und freie Wahlen in Syrien.
Eine zentrale Erkenntnis aus dem Irak und
aus Libyen spielt dabei eine Rolle: Als wich-
tiges Ziel gilt, die Staatlichkeit Syriens zu er-
halten – gerade mit Blick für eine mögliche
Zukunft ohne Assad. ahe T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Bei den
Verhandlungen

in Wien geht
es auch um

eine mögliche
Zukunft Syriens

ohne Assad.

Zahl der Mandate steigt
BUNDESWEHR Rund 4.000 Soldaten in 17 Auslandseinsätzen

Rund 3.000 Bundeswehrsoldaten versehen
derzeit ihren Dienst in 16 Auslandseinsät-
zen: Eine der umfangreichste Operationen
wird nun ein weiterer und nicht unumstrit-
tener Einsatz sein, den der Bundestag in
dieser Woche mit der Beteiligung am
Kampf gegen die Terrororganisation „Isla-
mischer Staat“ in Syrien und im Irak auf
den Weg gebracht hat: Bis zu 1.200 Solda-
ten sind eingeplant, einsatzbedingte Kos-
ten: 134 Millionen Euro. Insgesamt dürfte
sich die Zahl der Bundeswehrsoldaten in
Auslandseinätzen auf mehr als 4.000 erhö-
hen. Zugleich wird der Kampf gegen den IS
auch auf das Operationsgebiet bezogen ei-
ner der größten Einsätze sein – es soll ne-
ben dem östlichen Mittelmeer auch den
Persischen Golf, das Rote Meer und an-
grenzende Seegebiete umfassen.
Bei den meisten Auslandseinsätzen der
Bundeswehr handelt sich um militärische
Beratungs- und Ausbildungsmandate etwa
im Rahmen der Vereinten Nationen (wie
bei Unmiss im Südsudan und Unamid in
Darfur) hinzu kommen Einsätze im Rah-
men von Missionen der Europäischen Uni-
on (wie zum Beispiel bei EUTM Mali oder
EUTM Somalia). Die umfangreichsten
Operationen – was die Personalstärke wie
auch die einsatzbedingten Zusatzkosten

angeht – sind Einsätze im Rahmen der
Nato: Dazu gehören etwa die Ausbildungs-
und Trainingsmission „Resolute Support
Mission“ in Afghanistan, die die Bundesre-
gierung um 130 Soldaten auf nunmehr bis
zu 980 Soldaten aufstocken will, sowie etwa
der am längsten währende Einsatz der Bun-
deswehr – die KFOR-Mission im Kosovo mit
aktuell bis zu 850 Soldaten.

Entlastung Auch in zwei andere Krisenher-
de will die Bundesregierung mehr militäri-
sches Personal entsenden. So könnte die Be-
teiligung im Rahmen der UN-Mission Mi-
nusma in Mali deutlich erhöht werden, vor
allem, um dort die französischen Streitkräf-
te zu entlasten – im Moment sind zehn
Bundeswehrsoldaten vor Ort, im Gespräch
ist eine Aufstockung auf bis zu 650. Zudem
denkt die Bundesregierung auch über eine
Ausweitung der Ausbildung kurdischer
Kämpfer im Nordirak für den Kampf gegen
den IS nach – mit bis zu 150 statt der bisher
100 Soldaten. Keine Verlängerung soll es in-
des bei der Nato-Mission „Active Fence“ ge-
ben, also bei der Stationierung von Patriot-
Flugabwehrraketensystemen an der tür-
kisch-syrischen Grenze: Das Mandat läuft
Ende Januar aus, die Bundeswehr hat mit
der Rückverlegung begonnen. ahe T

Allianz zur Selbstverteidigung
SYRIEN-MISSION Rechtsexperten halten den Einsatz der Bundeswehr im Nahen Osten für verfassungskonform

E
in bedrohlicher Feind schweißt
Länder manchmal schnell zu-
sammen: Die Bundesregierung
begreift den Syrien-Einsatz der
Bundeswehr als Beitrag Deutsch-
lands zur „kollektiven Selbstver-

teidigung“. Anders könne man der Terrormi-
liz „Islamischer Staat“ (IS) nicht begegnen.
Die radikal-islamischen Terroristen bedroh-
ten nicht nur Syrien und den Irak, sondern
„den Weltfrieden“, heißt es zur Begründung
des am vergangenen Freitag vom Bundestag
beschlossenen Einsatzes deutscher Soldaten
in Syrien.
Doch bewegt sich die Regierung damit recht-
lich auf sicherem Boden? Nicht ganz, meint
der Leipziger Staatsrechtler Christoph De-
genhart. Er hält den Syrien-Einsatz zwar für
„verfassungsrechtlich vertretbar“. Die Rechts-
lage sei aber „nicht eindeutig“. Anders der
Göttinger Völkerrechtler Frank Schorkopf. Er
meint, der Bundeswehreinsatz in Syrien kön-
ne „sowohl völkerrechtlich als auch verfas-
sungsrechtlich gerechtfertigt werden“. Beide
Juristen äußerten sich auf Anfrage von „Das
Parlament“. Ein Gutachten des Wissenschaft-
lichen Dienstes des Deutschen Bundestages,
auf das sich in der Debatte am Mittwoch
auch Bundesaußenminister Frank-Walter
Steinmeier (SPD) berief, kommt zum selben
Befund wie Schorkopf.
Laut Bundesregierung erfolgt die Mission auf
Grundlage der UN-Charta, des EU-Vertrages
von Lissabon und mehrerer Resolutionen
des UN-Sicherheitsrates. Ziel sei die „Verhü-
tung und Unterbindung terroristischer
Handlungen durch den IS“. Konkret beruft

sich die Regierung auf Artikel 51 der Charta
der Vereinten Nationen. Danach können
Staaten im Rahmen des „kollektiven Selbst-
verteidigungsrechts“ mit militärischen Mit-
teln gegen andere Staaten vorgehen. In Arti-
kel 51 heißt es wörtlich: „Diese Charta be-
einträchtigt im Falle eines bewaffneten An-
griffs gegen ein Mitglied der Vereinten Natio-
nen keineswegs das naturgegebene Recht zur
individuellen oder kollektiven Selbstverteidi-
gung, bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung
des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit erforderlichen Maß-
nahmen getroffen hat.“
Doch wie sind die Terroran-
schläge von Paris einzustu-
fen? Die Frage sei, betont De-
genhardt, „ob ein bewaffne-
ter Angriff eines Staates auf
einen anderen Staat vorliegt“.
Terroristische Angriffe, etwa
von Al-Qaida, seien bislang
nicht als staatliche, sondern
als „nicht-staatliche Hand-
lungen“ eingestuft worden.
Der IS betrachte sich jedoch
selbst als Staat. Er bestehe
nicht nur aus einzelnen Gruppen, sondern
herrsche über ein Gebiet. „Der IS übt fak-
tisch staatliche Befugnisse aus“, urteilt De-
genhardt. Er verfüge über eine eigene Verwal-
tung und „Justiz“.
Nach Ansicht von Frank Schorkopf hat die
völkerrechtliche Entwicklung der vergange-
nen 15 Jahre gezeigt, dass ein „bewaffneter
Angriff“ auch vorliegen könne, „wenn ein
Staat von nicht-staatlichen Akteuren gewalt-

sam, mit erheblicher organisierter Gewalt
angegriffen wird“. Mit dem IS existiere „ein
nichtstaatlicher Akteur, der zu entsprechen-
den Gewaltmaßnahmen in der Lage ist“. Da-
zu komme, dass der IS von syrischem Terri-
torium aus agiere und der syrische Staat
nicht willens oder in der Lage sei, solche An-
griffe zu verhindern. In derartigen Fällen
könne sich „ein angegriffener Staat auf dem
fremden Territorium auch ohne Einladung
gegen den Angriff verteidigen“, betont
Schorkopf.

Dass die Bundesregierung
ohne ein ausdrückliches
Mandat des UN-Sicher-
heitsrats handelt, hält der
Göttinger Professor für un-
bedenklich: „Das Selbstver-
teidigungsrecht ist ein na-
türliches Recht der Staaten,
das grundsätzlich keiner
Autorisierung durch den Si-
cherheitsrat bedarf.“ Es sei
bislang rechtlich nicht ge-
klärt, ob ein Auslandsein-
satz der Bundeswehr stets
eines zusätzlichen Mandats

durch ein „System kollektiver Sicherheit im
Sinne des Grundgesetzes“ bedürfe.
Damit verweist Schorkopf auf Artikel 24, Ab-
satz 2 des Grundgesetzes, in dem es heißt:
„Der Bund kann sich zur Wahrung des Frie-
dens einem System gegenseitiger kollektiver
Sicherheit einordnen.“ Das Bundesverfas-
sungsgericht urteilte zudem, Artikel 24 biete
auch die Grundlage „für eine Verwendung
der Bundeswehr zu Einsätzen, die im Rah-

men und nach den Regeln dieses Systems
stattfinden“. Mit diesen Worten billigte das
Karlsruher Gericht am 12. Juli 1994 grund-
sätzlich Einsätze der Bundeswehr außerhalb
des Nato-Gebiets („Out of area“). Die Richter
machten klar, dass sie nicht nur die Vereinten
Nationen, sondern auch die Nato als ein sol-
ches Sicherheits-System ansehen. Auf dieser
Rechtsprechung basierte auch der Einsatz
deutscher Tornado-Aufklärungsflugzeuge in
Afghanistan im Jahr 2007. Damals sollten die
Piloten der Luftwaffe für die Nato geheime
Stellungen der Taliban-Kämpfer aufspüren.
Gegen den IS kämpft nun eine breite Allianz,
der schon mehr als 60 Staaten angehören.
Nach den Angriffen des IS auf Paris am
13. November 2015 hat sich erstmals ein
EU-Mitgliedstaat – nämlich Frankreich – auf
die im EU-Vertrag verankerte „Beistandsklau-
sel“ berufen. Alle EU-Mitgliedstaaten haben
Frankreich daraufhin ihre Solidarität und ih-
ren Beistand zugesichert.
Der Völkerrechtler Schorkopf sagt, Frank-
reich habe diese Klausel in Artikel 42 des
EU-Vertrages „zur Überraschung vieler Beob-
achter“ dem Artikel 5 des Nato-Vertrages
(„Bündnisfall“) vorgezogen, um Beistand
einzufordern. Schließlich habe das Bundes-
verfassungsgericht den Gehalt der EU-Ver-
tragsnorm bislang eher „zurückhaltend in-
terpretiert“. Im Lissabon-Urteil von 2009 ha-
be das Gericht offengelassen, ob die Bei-
standsklausel überhaupt „eine Bindungswir-
kung hat“. Die Mitgliedstaaten hätten „ein
Ermessen“, ob sie dem antragstellenden Mit-
gliedstaat mit militärischen Mitteln zur Seite
stünden.

Wörtlich heißt es in Artikel 42, Absatz 7 des
EU-Vertrages: „Im Falle eines bewaffneten
Angriffs auf das Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats schulden die anderen Mitglied-
staaten ihm alle in ihrer Macht stehende Hil-
fe und Unterstützung im Einklang mit Arti-
kel 51 der Charta der Vereinten Nationen.“
Weiter heißt es, die Zusammenarbeit in die-
sem Bereich bleibe „im Einklang“ mit den
im Nato-Vertrag eingegangenen Verpflich-
tungen. Und diese lauten in Artikel 5 Nato-

Vertrag: „Die Parteien vereinbaren, dass ein
bewaffneter Angriff gegen eine oder mehrere
von ihnen in Europa oder Nordamerika als
ein Angriff gegen sie alle angesehen werden
wird; sie vereinbaren daher, dass im Falle ei-
nes solchen bewaffneten Angriffs jede von
ihnen (...) der Partei oder den Parteien, die
angegriffen werden, Beistand leistet (…).“

Klagemöglichkeiten Eine Klage der Opposi-
tion vor dem Bundesverfassungsgericht hal-
ten beide Rechtsexperten nicht für aussichts-
reich. Theoretisch könnte die Verfassungsmä-
ßigkeit des Syrien-Einsatzes zwar durch ein
Normenkontrollverfahren überprüft werden.
Nach Schorkopfs Einschätzung wäre eine
abstrakte Normenkontrollklage der Links-
fraktion aber unzulässig, weil die Mitglieder
der Fraktion nicht ein Viertel der Mitglieder
des Bundestages ausmachen. „Selbst wenn
die Grünen-Fraktion hinzukäme, wäre das
Quorum nicht erreicht“, betont Schorkopf.
Bliebe noch das Organstreitverfahren. Doch
mit einer Organklage könnte die Linksfrakti-
on nur geltend machen, dass der Bundestag
oder die Fraktion selbst in ihren verfassungs-
mäßigen Rechten verletzt werde. Da die Re-
gierung das Parlament jedoch „nicht umgan-
gen“ habe, sagt Degenhart, sehe er hier keine
Aussicht auf Erfolg. Er stellt klar: „Es gibt kei-
ne Klagemöglichkeit einer im Bundestag bei
einer Abstimmung unterlegenen Minder-
heitsfraktion gegen einen Mehrheitsbe-
schluss.“ Norbert Demuth T

Der Autor arbeitet als rechtspolitischer
Korrespondent in Karlsruhe.

Die Bundeswehr beteiligt sich ab sofort mit Tornados, einer Fregatte und einem Tankflugzeug am Kampf gegen die Terrororganisation „Islamischer Staat“. Die Linksfraktion erwägt, dagegen vor dem Bundesverfassungsgericht zu klagen. © picture-alliance/dpa/ZUMAPRESS.com

»Die Terror-
organisation IS

übt faktisch
staatliche
Befugnisse

aus.«
Christoph Degenhardt,
Staatsrechtler in Leipzig

> STICHWORT
Das Syrien-Mandat

> Soldaten Bis zu 1.200 Soldaten der
Bundeswehr sollen „zur Unterstützung
Frankreichs, Iraks und der internationa-
len Allianz gegen den „Islamischen
Staat“ (IS) vorrangig im und über dem
Operationsgebiet des IS in Syrien einge-
setzt werden.

> Aufgaben Die Bundeswehr beteiligt
sich hauptsächlich mit ihren Tornados an
Aufklärungsflügen sowie an der Satelli-
ten-Aufklärung. Hierfür werden allein
zwischen 400 und 500 Soldaten benö-
tigt. Etwa 300 sollen zudem zum Schutz
des französischen Flugzeugträgers
„Charles De Gaulle“ entsandt werden.
150 sind für die Tankflugzeuge vorgese-
hen, die auch französische Kampfjets
betanken sollen.



4 KLIMAGIPFEL Das Parlament - Nr. 50-51 - 07. Dezember 2015

Schaulaufen fürs Klima
UN-KLIMAKONFERENZ Zwölf Tage lang geht es in Paris um die Verringerung der Erderwärmung

N
ukufetau ist ein Atoll, das
es schon bald nicht mehr
geben könnte. Wie sehr
die Insel im Pazifischen
Ozean vom Klimawandel
bedroht ist, zeigt ein Foto

am Stand von Tuvalu bei der Pariser Kli-
makonferenz,der Conference of the Parties
(COP21): Nur die Bäume ragen da noch
aus dem Wasser. Nachdem der Wirbel-
sturm „Pam“ im Frühjahr in der Region
wütete, mussten viele der rund 500 Bewoh-
ner von Nukufetau ihre Häuser verlassen.
An „Pam“ erinnert sich auch Enele Sopoa-
ga sehr gut. Er ist der Regierungschef von
Tuvalu, der britischen Ex-Kolonie, zu der
auch Nukufetau gehört. Der energische
59-Jährige tritt bei der COP21 als Anwalt
seiner 10.000 Landsleute auf: „Keiner der
anderen Staatenlenker hier kann sagen,
dass sein gesamtes Gebiet und alle seine
Bürger verschwinden werden, wenn die Er-
derwärmung über 1,5 Grad steigt“, sagt er
in seiner engagiert vorgetragenen Eröff-
nungsansprache, die die vorgeschriebene
Redezeit von drei Minuten deutlich über-
schreitet.
Sopoaga wird als Leiter seiner Delegation
die ganzen zwölf Tage in
Paris am Verhandlungstisch
sitzen. Dasselbe kündigte
auch Anote Tong an, der
Regierungschef des Insel-
staats Kiribati, dem dassel-
be Schicksal droht wie Tu-
valu. Die anderen Staats-
und Regierungschefs reis-
ten dagegen nach dem ers-
ten Tag wieder ab. „Die ers-
te Woche ist eine Verhand-
lerwoche, in der die Dinge
eruiert werden“, bemerkt
der Chefverhandler der
deutschen Delegation, Karsten Sach. Am
Verhandlungstisch mit seinen rund
80 Plätzen sowie in Arbeitsgruppen und
noch kleineren Gesprächskreisen wird da-
bei auf verschiedenen Ebenen über den
rund 50-seitigen Entwurf für das neue Kli-
maabkommen diskutiert. Die meisten Mi-
nister kommen erst in der zweiten Woche
wieder, wenn die Gespräche in die heiße
Phase gehen und dann die ganze Nacht
dauern könnten. Die Veranstalter haben
deshalb Nachtbusse und ein Catering rund
um die Uhr organisiert.

Klimaziele Auf dem Tisch liegen bereits
die Klimaziele von mehr als 180 Staaten.
„Null komma null“ sei das, kritisiert So-
poaga erbost. Die Verpflichtungen der ein-
zelnen Länder ergeben nämlich immer
noch eine Erderwärmung um 2,7 Grad –
deutlich zu viel für Länder wie Kiribati
oder Tuvalu, die damit im Meer versinken
müssten. Einen Investitionsstopp in Kohle-
bergwerke fordern deshalb mehrere Pazi-
fikstaaten, um damit an der Wurzel gegen

den Klimakiller Kohle vorzugehen. Eine
Forderung, die Indien klar ablehnt. Der in-
dische Pavillon auf dem Gelände der Kli-
makonferenz ist einer der spektakulärsten.
Hinter einem künstlichen Wasserfall wird
das indische Klimaprogramm in wenigen
Sätzen auf die Wände projiziert. „Wir müs-
sen unseren Lebensstil gleichberechtigt än-
dern“, lautet so ein Satz von Regierungs-
chef Narendra Modi. Er umschreibt seine
viel geäußerte Forderung nach „Klimage-
rechtigkeit“, denn Indien will sich das
Recht auf Entwicklung nicht nehmen las-
sen, indem es auf Kohle verzichtet.

Deutscher Pavillon Zum Schaulaufen der
nationalen Klimapolitik dienen auch die
anderen Länderpavillons in Halle zwei und
Halle drei auf dem Messegelände von Le
Bourget bei Paris. Deutschland, das sich
hinter dem indischen Pavillon präsentiert,
setzt vor allem auf seine „Side Events“, bei
denen hinter verschlossenen Türen zwölf
Tage lang über Themen wie Solarenergie
oder Klimainvestitionen diskutiert wird.
Deutlich ruhiger geht es auf der anderen
Seite der „Champs Elysées“ zu, jenem
Hauptweg durch das Konferenzgelände. In

Halle vier zeigen die Nicht-
Regierungsorganisationen
ihre Aktivitäten zum Kli-
maschutz. Die Spanne
reicht von Hilfsorganisatio-
nen wie Caritas oder
UNICEF über Umwelt-
schutzgruppen bis zu Wis-
senschaftlern, beispielswei-
se von der Universität Zü-
rich.
„Uns geht es hier nicht um
die 1,5 Grad“, sagt Tha-
meur Debouba vom fran-
zösischen Roten Kreuz.

„Wir helfen Menschen, die Klimarisiken
besonders ausgesetzt sind und bereiten sie
auf künftige Katastrophen vor.“ So bringt
er den Bewohnern gefährdeter Regionen
bei, wie sie ihre Rucksäcke packen, um im
Fall einer Evakuierung das Nötigste dabei
zu haben. Debouba weiß aus eigener Er-
fahrung, dass auch europäische Städte
nicht vor Klimakatastrophen gefeit sind,
denn der Lehrer, der als Freiwilliger für das
Rote Kreuz arbeitet, lebt in der Nähe von
Nizza. Dort starben erst im Oktober
21 Menschen nach Regenfällen, die die Re-
gion an der Côte d’Azur bisher so noch
nicht erlebt hatte. „Das Wasser ging inner-
halb von einer Stunde nieder und zerstörte
alles“, erinnert sich der bärtige junge
Mann. Besonders bedroht vom Klimawan-
del seien alle Städte am Meer: Nizza eben-
so wie Monaco, Lissabon oder New York.
Um Städte geht es nächste Woche im Paral-
lelprogramm zu den Klimaverhandlungen,
der Lima-Paris Action Agenda (LPAA). Ein-
zelmaßnahmen von Unternehmen und
Nicht-Regierungsorganisationen werden da
nach vorne gebracht. Den Auftakt machte
am 2. Dezember der „Waldtag“, der gleich
zu Beginn einen prominenten Fürsprecher
hatte: Prinz Charles. Der britische Thron-
folger ist seit Jahren als engagierter Klima-
schützer bekannt und hatte im Jahr 2007

eine Stiftung zum Schutz der Regenwälder
gegründet. „Es ist ganz einfach: wir müs-
sen die Wälder retten“, sagt der Prince of
Wales in seiner Ansprache. „Es gibt keinen
Plan B zur Bekämpfung des Klimawandels
ohne sie.“

Schutz der Wälder Zwölf Millionen Hek-
tar Wald werden weltweit jedes Jahr zer-
stört, was mit elf Prozent zu den Treib-
hausgasemissionen beiträgt. „Meine
Landsleute brauchen den Wald zum Ko-
chen“, rechtfertigt der ghanaische Präsi-
dent John Dramani Mahama am Rande
der Konferenz die massive Abholzung in
seinem Land. Doch der Waldschutz ge-
hört zu den zentralen Anliegen der Klima-
konferenz: Das Programm zur Verringe-
rung von Emissionen aus Entwaldung

und Degradierung von Wäldern (REDD)
soll Teil des Klimaabkommens werden,
um dann im großen Stil umgesetzt zu
werden. REDD funktioniert als Mechanis-
mus, bei dem Entwicklungsländer Aus-
gleichszahlungen für eine ambitionierte
Waldschutzpolitik aus den Industrielän-
dern erhalten. Bestes Beispiel ist Kolum-
bien, das bei der COP21 eine neue Part-
nerschaft mit Deutschland, Großbritan-
nien und Norwegen eingeht. Das südame-
rikanische Land, das als Musterschüler in
Sachen Waldschutz gilt, erhält für jede
nachweislich vermiedene Tonne CO2 fünf
Dollar. Insgesamt hat die Vereinbarung
ein Volumen von 100 Millionen Dollar.
Neben Kolumbien sind es vor allem die
südamerikanischen Staaten Brasilien und
Peru, die sich anstrengen beim Schutz ih-

rer Wälder. Peru als Gastgeber der Klima-
konferenz 2014 schickte einige seiner Ur-
einwohner nach Paris, die in traditioneller
Kleidung und mit Federschmuck uner-
müdlich für die Fotografen posieren. Sie
haben mit Prinz Charles einen prominen-
ten Fürsprecher. „Für die Ureinwohner
geht es darum, auf angemessene Art ihre
Ressourcen, Tradition und Kultur zu
schützen“, sagt der 67-Jährige.
Der Thronfolger ist nicht nur nach Paris
gekommen, um über das Klima zu re-
den, sondern auch, um seine Solidarität
mit Frankreich zu zeigen. Denn nach
den Anschlägen vom 13. November, bei
denen Islamisten 130 Menschen töteten,
war nicht sofort klar, ob die COP21 tat-
sächlich stattfinden kann. Doch die fran-
zösische Regierung hielt an der Konfe-
renz fest, lediglich Kundgebungen außer-
halb des Geländes wurden verboten.

Unter Polizeischutz 11.000 Polizisten si-
chern das internationale Großereignis:
8.000 sind für die Kontrolle der Grenzen
zuständig und 2.800 wachen über die
Teilnehmer. Zu spüren ist die Polizeiprä-
senz vor allem in Le Bourget, jener grau-
en Vorstadt im Norden von Paris, wo die
Klimakonferenz stattfindet. Auf dem ins-
gesamt 18 Hektar großen Konferenzge-
lände wurde jeder Kanaldeckel geprüft.
„Minenräumung Zivilsicherheit“ steht
auf roten Klebern, die zu beiden Seiten
jedes gusseisernen Deckels angebracht
sind. Für die Sicherheit der Konferenz
selbst sind allerdings nicht die Franzosen
zuständig, sondern die UNO. Sicher-
heitsbeamte in blauen UN-Uniformen
patrouillieren unauffällig zwischen den

14.000 Delegierten, 3.000 Journalisten
und tausenden Beobachtern.
Doch wer nach Le Bourget kommt, sorgt
sich in der Regel nicht um Terroristen.
„Ich habe keine Angst, denn ich komme
aus Indonesien. Dort sind wir vor An-
schlägen auch nicht sicher“, sagt eine
junge Forscherin, die sich mit dem Wald-
schutz beschäftigt. „Man hat überall ein
Risiko“, antwortet auch Kisselminan
Coulibaly, der aus der Elfenbeinküste
angereist ist. Für ihn ist es wichtiger, dass
die Anliegen der Afrikaner auf der Kon-
ferenz gehört werden. Denn Afrika stößt
nur vier Prozent des CO2 weltweit aus,
gehört aber zu den Regionen, die vom
Klimawandel am meisten betroffen sind.
„Tschad bei der COP21“ heißt ein eige-
ner Stand, der die Probleme des afrikani-
schen Landes erklärt. Dazu gehört vor al-
lem die Austrocknung des Tschad-Sees,
der in den vergangenen Jahrzehnten von
25.000 Quadratkilometern auf 4800
Quadratkilometer schrumpfte. Dabei le-
ben 38 Millionen Menschen vom Wasser
des Sees. Schon seit 20 Jahren werde das
Problem bei Klimakonferenzen zur Spra-
che gebracht, kritisiert der tschadische
Präsident Idriss Déby beim Afrika-Gipfel
mit dem französischen Präsidenten
François Hollande gleich zu Beginn der
Konferenz. „Und ich bin nicht sicher,
dass ich heute ein offenes Ohr finde.“
Für ihn drängt die Zeit ebenso wie für
Enele Sopoaga aus Tuvalu, auch wenn
ihre Länder gut 18.000 Kilometer ausei-
nanderliegen. Christine Longin

Die Autorin ist freie
Korrespondentin in Paris.

Der Klimawandel und der damit verbundene Anstieg des Meeresspiegels bedroht unter anderem den Inselstaat Kiribati. In Paris setzen sich Vertreter dieser Staaten daher für sehr ambitionierte Ziele ein. © picture-alliance/Andre Seale/WaterFrame/dpa

Gipfel mit eigener Dynamik
VERHANDLUNGEN Bis zum Wochenende müssen noch viele Probleme gelöst werden

Die Dynamik von Weltklimagipfeln folgt
inneren Gesetzmäßigkeiten, die zu einer
Art „typischem Verlauf“ führen. Die
21. Conference of the Parties (COP21) in
Paris macht da keine Ausnahme. Auch
wenn dieser Gipfel mit einem Pauken-
schlag eröffnet worden ist. Am 30. Novem-
ber haben 151 Staats- und Regierungschefs
warme Worte oder eindringliche Mahnun-
gen gesprochen sowie mehr oder weniger
großzügige Angebote gemacht. Und die
ersten zwei Tage ließ sich das ganze wohl
auch ganz gut an. Nach Angaben aus ver-
schiedenen Verhandlungsdelegationen wa-
ren die Gespräche konstruktiv und um
Kompromisse bemüht.
Aber seit vergangenen Mittwoch geraten
die Verhandlungen offenbar wieder in das
übliche Fahrwasser: Alle wollen ihre Ver-
handlungsposition verbessern, wiederho-
len ihre alt bekannten Maximalpositionen
und beschwören auf den Fluren das Schei-
tern herauf. Wenn die Minister dann in
dieser Woche wieder die Verhandlungen
übernehmen, dürften sie zumindest das
Gefühl haben, in Paris wirklich gebraucht
zu werden.

Es gibt unzählige Streitpunkte, die teilwei-
se technisch und rechtlich schwer zu lösen
sind. Aber es gibt vier Themen, die auch
dann noch auf dem Tisch liegen werden,
wenn die Delegationen erfolgreich verhan-
deln und aus dem inzwischen um weitere
fünf Seiten gekürzten Verhandlungstext –
am Freitag hatte er 50 Seiten – noch dut-
zende eckiger Klammern herausverhandelt
haben sollten. Die eckigen Klammern ste-
hen für die Streitpunkte, für die es mehrere
Abstimmungsvarianten gibt.

Verbindlichkeit klären Politisch geklärt
werden müssen die Verbindlichkeit von
Klimazielen und Finanzierungszusagen;
die Grundsatzfrage, ob alle Staaten glei-
chermaßen zum Klimaschutz beitragen
sollen; die Forderung vor allem kleiner In-
selstaaten, ein 1,5-Grad-Ziel anzustreben
anstatt das bisher verfolgte Ziel, die globale
Erwärmung unter zwei Grad im Vergleich
zum Beginn der Industrialisierung zu hal-
ten; und wer für die Verluste und Schäden
aufkommt, die arme Entwicklungsländer
und Inselstaaten auf jeden Fall erleiden
werden.

Die Europäer kämpfen weiterhin um einen
völkerrechtlich verbindlichen Vertrag. Al-
lerdings haben sie sich von der Idee verab-
schiedet, dass dieser Vertrag eine Neuaufla-
ge des Kyoto-Protokolls werden könnte.
Der völkerrechtlich verbindliche Vertrag
dürfte ein knappes Papier sein, das der
amerikanische Präsident Barack Obama ra-
tifizieren kann, auch ohne dafür Kongress
und Senat zu fragen. Dazu kommen dann
Beschlüsse darüber, wie der Pariser Klima-
vertrag im Lauf der kommenden Jahre wei-
ter an die klimapolitischen Notwendigkei-
ten angepasst werden kann, und welchen
Stellenwert die mehr als 170 vorgelegten
nationalen Klimaschutzpläne haben sol-
len. Das kann durchaus erfolgreicher sein
als das Kyoto-Protokoll, aus dem sich Ka-
nada ganz legal verabschiedet hat, als ab-
sehbar war, dass die Ölsandförderung in
Alberta mit den Kyoto-Zielen Kanadas
nicht in Einklang zu bringen war. Womög-
lich ist die Schande, die eigenen Klimaziele
nicht einhalten zu können, ein wirksame-
res Mittel, um Verbindlichkeit herzustellen.
Zumal ein großer Teil der Welt das euro-
päische Rechtsverständnis nicht teilt.

Wie die Klimaverpflichtungen überprüft
werden, welche Informationen geliefert
und wie die Finanzierungszusagen nachge-
wiesen werden müssen, ist ein weiterer
umkämpfter Punkt. Die Details werden
mit hoher Wahrscheinlichkeit auf weiteren
Konferenzen ausverhandelt. Aber einen
Grundsatzbeschluss brauchen die Verhand-
ler, um glaubwürdig behaupten zu kön-
nen, dass auf der Basis des Pariser Gipfels
das Zwei-Grad-Ziel noch erreichbar ist.

Widerstand Der Widerstand gegen die In-
sel-Forderungen, ein 1,5-Grad-Ziel zu ver-
einbaren, oder zumindest in Erwägung zu
ziehen, ist groß. Das dürfte wohl scheitern.
Wie das Thema Verluste und Schäden
(„Loss and Damage“) im finalen Vertrags-
text verankert wird, direkt oder nur als
Fußnote mit Verweis auf den vor zwei Jah-
ren beschlossenen Warschau Mechanismus
zum Thema oder auch gar nicht, gehört
ebenfalls zu den harten Verhandlungsnüs-
sen. Dagmar Dehmer T

Die Autorin ist Politikredakteurin
beim „Tagesspiegel“ in Berlin.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Wir müssen
unseren

Lebensstil
gleichbe-
rechtigt
ändern.«

Narendra Modi, Indien
Prinz Charles will Klimaschutz durch Rettung der Regenwälder. © picture alliance/ ZUMAPRESS
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Geht den Bergbaufirmen
bald die Kohle aus?
FINANZIERUNG Investoren weltweit am Pranger

Eindringlicher könnten die Bilder zum
Start des UN-Klimagipfels in Paris gar
nicht sein: Menschen, die sich keuchend
und schwer atmend mit Mundschutz
durch einen bleiernen Nebel bewegen, der
keinerlei Sonnenstrahlen durchlässt. In
China wird in diesen Tagen jedem klar, wie
wichtig Umweltschutz ist. Klimakiller
Nummer Eins ist im Land der nicht mehr
roten, sondern schmutzig-gelben Sonne
der Abbau von Kohle. Doch während sich
in den zurückliegenden Jahren der Protest
vieler Umweltaktivisten gegen den Kohle-
abbau selbst richtete, ste-
hen heute andere Akteure
am Pranger: die Investoren,
die Energiefirmen erst in
die Lage versetzen, neue
Kraftwerke zu bauen.
Dabei hat die Politik be-
reits seit langer Zeit die Zie-
le vorgegeben. Zuletzt hat-
ten sich die G7-Staaten bei
ihrem Treffen im bayeri-
schen Elmau zu einem
weltweiten Ausstieg aus
den fossilen Energien bis
zum Ende des Jahrhunderts
bekannt. Die Bundeskanzlerin hatte das
Ziel der Dekarbonisierung eigens in die Be-
schlüsse des G7-Treffens hineinverhandelt.
Parallel dazu richtete sich das Augenmerk
der Politik nicht zuletzt unter dem Druck
einer immer kritischeren Öffentlichkeit auf
staatliche und halbstaatliche Finanzinves-
toren. Beim UN-Klimagipfel in New York
im September 2014 kündigte deshalb Bun-
desumweltministerin Barbara Hendricks
(SPD) eine umfassende Überprüfung an,
ob sich zum Beispiel die deutsche Banken-
gruppe der Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) in ihrer bisherigen Förderpraxis an
den Klimazielen der Bundesregierung hal-
te. Im Dezember vor ziemlich genau ei-
nem Jahr legte deshalb auch Bundeswirt-
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) dem
Wirtschaftsausschuss des Bundestages ei-
nen Bericht über die künftigen Vorgaben
für Kohlefinanzierungen im Ausland vor.
Dem waren monatelange
Verhandlungen mit dem
Bundesumweltministerium
vorausgegangen. Hen-
dricks‘ Haus hatte verlangt
hatte, dass Deutschland aus
der Kohlefinanzierung im
Ausland aussteigen werde.
Und so sah es der Bericht
auch vor. „Die Bundesre-
gierung ist damit insgesamt
international in einer Vor-
reiterrolle“, hieß es darin.
In Deutschland führte dies
selbst bei Umweltaktivisten
zu einem erleichterten Aufatmen und ei-
nem zeitweiligen Ende der Klima-Allianz-
Kampagne „KfW-Kohlefrei“.
Doch so einfach, wie die Politik sich Ziele
setzt, so schwer ist es, sie auch in der Praxis
wirklich umzusetzen. Denn trotz der De-
batte über die neuen Vorgaben für Kohle-
geschäfte im Ausland hat die KfW auch
2014 noch Kohleprojekte finanziert: in
China, im Kosovo, in Mazedonien, in Ser-
bien, in Indonesien und selbst noch in der
fernen Mongolei soll ein Kohlekraftwerk
effizienter gemacht werden. In einer Ant-
wort (18/5553) auf eine Kleinen Anfrage
der Grünen (18/5289) bekräftigt die Bun-
desregierung dabei ihre Position, dass „ein-
heitliche Standards für Exportkredite und

Exportkreditgarantien für Kohlekraftwerke
notwendig sind, die mit dem Ziel einer Be-
grenzung des globalen Klimawandels ver-
einbar sind.“ Eine gezielte „deutsche Koh-
le-Infrastrukturförderung im Ausland“ exis-
tiere nicht. Trotzdem fordern mittlerweile
Länder wie die USA, Großbritannien und
Frankreich, die Finanzierung von Kohle-
projekten im Ausland künftig ganz zu un-
terlassen.
Doch das genügt vielen Umweltaktivisten
in Paris, wie dem internationalen Netz-
werk „Fossil Free“ oder der deutschen Um-

weltinitiative „urgewald“
nicht. Sie fordern, endlich
Ernst zu machen. „Desin-
vestment“, oder, auf Eng-
lisch, „Divestment“ lautet
ihre Forderung. Sie besagt
nichts anderes, als das Fi-
nanzinvestoren ihre liqui-
den Mittel aus solchen Un-
ternehmen abziehen soll-
ten – aus Gründen des Kli-
maschutzes, aber auch aus
eigenem, kühl kalkuliertem
Interesse heraus. Finanzin-
vestoren der „Carbon Tra-

cker Initiative“, einer Londoner Nichtregie-
rungsorganisation, weisen seit langem da-
rauf hin, dass das 2-Grad-Ziel, dem sich
die Weltgemeinschaft verpflichtet hat, nur
dadurch erreicht werden kann, dass ein
Großteil der heutigen Kohlevorräte unter
der Erde bleibt und nicht abgebaut wird.
Das aber bedeutet für viele Energiekonzer-
ne einen riesigen Wertverlust. Ihr Absturz
an der Börse sei nur mehr eine Frage der
Zeit, argumentieren sie. Er könnte das ge-
samte Weltfinanzsystem erschüttern.

Konzerndämmerung Rückendeckung be-
kommen solche Forderungen nun auch
vermehrt aus der Privatwirtschaft selbst.
Der Versicherungskonzern Allianz, einer
der größten Vermögensverwalter weltweit,
hat angekündigt, aus der Kohlefinanzie-
rung auszusteigen. „Wir werden nicht
mehr in Bergbau- und Energieunterneh-

men investieren, die mehr
als 30 Prozent ihres Umsat-
zes beziehungsweise ihrer
Energieerzeugung aus Koh-
le generieren“, kündigte Al-
lianz-Chefinvestor Andreas
Gruber an. Recht zügig wer-
de man deshalb auch ent-
sprechende Aktien verkau-
fen und Unternehmensan-
leihen auslaufen lassen.
Zugleich wolle die Allianz
viel mehr Geld in Wind-
energie stecken als bisher.
„Wir wollen damit die Ver-

handlungen auf dem Klimagipfel im De-
zember unterstützen, aber auch ein Zei-
chen setzen an unsere Branche und die Ka-
pitalmärkte“, sagte Gruber. Künftig würden
sich klimaschädliche Investments nicht
mehr rechnen. Von Investitionen in Wind
hingegen erhofft die Allianz sich immerhin
eine Rendite von fünf bis sechs Prozent.
Ebenso will der französische Versicherer
Axa schon länger raus aus der Kohle, ähn-
lich wie der norwegische Pensionsfonds,
einer der größten Staatsfonds der Welt.
Den Bergbauunternehmen könnte so bei
der Suche nach der Kohle schlicht die Koh-
le ausgehen. Christoph Birnbaum T
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Unterirdische Streitbeilegung
WIRTSCHAFT Gleichstromleitungen nach Bayern werden eingegraben. Keine Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung mit Kohle

Lange ging der Streit um den Stromlei-
tungsbau hin und her. Bürger gingen gegen
den Bau von Höchstspannungsleitungen
auf die Straße, in der Großen Koalition
wurde intensiv über den richtigen Weg für
den sauberen Windstrom aus den nord-
deutschen Küstenländern in den bayeri-
sche Süden debattiert und verhandelt. Die
Einigung kam relativ plötzlich und un-
spektakulär. Am Donnerstag beschloss der
Bundestag, dass die neuen Höchstspan-
nungsleitungen für Gleichstrom (HGÜ),
die einen Eckpfeiler der Energiewende dar-
stellen, wo immer möglich unter die Erde
verlegt werden sollen.
In der Nähe von Wohngebieten soll der
Freileitungsbau sogar unzulässig und da-
mit ein größtmögliches Maß an Akzeptanz
für die neuen Leitungen geschaffen wer-
den, sieht der vom Bundestag beschlossene
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von

Bestimmungen des Rechts des Energielei-
tungsbaus (18/4655, 18/5581, 18/6909)
vor. Für den Gesetzentwurf stimmten die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD,
während Die Linke den Entwurf ablehnte.
Die Grünen enthielten sich. Ein Ände-
rungsantrag der Linken und ein Entschlie-
ßungsantrag der Grünen (18/6929) wur-
den abgelehnt.

Wenig Risiken Mit den Gleichstromka-
beln soll Windstrom aus Norddeutschland
nach Süddeutschland transportiert werden.
Die breite Akzeptanz der Bürger sei ein
zentrales Element für das Gelingen der
Energiewende, heißt es in dem Entwurf.
Bei der Stromübertragung über größere
Entfernungen mittels HGÜ weise die Erd-
verkabelung vergleichsweise weniger Risi-
ken hinsichtlich der technischen Umset-
zung und der Kosten auf als eine ver-

gleichsweise Erdverkabelung von Dreh-
stromleitungen über lange Strecken. Zu-
dem lägen mit Gleichstrom-Erdkabeln
über längere Strecken mehr Erfahrungen
vor als mit Drehstrom-Kabeln. Im Dreh-
strombereich soll es daher beim Pilotcha-
rakter der Erdverkabelung bleiben. Die
Kosten werden von der Regierung mit drei
bis acht Milliarden Euro angegeben.
Mit dem Beschluss des von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Neuregelung des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes (18/6419, 18/6746)
nahm der Bundestag in einem weiteren Be-
reich der Energiewende eine Neujustierung
vor. Betreibern von Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen (KWK) soll mit der Verlänge-
rung des Förderrahmens auf Ende des Jah-
res 2022 ein höheres Maß an Planungssi-
cherheit gegeben werden. Weiterhin wird
die Förderdauer für Kleinanlagen und

Brennstoffzellen mit einer Leistung unter
50 Kilowatt auf 60.000 Stunden erhöht.
Neue KWK-Anlagen mit Kohle als Brenn-
stoff werden nicht mehr gefördert. CDU/
CSU und SPD stimmten dem Gesetzent-
wurf zu, die Grünen dagegen. Die Linke
enthielt sich. Zwei Entschließungsanträge
der Opposition (18/6919, 18/6922) wur-
den abgelehnt. Die KWK-Förderung wird
durch eine Umlage auf den Strompreis fi-
nanziert. Durch die Gesetzesänderung
dürften die Kosten für einen durchschnitt-
lichen Privathaushalt von derzeit neun auf
etwa 19 Euro im Jahr steigen. hleT

D
ass der Klimawandel eine
Gefahr ist und von der
UN-Klimakonferenz ein
Aufbruch für den Klima-
schutz ausgehen muss,
darin sind sich Koalition

und Opposition im Deutschen Bundestag
einig. Ob Deutschland aber die oft prokla-
mierte Vorreiterrolle bei dem Thema über-
nimmt oder doch noch mehr tun muss, das
ist zwischen CDU/CSU und SPD auf der ei-
nen und Grünen und Linken auf der ande-
ren Seite umstritten. Vergangene Woche hat-
te die Parlamentarier gleich zweimal die
Gelegenheit, darüber zu streiten: Während
am Donnerstag der Klimaschutzbericht
2015 der Bundesregierung (18/6840) und
die Antwort (18/6763) auf eine Große An-
frage der Grünen (18/5489) auf der Tages-
ordnung stand, ging es am Freitag vor-
nehmlich um den Pariser Klimagipfel.
Es gehe in der französischen Hauptstadt
um nichts weniger „als die Zukunft unseres
Planeten“, betonte Bundesumweltministe-
rin Barbara Hendricks (SPD) während der
Regierungserklärung am Freitag. Sie zeigte
sich zuversichtlich und verwies auf erste Er-
folge im Vorfeld der Konferenz. So hätten
beispielsweise die meisten Länder nationa-
le Minderungsziele vorgelegt.

Verhandlungsziele Doch die Staatenge-
meinschaft befinde sich nun in den „här-
testen zwei Wochen des Klimaprozesses“,
sagte Hendricks. Die Ministerin benannte
klare Verhandlungsziele (siehe auch Bei-
trag auf Seite 4): Verbindlichkeit zumin-
dest in Sachen Messung und Transparenz
und ein Mechanismus zur Ambitionsstei-
gerung samt Überprüfung alle fünf Jahre.
Staaten dürften nicht hinter ihre Zusagen
zurückgehen. Zudem reichten die bisher
gemachten Zusagen nicht aus, um das ver-
bindlich festzuschreibende 2-Grad-Ziel zu
erreichen. Ebenfalls wichtig sei die Klima-
finanzierung: Ärmere Staaten müssten bei
der Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels unterstützt werden. Die Staatenge-
meinschaft solle sich zudem auf die „Grü-
ne Null“ einlassen und bis Ende des Jahr-
hunderts auf fossile Energieträger verzich-
ten. Paris bedeute nicht den Endpunkt der
Klimadiplomatie, sondern müsse als „Aus-
gangspunkt“ für eine neue, erfolgreiche
Phase gesehen werden, betonte die Minis-
terin. Klimapolitik sei auch Entwicklungs-
und Friedenspolitik. „Von der Konferenz in
Paris hängt die Existenz ganzer Völker ab“,
sagte Hendricks. Für manche Inselstaaten
sei daher auch das 2-Grad-Ziel zu viel.
Auch Konflikte um Wasser, Böden und
Nahrungsmittel könnten entstehen, werde
dem Klimawandel nicht Einhalt geboten.
Ähnlich argumentierte Andreas Jung
(CDU). Er schlug den Bogen zum Syrien-
Einsatz, der just davor beschlossen wurde.
„Auch die Bedrohung durch den Klima-
wandel ist konkret“, sagte der Christdemo-
krat. Menschen seien deswegen schon ge-
storben. Deutschland stehe hierbei in der
Verantwortung. So sei der Wohlstand des
Lande auch auf Kohle und CO2-Ausstoß
zurückzuführen. Die Bundesrepublik sei
zudem trotz aller Fortschritte immer noch
unter den zehn größten Emittenten von
Treibhausgasen. „Dieser Verantwortung
werden wir gerecht“, betonte Jung und be-
zog damit auch das Wirken früherer Bun-
desregierungen mit ein. Deutschland gebe
nicht nur Absichterklärungen zu Protokoll,
sondern zahle beispielsweise bei der Kli-
mafinanzierung in „harter Währung“.

Der Traum ist aus Linken-Vorsitzende Kat-
ja Kipping wurde grundsätzlich. Sie stellte
die Systemfrage: „Kapitalismus oder Kli-
ma“, vor dieser Entscheidung stehe die
Welt, sagte Kipping mit Bezug auf die ka-
nadische Globalisierungskritikerin Naomi
Klein. Der Traum vom „Grünen Kapitalis-
mus“ sei ausgeträumt. Die Auswirkungen
des Klimawandels reihten sich ein in den
Reigen „großer globaler Ungerechtigkeiten“,
da sie vor allem die armen Länder mit „be-
sonderer Härte“ träfen. „Rein unverbindli-
che Zielvorgaben“ seien daher nicht ausrei-
chend, sagte Kipping mit Blick auf Paris.
Ebenso seien die „Klimakiller“ TTIP und
CETA abzulehnen, da sie Klimaschutz zu ei-
nem „Investitionshemmnis“ erklärten.
Anton Hofreiter (Bündnis 90/Die Grü-
nen) forderte, dass den Reden der versam-

melten Staatschefs auch Handlungen fol-
gen müssten. Denn bei vielen Menschen
sei die „Klimakrise“ schon angekommen.
„Klimaschutzkonferenzen sind wichtig
und bedeutsam, am Ende muss der Kli-
maschutz aber vor Ort umgesetzt wer-
den“, sagte der Grünen-Fraktionsvorsit-
zende. In Deutschland bestehe dabei ein
„gigantisches Umsetzungsdefizit“.
Bei aller Kritik drückte Anton Hofreiter
auch seine Hoffnung aus, dass es der
Bundesumweltministerin
gelingen möge, einen „gu-
ten Klimavertrag“ auszu-
handeln. Die Welt solle Pa-
ris 2015 nicht wegen des
Terrors in Erinnerung be-
halten, sondern weil dort
ein „gemeinsames Funda-
ment für eine bessere Zu-
kunft“ gelegt worden sei,
sagte Hofreiter.
Zwei Entschließungsanträ-
ge der Opposition zur Kli-
makonferenz lehnte der
Bundestag mit Stimmen
der Koalition ab. Ein gemeinsamer Antrag
von Linken und Grünen (18/6882) for-
derte, einer Entschließung des Europäi-
schen Parlaments zur EU-Klimapolitik zu
folgen. Ein weiterer Linken-Antrag (18/
6881), die Grünen enthielten sich bei der
Abstimmung, beinhaltete zahlreiche kli-
mapolitische Forderungen an die Bundes-
regierung auf internationaler und natio-
naler Ebene.

Die nationale Klimapolitik, die auch in der
Debatte zur Regierungserklärung aufgegrif-
fen wurde, bildete den Schwerpunkt der
Diskussion am Tag zuvor zum Klima-
schutzbericht 2015. Der Bericht gibt Aus-
kunft über das Fortschreiten des „Aktions-
programms Klimaschutz 2020“, das die
Bundesregierung vergangenes Jahr be-
schlossen hatte. Damit soll eine Lücke von
fünf bis acht Prozentpunkten geschlossen
werden, damit Deutschland sein 40-Pro-

zent-Ziel für 2020 erreicht.
Die Bedeutung des Klima-
schutzziels sei erheblich,
sagte Rita Schwarzelühr-
Sutter (SPD). „Wenn wir
international ambitionier-
te Ziele wollen und uns
dafür einsetzen, dann
müssen wir daheim auch
unsere Hausaufgaben ma-
chen. Und das tun wir.“
Die Umsetzung fast aller
über 100 Maßnahmen des
Aktionsprogramms sei in
Gang gesetzt worden und

werde kontinuierlich und transparent be-
gleitet. Man müsse aber auch die Wirkung
abwarten, konterte die Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesumweltministe-
rium Kritik der Opposition.
Der Klimaschutz sei bei Regierung und
Koalition „bestens aufgehoben“, sagte
Carsten Müller (CDU). Er mahnte aber
mehr Geschwindigkeit beim „Nationalen
Aktionsplan Energieeffizienz“ an, einem

wichtigen Bestandteil des Aktionspro-
gramms. Enttäuscht zeigte sich Müller
über die Umsetzung der steuerlichen För-
derung der energetischen Gebäudesanie-
rung. Hier stünden vor allem die Bundes-
länder auf der Bremse, sagte der Christde-
mokrat.

Mehr Anstrengungen Bärbel Höhn
(Bündnis 90/Die Grünen) forderte wesent-
lich mehr Anstrengungen von der Bundes-
regierung. „Schöne Worte allein reichen
nicht“, sagte die Vorsitzende des Umwelt-
ausschusses. Außer im Verkehrsbereich
müsse auch im Energiebereich nachgesteu-
ert werden. Das mache die Bundesregie-
rung aber nicht. Ganz im Gegenteil: Der
Ausbau von Photovoltaik werde blockiert,
gleichzeitig würden Braunkohlekonzerne
subventioniert, kritisierte Höhn.
Eva Bulling-Schröter (Die Linke) stellte
der Bundesregierung bei der Umsetzung
des Aktionsprogramms ein Zwischenzeug-
nis mit der Note „sehr mangelhaft“ aus.
Der „größte Rückschlag“ sei das Scheitern
der steuerlichen Förderung der energeti-
schen Gebäudesanierung. In diesem Be-
reich hätte eine Milliarde Euro zur Verfü-
gung gestellt werden müssen. Das Anreiz-
programm der Bundesregierung in Höhe
von 145 Millionen Euro sei im Vergleich
dazu ein „Witz“, sagte die Linken-Politike-
rin. Ein Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen (18/6900) zum Thema Kohle-
ausstieg wurde in namentlicher Abstim-
mung abgelehnt. Sören Christian Reimer T

Zahlreiche Menschen bildeten Ende November in München auf dem Olympiaberg mit weißen Umhängen einen symbolischen Glet-
scher, um ein Zeichen für den Klimaschutz zu setzen. © picture-alliance/dpa
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Nicht jeder liebt die Lebensmittelmärkte-Fusion
WIRTSCHAFT Auf einen Zusammenschluss von Edeka und Kaiser’s könnten höhere Preise für die Kunden folgen

Die Grünen haben sich klar gegen eine Fu-
sion der Lebensmitteleinzelhändler Edeka
und Kaiser’s Tengelmann ausgesprochen.
In einer aus der Fragestunde hervorgegan-
genen Aktuellen Stunde des Bundestages in
der vergangenen Woche bezeichnete es die
Grünen-Abgeordnete Kerstin Andreae als
nicht richtig, „dass wir eine weitere Kon-
zentration im Lebensmittelmarkt haben“.
Mit der Ablehnung sei ihre Fraktion nicht
allein, sagte Andreae. Auch der Bauernver-
band habe die Sorge, dass die Konzentrati-
on im Einzelhandel faire Vermarktungsbe-
dingungen untergrabe. Das müsse man
ernst nehmen in der Debatte, sagte An-
dreae mit Blick auf die anstehende Ent-
scheidung von Bundeswirtschaftsminister
Sigmar Gabriel (SPD). Nachdem das Bun-
deskartellamt die Fusion untersagt hatte,
hat jetzt Gabriel in Form einer „Ministerer-
laubnis“ über die Fusion zu entschieden.

Konkurrenzkampf Edeka sei bereits mit
27 Prozent Anteil Marktführer und werde

den Anteil durch die Fusion mit Kaiser’s
Tengelmann weiter erhöhen, sagte An-
dreae. Alternative Fortführungskonzepte
sollten geprüft und gute Arbeitsplätze er-
halten werden, „aber diese heiß gelaufene
Konzentrationsspirale im Handel ist ein
Problem“. Kaiser’s Tengelmann hat 451 Fi-
lialen mit den regionalen Schwerpunkten
Berlin, Südbayern und Nordrhein-Westfa-
len. Michael Schlecht (Linke) sagte, die
16.000 Beschäftigten von Kaiser’s Tengel-

mann seien Opfer eines „gnadenloses Kon-
kurrenzkampfes im Einzelhandelsbereich“.
Ein Grund dafür sei die zu geringe Binnen-
nachfrage. Schlecht äußerte die Befürch-
tung, dass es ohne Fusion zu einer Liqui-
dierung von Kaiser’s Tengelmann kommen
könnte. Das wäre ein weitaus dramatische-
rer Weg als die Fusion.
Matthias Heider (CDU) zeigte Verständnis
für die ablehnende Haltung des Bundes-
kartellamtes und auch der Monopolkom-

mission. Das Kartellamt sehe eine erhebli-
che Verschlechterung der Wettbewerbsbe-
dingungen. Die Auswahlmöglichkeiten der
Verbraucher würden eingeschränkt, Preiser-
höhungen seien möglich. „Ordnungspoli-
tisch halte ich die Untersagung durch das
Bundeskartellamt für völlig richtig“, sagte
Heider. Der Ansicht der Monopolkommis-
sion, dass eine Zustimmung durch den Mi-
nister nicht erteilt werden sollte, sei zuzu-
stimmen. Ob die Zusicherungen für den
Erhalt von Arbeitsplätzen rechtlich sicher
seien, sei zweifelhaft.

Gesellschaftlicher Nutzen Hans-Joachim
Schabedoth (SPD) sagte, Gabriel drücke
sich nicht vor Entscheidungen. Es gehe um
zwei Fragen: Was stifte den größten gesell-
schaftlichen Nutzen, und was nutze den
Beschäftigten, den Kunden und den Liefe-
ranten. Die Fragen seien für den Tengel-
mann-Eigentümer offenbar nicht so ent-
scheidend gewesen. Kaiser’s Tengelmann
habe nur mit Edeka und keinem anderen
Wettbewerber verhandelt.
Sollte der Verkäufer seine „bockige Igno-
ranz gegenüber kartellrechtlichen Beden-
ken nicht aufgeben, dann wird er riskieren,
dass der Wirtschaftsminister nicht anders
entscheidet als die Kartellwächter“, warnte
Schabedoth. hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Wenn bei Kaiser’s die Lichter ausgehen, verlieren 16.000 Menschen ihren Job.

Anzeige

Bausparkassen
werden gestärkt
FINANZEN Die deutschen Bausparkassen
werden angesichts der sie belastenden
Niedrigzinsphase gestärkt. Der Bundestag
beschloss am Donnerstag den Entwurf ei-
nes Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über Bausparkassen (18/6418,
18/6680, 18/6903), mit dem die Ge-
schäftsfelder dieser Spezialinstitute erwei-
tert werden. Die Koalitionsfraktionen
stimmten für den zuvor vom Finanzaus-
schuss in einigen Punkten geänderten Ent-
wurf, die Oppositionsfraktionen Linke und
Grüne stimmten dagegen.
Den Bausparkassen wird mit der Gesetzes-
änderung ermöglicht, Geld besser anzule-
gen, zum Beispiel in Aktien. Die ab 2017
vorgesehene Möglichkeit des Aktiener-
werbs ist begrenzt. So dürfen nur bis zu
fünf Prozent der sogenannten Zuteilungs-
masse in Aktien investiert sein. Außerdem
sollen Bausparkassen höhere Darlehen auf
Immobilien ausgeben dürfen. Die bisheri-
ge Grenze von 80 Prozent des Beleihungs-
wertes fällt weg.
Mit der Gesetzesänderung wird den Bau-
sparkassen außerdem die Möglichkeit ein-
geräumt, auch das Pfandbriefgeschäft zu
betreiben. Dadurch würden die Bauspar-
kassen kostengünstige Refinanzierungs-
möglichkeiten erhalten, etwa für die Ge-
währung von Darlehen oder zur Finanzie-
rung von Neutarifen. Die Bausparkassen
erhalten außerdem die Möglichkeit, in hö-
herem Umfang als bisher sonstige Baudar-
lehen neben den eigentlichen Bausparkas-
sendarlehen zu gewähren. Die Maßnahme
werde positive Auswirkungen auf die Er-
tragslage der Bausparkassen haben, erwar-
tet die Regierung. hle T

Erleichterung
für Reeder
FINANZEN Der Bundesrat will die maritime
Wirtschaft stärken und Steuererleichterun-
gen einführen. Der Bundestag überwies am
Donnerstag einen von den Ländern einge-
brachten Gesetzentwurf zur Erhöhung des
Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt
(18/6679) an die zuständigen Ausschüsse.
Die Länder vertreten darin die Ansicht, es
bedürfe zur Sicherung des seemännischen
Know-hows für die maritime Wirtschaft in
Deutschland verstärkter Anstrengungen.
Dazu soll der Lohnsteuereinbehalt von
jetzt 40 auf 100 Prozent erhöht werden.
Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD streben ebenfalls Erleichterungen für
die Seeschifffahrt an.
Der Lohnsteuereinbehalt bedeutet, dass Ar-
beitgeber von Seeleuten auf Schiffen mit
deutscher Flagge 40 Prozent der entstande-
nen Lohnsteuer einbehalten dürfen, wenn
die Besatzungsmitglieder in einem mehr
als 183 Tage dauernden zusammenhän-
genden Heuerverhältnis stehen. Dies sei zu
wenig, argumentiert der Bundesrat und
stellt fest: „Die Erhöhung des Lohnsteuer-
einbehalts auf 100 Prozent ist ein geeigne-
tes Instrument, um Beschäftigung unter
deutscher Flagge zu sichern und damit die
Grundlagen für das seemännische Know-
how zu schaffen.“ Der Gesetzgeber müsse
handeln, um den Wettbewerbsnachteil der
deutschen Flagge im Vergleich zu anderen
europäischen Flaggen zu reduzieren und
die Beschäftigung unter deutscher Flagge
zu fördern, argumentieren die Länder. Die
maritime Wirtschaft sei eine Hochtechno-
logiebranche, die mit rund 480.000 Be-
schäftigten ein jährliches Umsatzvolumen
von 50 Milliarden Euro erbringe. hle T

Vorstoß für den
Alpentourismus
TOURISMUS Es sollen weitere Anstrengun-
gen zur Entwicklung eines nachhaltigen
und umweltschonenden Tourismus im Al-
penraum gemacht werden. Dies beschloss
der Bundestag vergangene Woche, indem
er einen Antrag der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD (18/6187) auf Be-
schlussempfehlung des Tourismusaus-
schusses (18/6848) annahm. Den Fraktio-
nen geht es unter anderem darum, bei der
Erschließung der Region für den Fremden-
verkehr „die Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen wie die Belange der ansässigen Bevöl-
kerung angemessen“ zu berücksichtigen
und die Erreichbarkeit touristischer Orte
mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu verbes-
sern. Hintergrund der Initiative ist der
deutsche Vorsitz im Kreis der acht Signatar-
staaten der Alpenkonvention. Das Vertrags-
werk verpflichtet die Unterzeichner, das
natürliche und kulturelle Erbe der Alpen
zu schützen und das Tourismusangebot
nachhaltig zu gestalten. Im Durchfüh-
rungsprotokoll sind Mindestanforderun-
gen an den Bergtourismus festgeschrieben.
Der deutsche Vorsitz, den die Bundesregie-
rung am 21. November 2014 übernommen
hat, endet im Oktober 2016. In dieser Zeit
soll das Hauptaugenmerk der Vertragsstaa-
ten dem Thema „grünes Wirtschaften im
Alpenraum“ gelten. mikT

Wieder mal »TTIP-Time«
WIRTSCHAFT Handelsverträge mit Nordamerika entzweien Bundestag. Opposition Angstmache vorgeworfen

I
mmer wieder freitags herrscht
„TTIP-time“ im Bundestag – durch
Beratung immer neuer Anträge der
Fraktion Die Linke zu den ange-
peilten Freihandelsabkommen
TTIP (mit den USA) und Ceta (mit

Kanada). So jedenfalls lästerte der CDU-
Abgeordnete Andreas G. Lämmel.

Nachdenken Klaus Ernst (Die Linke) riet
seinen Kollegen von CDU/
CSU und SPD, die besinnli-
che Adventszeit zu nutzen,
um über die Abkommen
noch einmal nachzuden-
ken. Lämmel wollte den
Linken-Kollegen gerne
Nachdenkliches zur Be-
kämpfung von Korruption
mittels der Abkommen „in
den Nikolausstiefel schie-
ben“. Katharina Dröge
(Grüne) versprach („Wir
haben ein Herz für Tier-
schutz“), weiter an einem
gestrandeten Pottwal zu zerren, um ihn ins
Wasser zurückzubekommen – die Koalition
ist für sie dieser Wal. Dirk Wiese (SPD)
machte klar, dass die Verhandlungen mit
den USA „noch sehr viel Zeit in Anspruch
nehmen werden“. Was ahnen lässt: Auch
weiterhin immer mal wieder „TTIP-time“
Und das mit anhaltendem Gegeneinan-
der? Zumindest prallten in der letzten De-

battenrunde des Jahres zu den Abkommen
die gegensätzlichen Einschätzungen von
Koalition und Opposition unversöhnlich
aufeinander.
Klaus Ernst verwies darauf, dass „große
Teile der Zivilgesellschaft“ diese Verträge
ablehnten – mit zunehmender Tendenz.
Er wartete mit einem konkreten Punkt auf:
Ob die EU den USA gestatten solle, rohe
Eier in Europa zu verkaufen. Die seien bil-

liger wegen der Verwen-
dung „billigeren Futters“
und geringeren Tierschutz-
Standards. Der Abgeordne-
te nannte dies „absurd“:
„Eier auf dem Meer – düm-
mer geht es nimmer.“
Ernst fächerte eine Reihe
von kritischen Äußerungen
zu TTIP und Ceta auf, als
deren Urheber er dann
Landesverbände der SPD
nannte: „Die Basis orien-
tiert sich mehr Gemein-
wohl als die Regierung.“

Der SPD wolle er eins „ans Herz legen“:
Sie solle nicht auf die Großindustrie
schauen, sondern „klare Kante im Sinne
der Bürger und die Mitglieder der SPD“
zeigen.
Der CDU-Abgeordnete Lämmel kritisierte,
dass die Linke trotz immer neuer Anträge
mit „keinem neuen Gesichtspunkt“ auf-
warte. Der Abgeordnete ging darauf ein,

dass die Linken fairen Handel statt der
Handelsabkommen fordern. Dies unter-
stelle doch, dass jetzt fairer Handel statt-
finde, wandte sich Lämmel an die Linken-
Fraktion. Als „völligen Unfug“ stufte er
Kritik an einer Senkung der Standards ein.
Tatsächlich gehe es darum, dass die Part-
ner ihre „jeweils höheren Standards“
durchsetzten.
Lämmel wertete es als „großen Fort-
schritt“, dass Bundestagsabge-
ordnete nun die geheimen Un-
terlagen über die TTIP-Verhand-
lungen einsehen könnten. Und
meinte in Richtung Ernst: „Ich
bin gespannt, wie oft ich Sie im
Lesesaal antreffe.“ Mit „völlig
unlogische Argumenten“ kriti-
siere die Linke die Handelsge-
richtshöfe, die an die Stelle der
zunächst vorgesehen Schiedsge-
richte treten sollen. Das sei ein
Verhandlungserfolg. Die Linke
betreibe „Angstpolitik, die wir
nicht brauchen“.
Katharina Dröge hatte sich zu ihrer Illus-
trationen des Koalitionsverhaltens eben
das Bild vom gestrandeten Pottwal einfal-
len lassen: „Allein kommen Sie nicht vom
Fleck.“ Nach zwei Jahren der Erörterungen
im Bundestag hätten es 250.000 Men-
schen mit ihrer Demonstration gerade mal
geschafft, dass sich Schwarz-Rot „einen
Zentimeter bewegt“ habe. Damit hob sie

auf das Unterlagen-Leserecht für Abgeord-
nete ab. Doch das sei „das Winzigste, was
man in der Sache erreichen kann“. Zudem
dürften die Abgeordneten nichts notieren
und seien gehindert, den Bürgern etwas zu
berichten.
Sie hielt der Koalition vor, „Ankündigun-
gen mit realer Politik zu verwechseln“. Die
habe keine eigenen Anträge gestellt, aber
„jeden Antrag von uns versenkt.“ Mithin:

„In der Sache haben
Sie nichts erreicht.“
Sie zählte aus ihrer
Sicht ein Bündel von
Schwachstellen in den
geplanten Handelsab-
kommen auf – und
fragte: „Was tun Sie ei-
gentlich hier im Bun-
destag, außer Reden
zu halten?“
Dirk Wiese (SPD)
blickte auf EU, USA
und Kanada und
meinte: „Unter Part-

nern kann man reden – aber bitte sach-
lich.“ Die Abkommen als „Anschlag auf
die Demokratie“ zu bezeichnen, gehöre je-
denfalls zu einer „unsachlichen Debatte“.
Er strich heraus, dass der Schutz der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge gewährleistet
werde – und griff damit eine Oppositions-
kritik auf. Die Bereiche Wasser, Bildung
oder Gesundheit würden nicht aus der öf-

fentlichen Hand gegeben, war zuvor schon
der Koalitionsseite deutlich gemacht wor-
den.
Wiese ging speziell auf Ceta ein und mein-
te, bisher hätten kleinere und mittlere Un-
ternehmen in Deutschland „keine Mög-
lichkeit, sich dem Wettbewerb in Kanada
zu stellen“. Er hielt der Opposition vor:
„Es ist Angst, was Sie erzeugen.“ So sei in
Wahrheit richtig, dass „Briefkastenfirmen
in Ceta keine Klagemöglichkeit mehr ha-
ben.“ Wer sich allen Verhandlungen ver-
weigere, „gestaltet Globalisierung nicht
mit, sondern wird gestaltet“.
Grundlage der Debatte waren zwei Vorstöße
der Fraktion Die Linke. An die Ausschüsse
verwiesen wurde ein Antrag (18/6818) un-
ter dem Titel „fairer Handel statt TTIP und
Ceta“. Darin wird die Bundesregierung auf-
gefordert, das Ceta-Verhandlungsergebnis
zurückzuweisen und für einen Stopp der
TTIP-Verhandlungen zu sorgen. In künftige
EU-Handels- und Investitionsabkommen
sollen zudem keine Liberalisierungs-, Dere-
gulierungs- und Privatisierungsvorschriften
aufgenommen werden.
Die zweite Vorlage (18/5094) wendet sich
gegen Schiedsgerichte. Durch TTIP dürfe es
zu keiner Paralleljustiz für internationale
Konzerne kommen. Entsprechend der
Empfehlung des Wirtschaftsausschusses
(18/6911), wurde dieser Antrag mit der Ko-
alitionsmehrheit abgelehnt – bei Enthal-
tung der Grünen. Franz Ludwig Averdunk T

Bei den Handelsverhandlungen zwischen Europäern und Amerikanern geht es nicht immer geradeaus. © picture-alliance/dpa

»Sie
haben
jeden

Antrag
von uns

versenkt.«
Katharina Dröge (Grüne)

»Ich bin
gespannt,

wie oft
ich Sie

im Lesesaal
treffe.«

Andreas G. Lämmel (CDU)
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Freies WLAN bald überall möglich
WIRTSCHAFT Der Zugang zum Internet über
Funknetze (WLAN) soll in Zukunft einfacher
angeboten werden können. Der Bundestag
überwies am Donnerstag den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Telemedienge-
setzes (18/6745) an die zuständigen Ausschüs-
se. Die Regierung will mit der Änderung die
Voraussetzungen schaffen, dass mobiles Inter-
net über WLAN für jeden verfügbar ist.
Bisher sei das Angebot von WLAN in Deutsch-
land weniger ausgeprägt als in anderen Län-
dern, schreibt die Bundesregierung. Grund
hierfür sei das Haftungsrisiko, dem Betriebe,
Cafes, Restaurants, Hotels, Einzelhändler, aber
auch öffentliche Einrichtungen ausgesetzt sei-
en. Denn die Kunden könnten über den Hot-
spot zum Beispiel Rechtsverletzungen (Verstö-
ße gegen Urheberrecht durch zum Beispiel ille-
gale Downloads) begehen. WLAN-Betreiber
würden Gefahr laufen, insbesondere mit Ab-
mahnungen von Urheberrechteinhabern kon-
frontiert zu werden. Die Rechteinhaber wür-
den sich besonders auf ein Urteil des Bundes-

gerichtshofs stützen, aufgrund dessen der
Endnutzer für Rechtsverletzungen Dritter als
Störer verantwortlich ist, wenn er seinen
WLAN-Zugang nicht gegen Nutzung durch
Dritte sichert. Das Urteil habe zu einer starken
Verunsicherung und in vielen Fällen zum Ver-
zicht auf WLAN-Angebote geführt.
Jetzt wird klargestellt, dass WLAN-Betreiber
Zugangsanbieter im Sinne von Paragraf 8 des
Telemediengesetzes sind. Diese Anbieter sind
für den Inhalt übermittelter fremder Informa-
tionen nicht verantwortlich. „Daneben wird
der bereits von der Rechtsprechung entwickel-
te Grundsatz kodifiziert, dass WLAN-An-
schlussinhaber nicht als Störer haften, wenn
sie zumutbare Pflichten erfüllt haben, um
Rechtsverletzungen zu verhindern“, schreibt
die Regierung. Diese zumutbaren Pflichten
sind nach dem Gesetzentwurf erfüllt, wenn
Diensteanbieter angemessene Sicherungsmaß-
nahmen gegen den unberechtigte Zugriffe auf
das drahtlose Netzwerk ergreifen und nur die
Nutzer zulassen, die erklärt haben, dass sie
keine Rechtsverletzungen begehen. hle T

Mehr Arbeitslose durch Flüchtlinge
HAUSHALT Die Bundesagentur für Arbeit
(BA) rechnet im kommenden Jahr in ihrem Be-
reich mit 370.000 Flüchtlingen und Asylsu-
chenden. Davon sollen 270.000 Menschen ar-
beitsfähig sein, wiederum davon sollen jeweils
rund die Hälfte in Arbeitsmaßnahmen bezie-
hungsweise arbeitslos sein. Dies sagte der BA-
Vorstandsvorsitzende, Frank-Jürgen Weise, ver-
gangene Woche im Haushaltsausschuss bei
der Vorstellung des Haushaltsplans 2016 der
BA. Insgesamt hält er die BA für die anstehen-
de Integration der Flüchtlinge zumindest fi-
nanziell für gut gerüstet.
Weise geht laut Entwurf nach zurzeit 2,6 Mil-
lionen Arbeitslosen durchschnittlich von
2,9 Millionen Arbeitslosen im Jahr 2016 aus.
Die BA erwartet 2016 Einnahmen von insge-
samt 36,4 Milliarden Euro. Die Beitragseinnah-
men sollen davon rund 31 Milliarden Euro be-
tragen. Die Rücklage der BA soll von 5,6 Milli-
arden Euro auf 7,4 Milliarden Euro im kom-
menden Jahr ansteigen.
Zur Finanzierung der Integrationsbemühungen
soll das Budget der Arbeitsagenturen zentral
um 300 Millionen Euro aufgestockt werden.
Mit diesen Mitteln sollen insbesondere die auf

diese Flüchtlinge und Asylsuchenden zuge-
schnittenen Maßnahmen zur Aktivierung zur
beruflichen Eingliederung, Leistungen aus dem
Vermittlungsbudget und die betriebliche Ein-
stiegsqualifizierung finanziert werden. Weitere
71 Millionen Euro sind zusätzlich für Sprach-
kurse eingeplant. Weiter soll im BA-Etat 2016
das Kurzarbeitergeld um 60 Millionen Euro auf
330 Millionen Euro erhöht werden. Damit sol-
len mögliche Risiken im Umfeld der Automo-
bilindustrie entgegengetreten werden. Weise
wies darauf hin, dass die Arbeitslosigkeit re-
gional sehr unterschiedlich sei. Sie gehe von
1,1 Prozent an einigen Orten bis zu 15 Prozent
in anderen Regionen.
Die Abgeordneten aller Fraktionen hielten die
finanziellen Erwartungen des BA für 2016 ins-
gesamt für „sehr erfreulich“. mik T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Untersuchungsausschuss beantragt
FINANZEN Der Deutsche Bundestag soll ei-
nen Untersuchungsausschuss einsetzen, der
die zwischen 1999 und 2012 vollzogene Praxis
der „Cum-Ex-Geschäfte“ aufklären soll. Bei
diesen Steuergestaltungen sei es zur Erstat-
tung von zuvor nicht gezahlten Steuern ge-
kommen, heißt es in einem gemeinsamen An-
trag der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen (18/6839), der vom Bundestag am
Freitag an den zuständigen Ausschuss für
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung überwiesen wurde. Der Untersuchungs-
ausschuss soll aus acht Mitgliedern bestehen
und entsprechend vielen Stellvertretern.
Wie die Fraktionen erläutern, wurde bei den
„Cum-Ex-Geschäften“ mittels Leerverkäufen
eine Situation herbeigeführt, in der eine Aktie
rechtlich gesehen für eine kurze Zeit scheinbar
mehrere Eigentümer hatte. Der Zeitraum sei
dabei so gewählt worden, dass in ihn die Aus-
zahlung der Dividende fiel. Das habe dazu ge-
führt, dass für eine nur einmal an die Finanz-

behörden abgeführte Kapitalertragsteuer meh-
rere Steuerbescheinigungen ausgestellt wor-
den seien. Die Kapitalertragsteuer sei dadurch
mehrfach auf die Steuern der verschiedenen
Eigentümer angerechnet worden, was zu
mehrfachen Entlastungen an anderer Stelle
geführt habe, obwohl es die entsprechende
Belastung nur einmal gegeben habe. Wie die
Fraktionen in ihrem Antrag schreiben, werde
der durch „Cum-Ex-Geschäfte“ entstandene
Schaden auf bis zu zwölf Milliarden Euro ge-
schätzt.
Der Ausschuss soll unter anderem aufklären,
wie es dazu kommen konnte, dass „Cum-Ex-
Geschäfte“ über zehn Jahre nicht unterbunden
worden seien und wie hoch der entstandene
Schaden genau sei. Ermittelt werden soll zu-
dem, wer dafür verantwortlich ist, dass diese
Geschäfte nicht rechtzeitig unterbunden wor-
den seien und ob es Einflussnahme mit dem
Ziel gab, diese Geschäfte nicht oder nicht voll-
ständig abzuschaffen. hle T

M
ännliche Küken lan-
den im Schredder.
Bei Geflügel wird die
Schnabelspitze ge-
kürzt. Pferden wird
ohne Betäubung ein

Brandzeichen auf die Haut gesetzt. Mit ex-
trem jungen Hundewelpen wird schwung-
voller Handel betrieben. Die Reihe der
Missetaten der Menschen gegenüber Tieren
ließe sich noch eine ganze Weile fortset-
zen. Sie betreffen Tiere in Versuchslaboren,
in Zirkussen, in der Landwirtschaft aber
auch in den heimischen Wohnzimmern.
Und das, obwohl der Tierschutz seit 2002
Verfassungsrang hat. In Artikel 20a des
Grundgesetzes heißt es: „Der Staat schützt
auch in Verantwortung für die künftigen
Generationen die natürlichen Lebens-
grundlagen und die Tiere im Rahmen der
verfassungsmäßigen Ordnung durch die
Gesetzgebung und nach Maßgabe von Ge-
setz und Recht durch die vollziehende Ge-
walt und die Rechtsprechung.“
Eine Verbesserung des Tierschutzes ist in-
folgedessen ein Ziel, dass sich die Bundes-
regierung auf die Fahnen geschrieben hat.
Alle vier Jahre legt sie ihren Tierschutzbe-
richt vor, in dem Auskunft darüber erteilt
wird, was getan wurde und was zu tun ist.
Über den Bericht für die Jahre 2001 bis
2015 (18/6750) debattierte der Bundestag
vergangenen Donnerstag. Dabei traten –
wie zu erwarten – Unterschiede in der Be-
wertung zwischen Koalition und Oppositi-
on zu Tage. In einem entscheidenden
Punkt sind sich offenbar aber auch die Ko-
alitionspartner nicht einig.

Absichtserklärungen Für Union und SPD
gilt der Bericht als Beleg für erzielte Fort-
schritte im Tierschutz. Von „Verbesserun-
gen, die sich sehen lassen können“, sprach
Dieter Stier (CDU). Ute Vogt (SPD) ge-
langte zu der Einschätzung, dass in dieser
Legislaturperiode deutlich mehr für den
Tierschutz getan worden sei als in der ver-
gangenen. Die Opposition stimmt dem
nicht zu. Der Bereich zeige auf mehr als
100 Seiten, „dass die Große Koalition so
gut wie nichts im Tierschutz erreicht hat“,
sagte Nicole Maisch (Bündnis 90/Grüne).
Der Tierschutzbericht sei voll von Absichts-
erklärungen, befand Kirsten Tackmann
(Die Linke). „Gebraucht wird aber eine Er-
folgsgeschichte.“
Bundeslandwirtschaftsminister Christian
Schmidt (CSU) sprach hingegen von er-
heblichen Fortschritten beim Tierschutz
„auch wenn noch manches zu tun bleibt“.
Leitlinie dabei sei das Staatsziel Tierschutz.
„Dem Tierschutz“, betonte Schmidt,
„kommt bei jeder Abwägung Gewicht zu.“
Der Minister machte zugleich deutlich,
dass er keine Novellierung des Tierschutz-
gesetzes anstrebt. „Der Vollzug bestehender
Gesetze geht vor deren Änderung“, sagte er.
Eine Betrachtung, die Un-
terstützung in der Unions-
fraktion fand – nicht aber
beim sozialdemokratischen
Koalitionspartner. Man soll-
te das Tierschutzgesetz
nicht jährlich ändern, sagte
Dieter Stier (CDU). Vieles
sei auch untergesetzlich zu
regeln. Ute Vogt sah das an-
ders. „Aktiver Tierschutz
braucht auch Tatkraft,
braucht konkrete Entschei-
dungen, die auch dem ei-
nen oder anderen mal weh-
tuen können“, sagte die SPD-Abgeordnete.
„Das wird nicht ohne die Anpassung des
Tierschutzgesetzes gehen.“
Solch ein Zwist in der Regierungskoalition
lässt die Opposition in aller Regel nicht
unkommentiert. „Ich finde es interessant,
die Auseinandersetzung zwischen Ihnen
anzuschauen“, sagte denn auch Nicole

Maisch, die den vorgelegten Bericht pein-
lich nannte. „Da ist noch Luft nach oben,
sagte sie. Die Grünen-Abgeordnete emp-
fahl die Umsetzung der in einem Antrag
ihrer Fraktion (18/2616) enthaltenen Vor-
schläge, um zu ernsthaften Verbesserungen
zu kommen. So sollte die maximale Dauer
von Tiertransporten auf vier Stunden be-

grenzt und die landwirt-
schaftliche Produktions-
weise an die Bedürfnisse
der Tiere angepasst wer-
den. Illegaler Welpenhan-
del müsse geahndet sowie
die Haltung von Wildtie-
ren in Zirkussen artgerech-
ter werden. Außerdem sei-
en Tierversuche einzudäm-
men und Brandzeichen bei
Pferden sofort und nicht
erst wie geplant ab 2019 zu
verbieten.
„Der Schenkelbrand wird

im Jahr 2015 betäubungslos ausgeführt
und ist weiterhin legal“, sagte Maisch an
die Union gewandt. „Das ist anachronis-
tisch“, urteilte sie. Kein Verständnis zeigte
sie auch für die Haltung von Wildtieren im
Zirkus, die Tierquälerei sei. „Elefanten, Bä-
ren, Giraffen, Tiger und sogar ein Fluss-
pferd werden in deutschen Wanderzirkus-

sen herumgekarrt“, sagte Maisch. Das sei
auch mit dem Verweis auf „leuchtende
Kinderaugen“, der dazu immer wieder von
der Union komme, nicht zu rechtfertigen.
Zustimmung fanden die Vorwürfe in Rich-
tung CDU/CSU bei Kirsten Tackmann. Die
Union blockiere immer öfter Lösungen,
sagte die Linken-Abgeordnete. So sei 2013
„in letzter Minute“ noch ein
Verbot des Schenkelbrandes
bei Pferden verhindert wor-
den. „Das ist frühestes Mit-
telalter und gehört endlich
beendet“, forderte sie. Tack-
mann warf dem Agarminis-
ter zugleich vor, Angst vor
Konfrontationen zu haben.
Schmidt falle vor allem
durch sprachliche Kreativität
auf. Das von ihm erfundene
Prinzip der verbindlichen
Freiwilligkeit bedeute aber
lediglich übersetzt: „ver-
bindliches Nichtregieren“. Nicht zuletzt an-
gesichts der Festschreibung des Tierschut-
zes im Grundgesetz müsse der Minister
aber handeln. Tierschutz sei eine Machtfra-
ge, sagte Tackmann und fordert Schmidt
auf: „Halten Sie endlich mal dagegen.“
Dieter Stier sprang dem Agrarminister zur
Seite und verteidigte das Konzept der ver-

bindlichen Freiwilligkeit. Nur wenn man
miteinander statt gegeneinander arbeitet,
könne man bleibende Erfolge erzielen, sag-
te der Unions-Abgeordnete. Als Beleg führ-
te er die Vereinbarung mit der Geflügel-
wirtschaft über den Ausstieg aus dem
Schnabelkürzen bei Legehennen ab August
2016 und dem Verzicht des Tötens männli-

cher Küken ab 2017 an..
„Die Geflügel-Charta ist
der Beweis dafür, dass der
eingeschlagene Weg rich-
tig ist, und das verbind-
lich und freiwillig durch
Selbstverpflichtung einer
ganzen Branche“, sagte er.
Auf das Problem der Tier-
versuche ging Elfi Scho-
Antwerpes (SPD) ein. Im
Kampf gegen Krankheiten,
wie zum Beispiel Aids,
Krebs oder Alzheimer, sei
man nach dem derzeiti-

gen Stand der Wissenschaft darauf ange-
wiesen. „Der Wille zu einer konsequenten
Weiterentwicklung von alternativen For-
schungsmethoden wird das Bestreben er-
leichtern, das Leiden der Tiere zu begren-
zen, die Zahl der Tierversuche zu vermin-
dern und am Ende völlig auf Tierversuche
zu verzichten“, sagte sie. Götz Hausding T

Legale „Verbrennungen dritten Grades“– Fohlen erhalten Brandzeichen, ohne örtliche Betäubung. © picture-alliance/Rolf Haid

Luft nach oben
TIERSCHUTZ Opposition sieht wenig Fortschritte

»Das wird
nicht ohne die
Anpassung des

Tierschutz-
gesetzes
gehen.«
Ute Vogt (SPD)

»Der Vollzug
bestehender

Gesetze
geht vor

deren
Änderung.«

Christian Schmidt (CSU),
Landwirtschaftsminister
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Brüchiger Frieden
BOSNIEN-HERZEGOWINA Der Vertrag von Dayton beendete vor 20 Jahren den Krieg, hinterließ aber einen schwachen Staat

D
rei Wochen lang waren
die Verhandlungsdelega-
tionen auf dem Wright-
Patterson Luftwaffen-
stützpunkt in Dayton
(Ohio) von der Außen-

welt abgeschirmt. Niemand durfte ihn ver-
lassen, bevor ein Kompromiss gefunden
war. Unter Leitung des US-Diplomaten Ri-
chard Holbrooke verhandelten die USA,
Russland, Deutschland, Frankreich und
Großbritannien in Dayton mit den im Bos-
nienkrieg involvierten Re-
gionalmächten Serbien
und Kroatien sowie der le-
gitimen Regierung Bosnien
und Herzegowinas. Das
Ziel: ein Friedensvertrag,
der den über dreieinhalb
Jahre andauernden, bluti-
gen Krieg zwischen den
Kriegsparteien beendet. Am
21. November 1995 war es
soweit. Alle Verhandlungs-
partner stimmten dem Ab-
kommen von Dayton zu.
Damit endete ein Krieg, der
seit April 1992 rund 100.000 Menschenle-
ben gefordert und fast die Hälfte der Bevöl-
kerung, rund 2,2 Millionen Menschen, zu
Flüchtlingen und Vertriebenen gemacht
hatte. Er hat aber auch eine über Jahrhun-
derte gewachsene multinationale und mul-
tireligiöse Gesellschaft zerschlagen.
Als die serbischen Truppen nach der Unab-
hängigkeitserklärung der ehemaligen jugo-
slawischen Republik und nach der interna-
tionalen Anerkennung Bosnien und Herze-
gowinas im April 1992 das Land mit Krieg
überzogen, war sich die Weltgemeinschaft
noch einig: Angesichts der furchtbaren Ver-
brechen der „ethnischen Säuberungen“ ha-
be man es mit einer „Aggression“ Serbiens
gegenüber dem Nachbarland zu tun. Die
Vereinten Nationen verhängten ein Waf-
fenembargo. Doch das stärkte implizit die
mit Waffen gut versorgten Angreifer unter
ihrem politischen Führer Radovan Karad-
zic und Armeegeneral Ratko Mladic. Die
Verteidiger konnten der Übermacht der
bosnischen Serben, die in kürzester Zeit
70 Prozent des Landes eroberten, kaum et-
was entgegensetzen.
Im Mai 1993 begannen die kroatischen
Nationalisten unter ihrem politischen Füh-
rer Mate Boban schließlich einen acht Mo-
nate währenden Krieg in Mostar und Zen-
tralbosnien und griffen ihrerseits die Regie-
rungstruppen an. Nun wendete sich das
Bild. Jetzt sprachen die Vereinten Nationen
von einem „Bürgerkrieg“.

Beide Seiten hatten das Ziel, die multina-
tionale Gesellschaft in Bosnien und Herze-
gowina zu zerschlagen, das Land territorial
aufzuteilen und „ethnisch reine“ Gebiete
zu schaffen. Nur in dem von den muslimi-
schen Bosniaken dominierten Restbosnien
wurden die Städte, darunter Sarajevo und
Tuzla, nicht nur von Muslimen, sondern
auch von tausenden Serben und Kroaten
verteidigt. Der Vizekommandeur der bos-
nischen Regierungstruppen, der Serbe Jo-
van Divjak, erklärte 1993, Sarajevo vertei-

dige die „Werte Europas,
die Freiheit und Toleranz,
das Prinzip des friedlichen
Miteinanders gegenüber
den angreifenden faschisti-
schen Barbaren“.
Zwar war seit Februar 1992
eine Schutztruppe der Ver-
einten Nationen, die „Uni-
ted Nations Protection For-
ce“ (UNPROFOR) vor Ort.
Das Mandat erlaubte aber
nur die Überwachung der
Einhaltung von Waffenstill-
ständen sowie den Schutz

und die Versorgung der Zivilbevölkerung
mit humanitärer Hilfe, besonders in den
1993 eingerichteten UN-Schutzzonen. Die
jeweiligen Sonderbeauftragten der UN leg-
ten ab 1993 verschiedene Friedenspläne vor
(siehe Beitrag rechts). In ihnen war aber im-
mer von „Kroaten, Muslimen und Serben“
die Rede – so übernahmen sie die nationa-
listische Sprachregelung der Kriegsparteien.
Die Pläne befassten sich je nach Verlauf der
Frontlinien lediglich mit der territorialen
Aufteilung des Landes und kamen so den
Interessen der Nationalisten entgegen.
„Die internationalen Kräfte hatten noch
im Sommer 1995 keine klare Vorstellung,
wie der Krieg beendet werden könnte“, er-

klärte kürzlich der 1995 amtierende briti-
sche Oberkommandierende der UN-Trup-
pen Rupert Smith bei einem Besuch in Ber-
lin. Doch dann geschah im Juli 1995 das
Massaker von Srebrenica. Bosnisch-serbi-
schen Einheiten nahmen die UN- Schutz-
zone ein und exekutierten innerhalb weni-
ger Tage mehr als 8.000 bosniakische Jun-
gen und Männer.
Im Angesicht dieses schweren Kriegsverbre-
chens – das UN-Gerichte später als Völker-
mord klassifizierten – gaben die USA und
die europäischen Mächte
grünes Licht für die Offensi-
ven der Kroaten und der
bosnischen Regierungstrup-
pen gegen die serbischen
Einheiten in beiden Staa-
ten. Bei ihren Aktionen im
August beziehungsweise
September wurden die ser-
bischen Truppen weitge-
hend geschlagen.
Mittels einer Pendeldiplo-
matie zwischen Belgrad, Za-
greb und Sarajevo gelang es
dem damaligen US-Sonder-
gesandten für den Balkan, Richard Hol-
brooke, die Kriegsparteien und die westli-
chen Mächte Anfang November 1995 im
US-amerikanischen Dayton an einen Tisch
zu bringen. Nach unendlich harten Ver-
handlungen stand drei Wochen später fest:
Das Land wird in zwei weitgehend autono-
me Entitäten aufgeteilt, die bosniakisch-
kroatisch dominierte „Föderation Bosnien
und Herzegowina“ (51 Prozent) und die
serbische „Republika Srpska“ (49 Prozent).
Der Belagerungsring um Sarajevo wurde
der Föderation zugesprochen, die ehemali-
gen Enklaven Srebrenica und Zepa fielen
an die Republika Srpska. Das strategisch
wichtige Gebiet um Brcko wurde zu einer

eigenständigen Zone erklärt, die nur dem
Gesamtstaat unterstellt ist. Die Institutio-
nen des Gesamtstaates, das Parlament, die
Völkerkammer und die Präsidentschaft,
wurden nur mit geringen Kompetenzen
ausgestattet. Die wesentliche politische
Macht wurde vor allem nach Forderungen
der serbischen Seite in die Entitäten und
deren Institutionen verlagert. Immerhin
wurde ein gesamtstaatliches Oberstes Ge-
richt geschaffen. Die Spitze der Regierung
wird von drei Präsidenten der Ethnien ge-

bildet, zwischen denen der
Vorsitz rotiert.
Die Umsetzung des Dayto-
ner Abkommens sollte
schrittweise erfolgen. Zu-
nächst sollte der seit Mitte
September geltende Waf-
fenstillstand eingehalten
werden. Zur Jahreswende
1995/96 kamen schließ-
lich internationale Trup-
pen unter Führung der
Nato ins Land, aber auch
Truppen aus Nicht-Nato-
Ländern wie Russland. Die

„Implementation Force“ (IFOR) half da-
bei, die im bosnischen Krieg involvierten
Armeen zu demobilisieren. Parallel dazu
wurde eine internationale politische Struk-
tur geschaffen, der „Hohe Repräsentant für
Bosnien und Herzegowina“ (OHR), der bis
heute die Umsetzung des Abkommens
überwacht und den Wiederaufbau des Lan-
des leitet. Die Organisation für Zusam-
menarbeit und Sicherheit in Europa
(OSZE) wurde beauftragt, die ersten Nach-
kriegswahlen für 1996 zu organisieren.

Warnende Stimmen Bei der Umsetzung
des Abkommens wurden in Bosnien und
Herzegowina viele Fehler gemacht. Nicht
nur, dass die in Dayton zugesicherte Rück-
kehr der Flüchtlinge und Vertriebenen nur
in Ansätzen durchgesetzt wurde. Auch wur-
den in den Augen vieler Beobachter die
Wahlen viel zu früh angesetzt. Warnende
Stimmen wie jene des damaligen UN-Son-
derbeauftragten und späteren Hohen Re-
präsentanten, Christian Schwarz-Schilling
(CDU), wurden ignoriert. Er hatte gefor-
dert, wie in Deutschland nach dem Zwei-
ten Weltkrieg einige Jahre mit den Wahlen
zu warten, damit sich neue politische Kräf-
te und Parteien herausbilden können. Tat-
sächlich blieben nach den ersten Wahlen
für den Gesamtstaat und die Entitäten die
schon im Krieg dominierenden Parteien
die bestimmenden Kräfte im Land.
Das Abkommen von Dayton zementierte
aber auch die territorialen Machtbereiche
der nationalistischen Kräfte. Denn die Auf-
teilung des Landes basierte auf den Resul-
taten der „ethnischen Säuberungen“. Dass
einige der Verantwortlichen sich vor dem
UN-Tribunal für Kriegsverbrechen im ehe-
maligen Jugoslawien in Den Haag als

Kriegsverbrecher verantworten müssen, än-
dert nichts an dieser Tatsache.
Die in Dayton geschaffene Verfassung von
Bosnien und Herzegowina steht außerdem
im Widerspruch zu europäischen Verfas-
sungsnormen. So muss sich jeder Bürger
des Landes einer der Volksgruppen, den
Bosniaken, Kroaten oder Serben, zuord-
nen. Wer sich nicht ethnisch definieren
will oder einer Minderheit angehört, wird
durch die Verfassung diskriminiert, wie
2009 auch der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte 2009 im „Sejdic/Fin-
ci“-Urteil feststellte. Betroffen sind vor al-
lem die rund 80.000 Roma im Land, aber
auch Juden und Ukrainer. Das Straßburger
Urteil wurde von Bosnien und Herzegewi-
na bis heute nicht umgesetzt. Nach wie vor
entscheidet die Zugehörigkeit zu einer der
drei großen Bevölkerungsgruppen, ob man
für ein öffentliches Amt kandidieren darf.
Besonders schwer wiegt, dass die Dayton-
Verfassung über keinen Mechanismus für
ihre eigene Reform verfügt. Aus sich selbst
heraus kann sie wegen des komplizierten
Staatsaufbaus und der vielfältigen Blocka-
demöglichkeiten nicht verändert werden.
Die herrschenden Parteien wollen das auch
gar nicht: Der Status Quo ist gut für sie.

Anreize für Reformen Einen neuen An-
lauf zur Belebung des innerstaatlichen Re-
formprozesses unternahmen im November
2014 Deutschland und Großbritannien
mit der deutsch-britischen Initiative. In ei-
nem gemeinsamen Beitrag betonten Au-
ßenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) und sein Amtskollege Philip Ham-
mond, dass „schwierige Verfassungsände-
rungen, wie die Sicherstellung des passiven
Wahlrechts für alle Bürger Bosnien und
Herzegowinas, auf dem Tisch bleiben“. Lei-
te das Land aber die nötigen Reformen ein,
„werden wir uns für Fortschritte auf dem
Weg nach Europa einsetzen“, versprachen
sie. Im Juni dieses Jahres trat nach Jahren
der Stagnation außerdem das Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommen zwi-
schen der EU und Bosnien und Herzegowi-
na in Kraft.
20 Jahre nach Unterzeichnung des Vertra-
ges von Dayton herrscht in Bosnien weiter
Frieden. Aber als Staat funktioniert das
Nachkriegsland bis heute nicht. Während
sich die drei Volksgruppen gegenseitig blo-
ckieren, stellt sich die Frage, was aus dem
einstigen Bosnien, dem Bosnien der der
Toleranz und des Miteinanders von Reli-
gionen und Nationen geworden ist. Nur
wer genau hinsieht, entdeckt hin und wie-
der Inseln dieses „alten“ Bosniens: im Kul-
turleben der Großstädte, bei einigen serbi-
schen, bosniakischen und kroatischen In-
tellektuellen und auch im Alltagsleben der
Volksgruppen. Erich Rathfelder T

Der Autor ist taz-Korrespondent für
Kroatien und Bosnien-Herzegowina.

Eine Witwe trauert am 20. Jahrestag des Massakers von Srebrenica am Sarg ihres erst jetzt identifizierten Mannes. Fünf Monate nach den Gräueltaten unterzeichneten Serbiens Präsident Slobodan Milosevic (links), sein kroatischer Amtskollege Franjo Tudjman (Mitte) und
der bosnische Präsident Alija Izetbegovic in Paris den Friedensvertrag von Dayton. Hinter ihnen stehen (von links) US-Präsident Bill Clinton, Frankreichs Präsident Jacques Chirac, Bundeskanzler Helmut Kohl und der britische Premier John Major. © picture-alliance/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die
wesentliche

Macht wurde
in die

Institutionen
der Entitäten

verlagert.

DER WEG NACH DAYTON

Unabhängigkeit Die Führung der bosni-
schen Serben unter Radovan Karadzic lehnt
1992 die Unabhängigkeit von Bosnien-Her-
zegowina von Jugoslawien ab. Am 29. Feb-
ruar und 1. März stimmen 99,4 Prozent in
einem von den bosnischen Serben weitge-
hend boykottierten Referendum für die Un-
abhängigkeit des Landes. Am 3. März wird
die Republik Bosnien und Herzegowina
ausgerufen. EU und USA erkennen das
Land am 6. und 7. April an.

Vertreibung Es folgen drei Jahre Krieg
zwischen serbischen, kroatischen und bos-
niakischen Einheiten. Bis zum Sommer er-
obern serbische Einheiten 70 Prozent des
Landes und beginnen mit den „ethnischen
Säuberungen“, der gewaltsamen Vertrei-
bung der nichtserbischen Bevölkerung aus
den besetzten Gebieten.

Friedenspläne Die UN-Unterhändler Cyrus
Vance und David Owen legen Anfang 1993
einen Friedensplan vor, der bei Wahrung
der Eigenstaatlichkeit des Landes einen in
zehn Kantone dezentralisierten Staat vor-
sieht. Im Mai lehnt das Parlament der bos-
nischen Serben den Plan ab. Im August
schlägt der Stoltenberg-Owen-Plan die Bil-
dung einer Konföderation aus drei weitge-
hend unabhängigen Teilen vor. Die Serben
sollen 51 Prozent des Territoriums erhalten.
Diesen Plan lehnen die Bosniaken ab.

Föderation Die „Verträge von Washing-
ton“ beenden im März 1994 die Auseinan-
dersetzungen zwischen kroatischen und
bosniakischen Truppen. In den von Bosnia-
ken und Kroaten besiedelten Gebieten ent-
steht die „Föderation Bosnien und Herze-
gowina“. Die internationale Kontaktgrup-
pe, der auch Deutschland angehört, schlägt
eine bosniakisch-kroatische Föderation auf
51 Prozent des Gebietes und eine serbische
Republik auf 49 Prozent vor.

Neue Kämpfe Am 11. Juli 1995 marschiert
die bosnisch-serbische Armee in die
UN-Schutzzone Srebrenica ein. Bei den fol-
genden Massakern werden mehr als 8.000
Bosniaken getötet. Am 6. August 1995 er-
obern kroatische Truppen den Großteil der
von Serben besetzten Gebiete in Kroatien
zurück. Auch die Offensive der bosnischen
Regierungstruppen vom 8. bis 17. Septem-
ber ist erfolgreich.

Kriegsende Die Kriegsparteien erklären
sich unter dem internationalem Druck be-
reit, in Dayton (Ohio) Verhandlungen über
eine Beendigung des Krieges zu führen. Sie
dauern vom 1. bis 21. November. Am
14. Dezember 1995 wird der Friedensver-
trag in Paris unterzeichnet. er T

Die Daytoner
Verfassung

verfügt über
keinen

Mechanismus
für ihre eigene

Reform.
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I
m Jahr 1965 kam es offiziell zur Auf-
nahme der deutsch-israelischen Be-
ziehungen. Diese haben mittlerweile
einen langen Weg hinter sich. Wer
am Tag der Deutschen Einheit zum
Empfang des deutschen Botschafters

in Israel kommt, findet heute kaum Platz.
Vielen Führungskräften hier gilt Deutsch-
land heute politisch und wirtschaftlich, wis-
senschaftlich und technologisch als zweit-
wichtigster Partner nach den USA. Es gibt
mittlerweile auch über 100 Städte-und
Kreispartnerschaften sowie sehr enge kultu-
relle und gesellschaftliche Verbindungen.
2015 gehörte Deutschland neben Italien zu
den beliebtesten Urlaubszielen. In Berlin le-
ben mittlerweile über 20.000 Israelis. Die
deutsche Hauptstadt ist Teil der israelischen
Diaspora geworden. Niemand hätte diese
Entwicklung nach der Staatsgründung 1948
für möglich gehalten, als in der Knesset be-
schlossen wurde, jedem Deutschen die Ein-
reise nach Israel und jedem Israeli die Reise
nach Deutschland zu verbieten. In den neu-
en Pässen, auf die jeder Bürger des jungen
Staates stolz war, stand bis 1956 der Ver-
merk: „Gilt für alle Länder der Welt mit
Ausnahme Deutschlands“. Mit dem Land,
das für den Holocaust verantwortlich war,
wollte man nie wieder etwas zu tun haben.

Der Wiedergutmachungsvertrag Doch
nationale israelische Interessen, eine deut-
sche Moral- und Realpolitik vor dem Hin-
tergrund weltpolitischer Entwicklungen so-
wie eine Reihe bilateraler Verträge führten
schließlich doch zur Annäherung. Grund-
stein war das im September 1952 in Luxem-
burg vom israelischen Ministerpräsidenten
David Ben Gurion und deutschen Kanzler
Konrad Adenauer (CDU) unterzeichnete
„Wiedergutmachungsabkommen“. Beide
Regierungschefs hatten sich gegen massive
Widerstände im jeweiligen Kabinett, Parla-
ment und bei der Bevölkerung durchge-
setzt. Die Deutschen, die noch nichts vom
bevorstehenden Wirtschaftswunder ahnten,
sahen ihr Land in Trümmern liegen und
wollten alles andere als an ihre Verbrechen
erinnert werden und die Israelis wollten
kein Geld als Entschädigung für den millio-
nenfachen Mord an ihren Verwandten an-
nehmen. Auch nicht für ihre erlittenen phy-
sischen oder seelischen Wunden. Hinzu
kam das irreführende deutsche Wort „Wie-
dergutmachung“– als ob die Ermordeten
wieder zum Leben erweckt hätten werden
können.
Da die „Wiedergutmachung“ aber vor allem
in Sachwerten eintraf, bahnten sich – trotz
aller Widerstände – auch zwischen den
Menschen die ersten Nachkriegsbeziehun-
gen an. Die Israelis trafen notgedrungen mit
den angereisten deutschen Fachleuten zu-
sammen, die sie mit Kfz-Teilen, Lokomoti-
ven und Schiffen vertraut machen sollten.
Auch gab es unter den Jeckes, also jenen aus
Deutschland stammenden Juden, die
sprachlich und kulturell ihrer einstigen Hei-
mat verbunden geblieben waren, so man-
che, die sich bereitwillig auf einen Dialog
mit diesen Besuchern einließen. Sie gelten
als die eigentlichen Brückenbauer der
deutsch-israelischen Beziehungen. Es waren
auch ehemalige deutsche und österrei-
chische Staatsbürger, die nach der Aufnah-
me diplomatischer Beziehungen 1965 als
erste israelische Botschafter nach Bonn gin-
gen. Deutschland ist im übrigen bis heute
der einzige Posten, den ein israelischer Di-
plomat ablehnen darf.
Doch nicht nur die Nazi-Vergangenheit sei
damals für die Mehrheit der israelischen
Bevölkerung die größte Hemmschwelle für
Kontakte mit den Deutschen gewesen, sagt
der ehemalige israelische Botschafter Avi
Primor, sondern ihr Umgang mit ihr in der
Gegenwart. „Die Deutschen verschleierten
ihre Identität,wollten sich nicht mit der
Vergangenheit auseinandersetzen. Mit

Heuchlern, die vorgaben, nichts gewusst
zu haben, wollte man keinen Dialog füh-
ren.“
Heute tut jeder deutsche Politiker seine
Scham über den Massenmord kund, wenn
er Israel besucht. Die Verantwortung für die
Shoah sei „Teil der deutschen Identität“ –
wie es Bundespräsident Horst Köhler 2005
während seines Israel-Besuchs formulierte.
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) wiederum
sprach am 18. März 2008 in ihrer histori-
schen Rede – auf Deutsch – vor der Knesset
von der „besonderen historischen Verant-

wortung“ Deutschlands für die Sicherheit
Israels, die „niemals verhandelbar“ und
„Teil der Staatsräson“ ihres Landes gewor-
den sei. Im Juni diesen Jahren hatte man
das Bundestagspräsidium mit militärischen
Ehren vor der Jerusalemer Knesset begrüßt.
Als Norbert Lammert (CDU) dann im Ple-
num seine Rede hielt, ebenfalls auf Deutsch
und umrahmt von Sätzen auf Hebräisch
(siehe auch Text unten), saßen Ministerprä-
sident Benjamin Netanjahu und Staatsprä-
sident Reuven Rivlin im Plenum. Für seine
biblischen Sprachbemühungen erntete er

sogar Applaus. Gemeinsam mit seinem is-
raelischen Amtskollegen unterschrieb Lam-
mert eine Vereinbarung über ein parlamen-
tarisches Forum, auf dem sich die Abgeord-
neten beider Staaten jedes Jahr über aktuel-
le Themen austauschen sollen.
Israels Staatspräsident Shimon Peres hatte
am 27.Januar 2010 eine Rede im Bundestag
gehalten. Er sprach das Kaddisch-Gebet für
die Opfer der Shoah und erinnerte dabei
auch an seinen ermordeten Großvater in
Polen, den er zuletzt als elfjähriger Junge
gesehen hatte. Peres betonte aber zugleich

auch, dass er nun vor „Führungspersönlich-
keiten und Vertretern eines anderen demo-
kratischen Deutschlands“ stehe.
Je mehr Zeit verstreicht, desto wichtiger
wird in Israel die Erinnerung an den Holo-
caust. So nimmt der alljährliche Holocaust-
Gedenktag seit den frühen 1990er Jahren
eine zentrale Stelle im Bewusstsein jüngerer
Israelis ein – egal welcher Herkunft. Auch
orientalische Juden identifizieren sich mit
der Verfolgungsgeschichte der europäischen
Juden. Aber das gewachsene Interesse junger
Menschen am Holocaust geht nicht mit ei-

ner stärkeren Ablehnung Deutschlands ein-
her. Anders als noch viele Israelis der älte-
ren Generationen kaufen sie, ohne zu zö-
gern,deutsche Waren, begeistern sich für
deutschen Fußball und deutsche Musik.
Schon vor zehn Jahren gehörten „Tokio Ho-
tel“ und „Rammstein“ auf einmal zu den
Lieblingsbands. In der deutsch-israelischen
DJ-Szene werden per Internetübertragung
gemeinsame Partys gefeiert, Gastauftritte
deutscher DJs in Israel und israelischer in
Deutschland gehören dazu. In den Kinos
wurden in den vergangenen Jahren viele
deutsche Filme gezeigt, und zwar nicht etwa
im Nischenprogramm. Hans Falladas Ro-
man „Jeder stirbt für sich allein“ kam 2011
in hebräischer Übersetzung unter dem Titel
„Allein in Berlin“ auf die Bestsellerliste und
hielt sich dort ungewöhnlich lange.
Die Helden des Buchs sind Gegner der Na-
zis. So interessieren sich Israelis heute zu-
nehmend für die Einstellung der Deutschen
im Dritten Reich, auch jenseits des jüdi-
schen Themas. Dabei spiele die Neugier ei-
ne Rolle, verstehen zu wollen, was auf der
anderen Seite passiert sei, ebenso wie eine
Tendenz, die im übrigen auch für andere
Länder gelte, ein Gegengewicht zu den Tä-
tern zu finden, glaubt der Historiker Moshe
Zimmermann. „Solche Figuren machen es
möglich, mit den Deutschen ein normales
Verhältnis zu haben und ins Gespräch zu
kommen.“ Seit diesem November wird nun
erstmals die deutsche Wanderausstellung
„Weiße Rose“ in Israel gezeigt.
Vier Flugstunden beträgt die Entfernung
zwischen Israel und Deutschland. Das kann
wenig sein, wenn junge Menschen über-
rascht feststellen, wie ähnlich sie sich im Le-
bensstil und in ihren Geschmäckern sind.
Aber auch eine riesige Distanz, wenn es um
die Lehren aus eben jener Vergangenheit
geht, die für beide Seiten so identitätsstif-
tend sind: Denn wo die Deutschen mit
Blick auf Auschwitz ein universales „Nie
wieder“ rufen, heißt es bei den Israelis par-
tikularistisch: „Das soll nie wieder UNS pas-
sieren.“

Selbstbetrachtung Eine weitere Ungleich-
zeitigkeit, die das deutsch-israelische Ver-
hältnis mittlerweile prägt, hat mit der gene-
rellen Entwicklung beider Länder im Hin-
blick auf die Selbstbetrachtung zu tun. Is-
raelis haben lange den Schild einer „über-
aus selbstbewussten nationalen Selbstprä-
sentation“ (der israelische Schriftsteller Dan
Bar-On) benutzt, die jetzt eine kritische
und schmerzhafte Phase der Neubewertung
durchläuft. Deutschland hingegen kann
sein Wiedererstarken als wichtigste wirt-
schaftliche und politische Macht Europas
feiern, nachdem es eine lange Periode inter-
nationaler und interner Kritik durchlaufen
hat.
Verändert hat sich auch die Jugend. Der
Austausch war einst Wegbereiter für die
Aufnahme der diplomatischen Beziehun-
gen. Adenauer hatte das deutsch-französi-
sche Jugendwerk als Modell im Auge. Bis
heute melden sich junge Deutsche zum
Freiwilligendienst bei Aktion Sühnezei-
chen, der auch als Ersatzdienst für die
Wehrpflicht anerkannt wurde – solange es
diese noch gab. Insgesamt aber ist es heute
schwieriger geworden, deutsche Teilneh-
mer für den organisierten Jugendaus-
tausch zu gewinnen. Grund dafür sind ver-
änderte Lebensverhältnisse, andere Interes-
sen. Hinzu kommt die multiethnische Zu-
sammensetzung der deutschen Gesell-
schaft: Jugendliche mit Migrationshinter-
grund sind am Holocaust und einer Israel-
Reise weniger interessiert. Dafür gibt es
jetzt Programme für israelische Freiwillige,
die sich in Deutschland engagieren wol-
len. Gisela Dachs

Die Autorin berichtet für die
Wochenzeitung „Die Zeit“ aus Israel.

Bundeskanzler Konrad Adenauer (CDU, unten links, hier bei einem Treffen in Israel 1966) und Ministerpräsident David Ben Gurion (unten rechts) haben Anfang der 1950er Jahre den Grundstein für die
deutsch-israelischen Beziehungen gelegt. Davon profitiert die heutige Politik: Oben Kanzlerin Angela Merkel (CDU) und Präsident Shimon Peres 2010 in Berlin © picture-alliance/dpa/Sven Simon

Der lange Weg
zur Aussöhnung
JUBILÄUM 50 Jahre diplomatische Beziehungen zwischen Israel und Deutschland

Von seltenen Geschenken, Wundern der Geschichte und gebrochenen Vorsätzen
BUNDESTAG UND KNESSET Dreitägiger Besuch des Präsidiums aus Israel in Berlin festigt die Beziehung zwischen beiden Parlamenten. Künftig jedes Jahr ein Arbeitstreffen vereinbart

Er wollte nicht kommen, niemals. Nicht
nach Deutschland, nicht nach Berlin,
nicht in diese Stadt, aus der sich der Na-
tionalsozialismus wie ein Krebsgeschwür
in die Welt fraß und der Wahn der Juden-
vernichtung seinen verhängnisvollen Lauf
nahm.
Jetzt ist er doch da. Yuli-Yoel Edelstein, 57
Jahre, Kind von Überlebenden des Holo-
caust, Likud-Politiker und Präsident der is-
raelischen Knesset. Warum er doch ge-
kommen ist? „Weil es richtig ist“, sagt
Edelstein ebenso knapp wie überzeugt.
Und weil er seinen Beitrag leisten will, die
diplomatischen Beziehungen zwischen
Deutschland und Israel, die in diesem Jahr
seit 50 Jahren bestehen, gerade auch auf
parlamentarischer Ebene weiter zu festi-
gen. Darum ist das Präsidium der Knesset
zur zweiten gemeinsamen Sitzung dieses
Jahres zum Präsidium des Bundestages
nach Berlin gereist, wie Edelstein am Vor-
abend dieses Treffens vor deutschen und
israelischen Journalisten erläutert.

Keineswegs normal Die Beziehungen
beider Länder haben sich im vergangenen
halben Jahrhundert vielversprechend ent-
wickelt. Aber sie sind noch immer beson-
ders, jedenfalls eine Herausforderung und
keineswegs normal. Aber was ist ange-
sichts der Shoah, die nach 70 Jahren ihr

Grauen nicht verloren hat und auch nie
ablegen wird, schon normal?
Am Mittwochmorgen steht Edelstein mit
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) vor der Presse im Reichstagsgebäu-
de. Soeben ist die gemeinsame Sitzung der
beiden Präsidien zu Ende gegangen. Auf
der Tagesordnung standen neben einer
Erörterung der aktuellen Lage im Nahen
Osten die Friedensperspektiven für die Re-
gion. Auch die umstrittene Kennzeichnung
von Produkten aus israelischen Siedlun-
gen war Thema in der Präsidialrunde.
Lammert sieht diese EU-Regelung kritisch:
„Sie ist weder notwendig noch klug, hat
aber nichts mit Antisemitismus zu tun.“ Er
könne die Irritationen auf israelischer Sei-
te gut verstehen, nachdem ein Berliner
Kaufhaus Produkte aus dem Sortiment ge-
nommen hatte, die nicht als „Siedlerpro-
dukte“ kenntlich gemacht waren. Erst
nach scharfen Protesten Israels wurden die
Produkte dann wieder angeboten.
Vereinbart wurde bei der gemeinsamen
Sitzung, dass künftig jedes Jahr ein parla-
mentarisches Arbeitstreffen über wichtige
und aktuelle Themen stattfinden soll. Die
nächste Zusammenkunft ist für den Mai
2016 avisiert. Laut Knesset-Präsident Edel-
stein steht dabei weniger das Ziel, sich auf
gemeinsame Positionen zu verständigen,
im Mittelpunkt. Vielmehr gehe es um den

Austausch von Meinungen. Edelstein: „Ich
sehe der weiteren Zusammenarbeit mit
großer Hoffnung entgegen.“
Hoffnungen, die in den vergangenen
50 Jahren trotz gelegentlicher Meinungs-
verschiedenheiten nicht enttäuscht wor-
den sind, stehen auch im Mittelpunkt ei-
ner politischen Grundsatzrede, die Edel-
stein am Nachmittag im Beisein der Mit-
glieder des Auswärtigen und des Verteidi-
gungsausschusses hält. Er nennt die
deutsch-israelischen Beziehungen „ein

Musterbeispiel, dass auch eine abgrundtie-
fe Schlucht zwischen zwei Nationen über-
wunden werden kann“. Und der Knesset-
Präsident erinnert daran, dass sich die
Welt in einem globalen Kultur- und Religi-
onskrieg befinde; der „Islamische Staat“
(IS) drohe der westlichen Demokratie eine
muslimische Herrschaft aufzuzwingen.
Zuvor hat Lammert an die historischen
Gedenktage des ablaufenden Jahres erin-
nert: den 70. Jahrestag des Weltkriegsen-
des, den 50. Jahrestag der deutsch-israeli-

schen Beziehungen und den 25. Jahrestag
der Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit. Keines dieser Ereignisse sei isoliert zu
betrachten. Deshalb werde das Verhältnis
zwischen Deutschland und Israel „immer
im Bewusstsein einer unvergleichlichen
Vergangenheit stehen“ und sei somit „ei-
nes der seltenen historischen Geschenke“,
so der Bundestagspräsident.

Kunst aus Israel Als Zeichen der Verbun-
denheit beider Länder haben Lammert
und Edelstein im Anschluss an die Diskus-
sionsrunde eine Ausstellung mit Werken
israelischer Künstler aus der Sammlung
des Deutschen Bundestages im Reichstags-
gebäude eröffnet. Sie trägt den Titel: „Kein
fernes Land - Künstler aus Israel im Deut-
schen Bundestag“. Der Kunstbeirat des Par-
lamentes hat anlässlich des deutsch-israeli-
schen Jubiläumsjahres Werke israelischer
Künstler für die Sammlung des Bundesta-
ges erworben, die jetzt auf der Plenarsaal-
Ebene des Hauses präsentiert werden.
Bereits am Vortag hatten Lammert und die
israelische Delegation einen Kranz am
Mahnmal Gleis 17 in Berlin-Grunewald
niedergelegt. Die Gedenkstätte erinnert an
die systematische Deportation und Ermor-
dung der Berliner Juden in den national-
sozialistischen Konzentrationslagern.Das
erste Treffen dieses Jahres der Parlamenta-

rier aus Deutschland und Israel hatte im
Juni in Jerusalem stattgefunden. Damals
hielt Lammert nach einer Begrüßung auf
Hebräisch eine vielbeachtete Rede vor der
Knesset auf Deutsch, in der Sprache also,
die gerade für viele ältere Juden noch im-
mer die Sprache der Holocaust-Täter ist.
Lammert hat die Entwicklung der Bezie-
hungen beider Länder seinerzeit lobend
als „Wunder der Geschichte“ bezeichnet.
Er wies aber mit Blick auf den Palästinen-
ser-Konflikt auch darauf hin, dass bei ei-
nem vergleichbar guten Willen andere
Probleme gewiss ebenfalls lösbar seien.
Im Rahmen des dreitägigen Besuches der
israelischen Delegation in Berlin empfin-
gen auch Bundespräsident Joachim Gauck
und Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) die Knesset-Abgeordneten. Diese
Ehre ist nicht selbstverständlich und eine
herausragende Geste der Gastfreundschaft.
Es sind eben keine normalen Beziehungen
zwischen Israel und Deutschland, wohl
aber ganz besondere. Und besonders wert-
volle. Jörg Biallas T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Parlamentspräsidenten Norbert Lammert (li.) und Yuli Edelstein im Reichstag © DBT/Achim Melde
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Sorge um Glaubensfreiheit
RELIGION Den Schutz der Religions- und
Glaubensfreiheit in Deutschland und der Welt
sehen Experten als eine der wichtigsten He-
rausforderungen der Gegenwart an. Das wur-
de in einer öffentlichen Anhörung des Men-
schenrechtsausschusses in der vergangenen
Woche deutlich. Andreas Jacobs von der
Middle East Faculty am Nato Defense College
in Rom berichtete dort, dass gerade im Nahen
Osten der Einsatz für Menschenrechte und Re-
ligionsfreiheit immer schwieriger werde. Umso
wichtiger sei die Sicherung von Religionsfrei-
heit in Deutschland und Europa. „Nur wenn
Muslime hierzulande die praktische Erfahrung
machen, dass Religionsfreiheit auch für sie gilt
und dass die freie Entfaltung muslimischen Le-
bens möglich ist, kann sie glaubhaft gegen-
über muslimischen Ländern eingefordert wer-
den“, urteilte Jacobs.
Christine Schirrmacher vom Institut für Orient-
und Asienwissenschaften an der Rheinischen
Friedrich-Wilhelms-Universität in Bonn sieht an-
gesichts der starken Zuwanderungsbewegungen
nach Europa und der Zunahme islamistischer
und salafistischer Kräfte die große Herausforde-
rung für Deutschland darin, die Freiheit und das
friedliche Miteinander der Religionen und Welt-
anschauungen zu sichern. Ausdrücklich wandte
sie sich gegen Forderungen, die Religion in den
privaten Raum zurückzudrängen. „Echte Religi-

onsfreiheit kann nicht Verbannung ins Private
bedeuten“, warnte sie.
In den Augen der Journalistin Khola Maryam
Hübsch bedrohen Forderungen nach einem
Burka-Verbot oder einem Kopftuch-Verbot für
Lehrerinnen an Schulen die säkulare und frei-
heitliche Grundlage der Gesellschaft eher als
sie zu verteidigen. Sie verstärkten das Aus-
grenzungsgefühl vieler Muslime und bereite-
ten den „Nährboden für Islamismus“, sagte
Hübsch. Sie betonte, eine offene, freundliche
Flüchtlingspolitik könne dazu beitragen, das
Bild des Westens in der islamischen Welt zu
verbessern und Terrorismus einzudämmen.
Kirsten Wiese von der Humanistischen Union
e.V. in Berlin bekräftigte die Forderung ihres
Verbandes nach einer vollständigen Trennung
von Staat und Religionsgemeinschaften. Sie
forderte: „Damit die Religionsfreiheit in
Deutschland konsequent gewährleistet wer-
den kann, müssen jegliche Privilegien für die
christlichen Kirchen abgeschafft werden.“
Professor Matthias König von der Georg-Au-
gust-Universität Göttingen empfahl, zur Stär-
kung der Religions- und Glaubensfreiheit vor
allem auf multilaterale Instrumente, wie
Menschenrechtskonventionen, zu setzen.
Neuere Studien zeigten, dass der völkerrecht-
liche Menschenrechtsschutz vor Ort langfris-
tige Wirkungen entfalten könne. joh T

Die gebändigte Revolution
SPANIEN Die politische Landschaft hat sich radikal verändert. Der Ausgang der Wahlen ist offen

N
un gut, Wahlversprechen
sollte man nicht auf die
Goldwaage legen. Zum
Beispiel das des damali-
gen Sprechers der konser-
vativen Volkspartei (PP),

Esteban González Pons, der im September
2011 vollmundig verkündete: „Wir streben
an, dass in der kommenden Legislaturperi-
ode 3,5 Millionen Arbeitsplätze geschaffen
werden.“ So kam es aber
nicht. Am Ende der nun zu
Ende gegangenen Legisla-
turperiode ist die Zahl der
Arbeitsplätze in Spanien
ziemlich genau so hoch
wie zu deren Beginn: gut
18 Millionen. So gesehen
waren die vergangenen vier
Jahre PP-Regierung ein
Misserfolg. Man muss es
aber nicht so sehen.
Die PP gewann die Wahlen
vor vier Jahren mit
44,6 Prozent der Stimmen,
16 Prozentpunkte vor den zweitplatzierten
Sozialisten (PSOE), die bis dahin das Land
regiert hatten. Ein Wahlsystem, das die gro-
ßen Parteien bevorzugt, sorgte für eine ab-
solute Sitzmehrheit der PP im Deputier-
tenkongress, dem spanischen Parlament.
Der überragende Wahlsieg hatte vornehm-
lich einen Grund: Die Spanier trauten den
Konservativen zu, ihr Land aus der schwe-
ren Wirtschaftskrise herauszuholen, in der
Spanien seit dem Platzen der Immobilien-

blase 2008 steckte. Haben sie das ge-
schafft? Wenn man Wolfgang Schäuble
(CDU) fragt, dann sind die vergangenen
vier Jahre unter PP-Regierung eine Erfolgs-
geschichte. Spanien sei „unser bestes Argu-
ment, dass wir doch vieles ziemlich richtig
gemacht haben“, sagte der deutsche Fi-
nanzminister im September während eines
deutsch-spanischen Wirtschaftsforums in
Berlin. Seine Argumente: Die langandau-

ernde Rezession ist über-
wunden, die Wirtschaft
wächst wieder – im vergan-
genen Jahr um 1,4 Prozent,
dieses Jahr voraussichtlich
um 3,3 Prozent. Die Ar-
beitslosenrate ist von 26,9
Prozent Anfang 2013 auf
aktuell 21,2 Prozent gesun-
ken; das jährliche Defizit
der öffentlichen Haushalte
ging von 10,4 Prozent der
Wirtschaftsleistung 2012
auf 5,9 Prozent im vergan-
genen Jahr zurück. Wenn

am 20. Dezember ein neues Parlament ge-
wählt wird, „dann steht auf dem Spiel, ob
es mit der wirtschaftlichen Erholung wei-
tergeht oder ob wir den Rückwärtsgang
einlegen“, glaubt Ministerpräsident Maria-
no Rajoy. Er selbst hält für sich den Garan-
ten des weiteren Aufschwungs.
Die Spanier teilen den Optimismus ihres
Regierungschefs nicht. In der jüngsten Um-
frage des staatlichen Sozialforschungsinsti-
tuts CIS vom Oktober zeigte sich nur ein

gutes Fünftel der Befragten davon über-
zeugt, dass sich die wirtschaftliche Lage
Spaniens in den vergangenen zwölf Mona-
ten verbessert habe; fast jeder Vierte mein-
te, die Situation sei heute schlechter als vor
einem Jahr. Das ist bemerkenswert, bewe-
gen sich doch fast alle ökonomischen Da-
ten in eine positive Richtung. Aber der Auf-
schwung kommt bei vielen Menschen
nicht an.
Spanien lebt noch immer
mit dem Drama der Mas-
senarbeitslosigkeit. Nach
Rajoys Regierungsübernah-
me stieg die Zahl der Job-
suchenden zunächst weiter
steil an, seit zweieinhalb
Jahren sinkt sie wieder – in
der Bilanz steht das Land
etwa genauso schlecht da,
wie vor vier Jahren.
4,85 Millionen Männer
und Frauen suchen eine
Beschäftigung. 3,7 Millio-
nen von ihnen erhalten
keine Arbeitslosenunterstützung, weil ihr
Anspruch darauf nach maximal zwei Jah-
ren Arbeitslosigkeit abgelaufen ist oder
weil sie noch nie beschäftigt waren. Hinzu
kommt, dass die seit dem Höhepunkt der
Krise Anfang 2013 neu geschaffenen Jobs
oft von schlechter Qualität sind. Mehr als
26 Prozent aller Beschäftigten in Spanien
haben einen zeitlich befristeten Vertrag.
Die Gehälter liegen ein gutes Drittel unter
denen von Festangestellten. Männer, die in

den Krisenjahren eine neue Stelle antreten
mussten, verdienen dort nach einer Studie
des liberalen Thinktanks Fedea im Durch-
schnitt 17 Prozent weniger als in ihrem vo-
rigen Job, Frauen 13 Prozent weniger. Be-
rufseinsteiger bekommen heute Gehälter,
die 30 Prozent unter dem liegen, was Be-
rufseinsteiger zu Beginn der Krise 2008 er-
hielten. Die Lohnkürzungen treffen die
Schlechtverdiener härter als die Gutverdie-

ner. Nach einer OECD-Stu-
die vom Mai dieses Jahres
hat in keinem anderen
OECD-Land die soziale
Ungleichheit während der
Krise so stark zugenommen
wie in Spanien.
Anders als Wolfgang Schäu-
ble sind die spanischen
Krisenverlierer daher eher
skeptisch, was die Bilanz
der vergangenen vier Jahre
angeht. Aus ihrer Sicht hat
die PP ihre Chance gehabt
und sie nicht genutzt. Die

ersten, die vom Unmut profitierten, waren
die Männer und Frauen um den Madrider
Politologen Pablo Iglesias, die Anfang letz-
ten Jahres Podemos („Wir können“) grün-
deten. Podemos unterschied sich von tradi-
tionellen linken Parteien wie der Vereinten
Linken (IU) durch ihren populistischen
Diskurs, der die Krise aus dem Antagonis-
mus zwischen politisch-ökonomischer
„Kaste“ und den „Leuten“ erklärte. Mit die-
sem Diskurs kam Podemos bei den Euro-

pawahlen nur vier Monate nach ihrer
Gründung auf acht Prozent der Stimmen
und stieg danach in allen Umfragen im-
mer weiter auf – so weit, dass Anfang die-
ses Jahres ein Wahlsieg auf nationaler
Ebene möglich schien.
Im Laufe des Jahres ist Podemos allerdings
ein starker Gegner aus der politischen Mit-
te erwachsen: Ciudadanos („Bürger“), vor
neun Jahren als liberale, antinationalisti-
sche Partei in Katalonien gegründet, hat
sich vorgenommen, in ganz Spanien mit-
zumischen. Ihren Erfolg in den Umfragen
und bei etlichen Regionalwahlen in den
vergangenen Monaten dankt sie vor allem
ihrem unverschämt selbstbewussten Vor-
sitzenden Albert Rivera, der mit 36 Jahren
noch ein Jahr jünger ist als Podemos-Chef
Iglesias. Rivera, ein begnadeter Redner,
wettert nicht gegen die „Kaste“, sondern
gegen das „Zweiparteiensystem“ aus PP
und PSOE. Damit hat er Podemos in den
Umfragen für den 20. Dezember auf den
vierten Platz verdrängt, während seine
Ciudadanos mit PP und PSOE um die
Spitzenposition kämpfen. In den meisten
Umfragen liegt die PP aber immer noch –
mit weniger als 30 Prozent der Stimmen –
leicht vorne. Tatsache ist: Spaniens politi-
sche Landschaft ist sehr viel bunter gewor-
den. Trotzdem könnte Mariano Rajoy mit
etwas Glück weitere vier Jahre im Amt
bleiben. Martin Dahms T

Der Autor ist freier
Korrespondent in Madrid.

Cuidadanos-Chef Albert Rivera (links), Sozialdemokrat Pedro Sanchez (Mitte) und Pablo Iglesias (rechts) von Podemos am 30. November bei einer von der Zeitung „El País“ organisierten Wahlkampfdebatte,. Das Pult für den
amtierenden spanischen Ministerpräsidenten Mariano Rajoy blieb leer. Er hatte sich geweigert, an der Diskussion teilzunehmen. © picture-alliance/dpa
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Aktivisten sollen
besser geschützt
werden
MENSCHENRECHTE Der Bundestag will
sich weltweit stärker für den Schutz von
Menschenrechtsverteidigern einsetzen. Ei-
nen entsprechenden Antrag von CDU/
CSU und SPD (18/6880) nahm das Haus
am vergangenen Donnerstag mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen an.
Die Linksfraktion enthielt sich der Stim-
me.
Frank Schwabe (SPD) sprach in der De-
batte von zehn- bis hunderttausenden
Menschenrechtsverteidigern, die in ihren
Heimatländern massiven Menschen-
rechtsverletzungen ausgesetzt seien. Sie
besser zu schützen, sei auch Aufgabe der
deutschen Botschaften und der EU-Vertre-
tungen im Ausland. Aber auch das Paten-
schaftsprogramm des Bundestages, „Par-
lamentarier schützen Parlamentarier“, an
dem sich bisher 50 Abgeordnete beteilig-
ten, leiste einen wertvollen Beitrag.
Erika Steinbach (CDU) sagte, der Antrag
sei all jenen gewidmet, die sich oft unter
Einsatz ihres Lebens für die Einhaltung
der Menschenrechte in ihrem eigenen
Land einsetzen. Sie forderte, die Augen
nicht zu verschließen, wenn in Russland,
der Türkei, in China und vielen anderen
Ländern „die Zivilgesellschaften immer
mehr eingeschränkt und Nichtregierungs-
organisationen in ihrer Arbeit behindert
werden“.

»Doppelte Standards« Tom Koenigs
(Bündnis 90/Die Grünen) warf der Bun-
desregierung „doppelte Standards“ vor.
Auch der amerikanische Whistleblower
(„Hinweisgeber“) Edward Snowden sei
ein Menschenrechtsverteidiger, der sich
„wie kaum einer um das Recht auf Privat-
sphäre verdient“ gemacht habe. Es sei „ei-
ne Schande für die westliche Welt“, dass
man ihm in Europa kein humanitäres
Asyl gewähre und in Russland „vergam-
meln“ ließe, so Koenigs.
Für Annette Groth (Die Linke) ist es ei-
nen „Skandal“, dass die Bundesregierung
nach wie vor Waffen nach Saudi-Arabien
liefert, obwohl Menschenrechtsverteidiger
dort systematisch verfolgt, inhaftiert und
zum Tode verurteilt werden. Ebenso skan-
dalös nannte sie angesichts der Men-
schenrechtsverletzungen an türkischen
und kurdischen Oppositionellen und
Journalisten auch die Kooperation mit
der Türkei in Fragen der „Flüchtlingsab-
wehr“. joh T

Marine-Mandat
steht vor
Verlängerung
BUNDESWEHR Die Deutsche Marine soll
sich weiterhin mit bis zu 500 Soldaten an der
Nato-geführten Mission „Active Endeavor“
(OAE) im Mittelmeer beteiligen. Über den
Mandats-Antrag der Bundesregierung (18/
6742), der eine Verlängerung des Einsatzes
bis zum 15. Juli 2016 vorsieht, beriet der
Bundestag am vergangenen Donnerstag. Der
Einsatz, der der maritimen Terrorismusab-
wehr dienen soll, war im Oktober 2001 als
Reaktion auf die Terrorangriffe vom 11. Sep-
tember unter Berufung auf den Bündnisfall
nach Artikel 5 des Nato-Vertrages gestartet
worden.
Der Parlamentarische Staatssekretär im Aus-
wärtigen Amt, Michael Roth (SPD), räumte
ein, dass die Terrorbedrohung im Mittelmeer-
raum „als eher abstrakt“ einzuschätzen sei.
Allerdings habe der Terroranschlag von Paris
gezeigt, dass aus einer abstrakten Bedrohung
eine reale werden kann. Zudem bedrohe der
internationale Terrorismus eine der „wich-
tigsten Lebensadern unseres wirtschaftlichen
Wohlstandes“. Das Mittelmeer habe für
Deutschland mit 300 Millionen Tonnen
Fracht an Ex- und Importen eine „überragen-
de Bedeutung“. Roth räumte ein, dass der Be-
zug auf Artikel 5 des Nato-Vertrages 14 Jahre
nach den Terroranschlägen in den USA
„nicht mehr zeitgemäß“ sei. Die Regierung
setze für eine Entkopplung ein. Dies könne
mit der geplanten Weiterentwicklung von
OAE zu einer maritimen Sicherheitsheitsope-
ration auf dem Nato-Gipfel in Warschau im
Sommer nächsten Jahres geschehen.
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen kün-
digten in der Debatte ihre Ablehnung des
Mandats an. Das Argument der ab-strakten
Terrorbedrohung sei ein „Blankoschek“ für
räumlich und zeitlich unbegrenzte Militär-
einsätze, kritisierte Alexander Neu (Linke).
Tobias Linder (Grüne) bezeichnete es als
„anachronistisch“, dass der Nato-Bündnisfall
nach Artikel 5 noch immer in Kraft sei. Zu-
dem sei das Mandat nicht nötig, da die See-
raumüberwachung zu den Routineaufgaben
der Nato im Mittelmeer gehöre.
Julia Obermeier (CSU) hielt der Opposition
entgegen, dass „übereilter, plötzlicher Aus-
stieg aus OAE“ ein „falsches Signal zum fal-
schen Zeitpunkt“ setze. Die Entkopplung von
Artikel 5 werde im Sommer 2016 umgesetzt.
Bis dahin müsse Deutschland aber seiner
Bündnisverpflichtungen nachkommen, sagte
Obermeier. aw T

Vom Abzug ist keine Rede mehr
BUNDESWEHR Regierung will Afghanistan-Einsatz verlängern und ausweiten

Während die Deutschen in der vergangenen
Woche gebannt auf die Entscheidung über
den Bundeswehr-Einsatz gegen die Terrormi-
liz „Islamischer Staat“ blickten, plant die
Bundesregierung von der Öffentlichkeit
kaum beachtet, das militärische Engagement
in Afghanistan wieder zu verstärken. So sol-
len im Rahmen des „Resolute Support“-Ein-
satzes, der Anfang des Jahres die Isaf-Missi-
on abgelöst hatte, künftig bis zu 980 statt
850 deutsche Soldaten zur Ausbildung af-
ghanischer Sicherheitskräfte eingesetzt wer-
den. Dies sieht das neue Mandat (18/6743)
vor, über das der Bundestag vergangenen
Donnerstag beriet. Entscheiden wird das
Parlament in der letzten Sitzungswoche vor
Weihnachten.
Der Parlamentarische Staatssekretär im Ver-
teidigungsministerium, Ralf Brauksiepe
(CDU), bezeichnete den bisherigen Einsatz
als „erfolgreich“. Allerdings müsse auf Rück-
schläge wie die kurzfristige Eroberung von
Kundus durch Taliban-Kämpfer im Septem-
ber reagiert werden.

Während die beiden Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD ihre Zustimmung zur
Verlängerung des Einsatzes formulierten,
stieß er bei der Opposition auf heftige Kri-
tik. Für die Linksfraktion erteilte Wolfgang
Gehrcke der Fortsetzung des deutschen Af-
ghanistan-Engagements mit drastischen
Worten eine Absage: Der 14-jährige Kriegs-
einsatz am Hindukusch sei gescheitert, habe
70.000 Tote gefordert, 55 Bundeswehrsolda-

ten seien umgekommen und das Völker-
recht sei „tief verletzt“ worden. Terror lasse
sich niemals erfolgreich mit Krieg bekämp-
fen, argumentierte Gehrcke. Die Bundesre-
gierung aber lerne nichts aus den Fehlern
der Vergangenheit. „Ich empöre mich darü-
ber, dass wir mit den gleichen Drecks-argu-
menten wieder in einen Krieg getrieben wer-
den“, schimpfte Gehrcke.
Auch Bündnis 90/Die Grünen, die die Isaf-
Mandate der Bundeswehr mehrheitlich stets
mitgetragen hatten, kündigten ihr Nein zum
„Resolute Support“-Einsatz an. Bereits vor
einem Jahr habe seine Fraktion dem Mandat
nicht zugestimmt, sagte Frithjof Schmidt. Er
habe damals vor der Gefahr gewarnt, dass
„ein Abrutschen in einen erneuten, länger-
fristigen Einsatz droht mit der Verwicklung
in Kämpfe ohne Exit-Strategie“. Diese Ge-
fahr habe sich leider bewahrheitet. Von dem
Versprechen, dass der Einsatz Ende 2017 en-
den werde, habe sich die Regierung verab-
schiedet, bemängelte Schmidt.
Union und Sozialdemokraten wiesen die Kri-
tik zurück. Es sei eine „notwendige und rich-
tige Entscheidung“, das Mandat zu verlän-
gern, sagte Wolfgang Hellmich (SPD). Rode-
rich Kiesewitter (CDU) sagte, dass das Man-
dat „Ausbildung, Beratung, und Unterstüt-
zung“ der afghanischen Armee umfasse und
„nicht den Kampf“. Alexander Weinlein T

Afghanistans Präsident Aschraf Ghani und
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) trafen sich
in der vergangenen Woche in Berlin.

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



Das Parlament - Nr. 50-51 - 07. Dezember 2015 INNENPOLITIK 11

Schluss mit dem E-Dampf
FAMILIE I Konsumverbot für Minderjährige kommt

So viel Einigkeit ist selten: Alle Bundestags-
fraktionen sind sich einig, dass Minderjäh-
rigen der Konsum von elektronischen Ziga-
retten und Wasserpfeifen (Shishas) unter-
sagt und der Verkauf an Jugendliche unter
18 Jahren verboten werden soll. Der Bun-
destag debattierte am vergangenen Freitag
in erster Lesung über einen Gesetzentwurf
der Bundesregierung (18/6858), mit dem
die Abgabe- und Konsumverbote für Ta-
bakwaren im Jugendschutzgesetz und im
Jugendarbeitsschutzgesetz auf E-Zigaretten
und E-Shishas ausgeweitet werden soll. Der
Bundesrat hat sich bereits für eine Verab-
schiedung der Gesetzesvorlage ausgespro-
chen.
Die Regierung verweist auf die Gesund-
heitsrisiken des Sucht- und Nervengiftes
Nikotin, das auch beim Rauchen von E-Zi-
garetten und E-Shishas eingeatmet werde.
Auch der Konsum von nikotinfreien elek-
tronischen Zigaretten und Shishas sei ge-
sundheitsgefährdend, da beim Verdampfen
der aromatisierten Flüssigkeiten krebserre-
gende Stoffe entstünden. Deshalb gehörten
sie nicht in die Hände von Kindern und Ju-
gendlichen, betonte Familienministerin

Manuela Schwesig (SPD). Jeder fünfte
Minderjährige habe laut einer Befragung
der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung bereits einmal eine E-Shisha
und jeder siebte eine E-Zigarette probiert.
Mit der Gesetzvorlage werde nun eine Re-
gelungslücke im Jugendschutz geschlossen,
sagte Schwesig.
Dieser Sichtweise schlossen sich die Redner
aller Fraktionen an. Norbert Müller (Lin-
ke) argumentierte, dass der Konsum von
E-Zigaretten und E-Shishas nicht nur ge-
sundheitsgefährdend sei, sondern auch die
Gefahr erhöhe, dass Jugendliche das Rau-
chen dadurch „erlernen“ und später auf
klassische Tabakwaren umsteigen. Müller
mahnte zugleich jedoch ein insgesamt
deutlicheres Vorgehen der Bundesregierung
im Bereich der Suchtprävention an.
Harald Terpe (Grüne) sprach sich dafür
aus, das Gesundheitsrisiko von elektroni-
schen Zigaretten und Wasserpfeifen besser
zu erforschen und mehr Aufklärung zu be-
treiben. Auch Markus Koob (CDU) schloss
sich diesen Forderungen an. Über den
Konsum und die Wirkung sei bislang zu
wenig bekannt. Alexander Weinlein T

Umstrittene Altersgrenze
FAMILIE II Reform des Unterhaltsvorschusses abgelehnt

Die Linksfraktion ist mit ihrem Vorstoß ge-
scheitert, die Bezugsdauerbegrenzung des
Unterhaltsvorschusses vom 12. auf das
18. Lebensjahr anzuheben. Der Bundestag
lehnte den entsprechenden Antrag (18/98,
18/6902) mit den Stimmen von CDU/CSU
und SPD gegen das Votum der Linken bei
Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen
ab.
Alleinerziehende Eltern erhalten den Un-
terhaltsvorschuss für ihre Kinder maximal
bis zur Vollendung des zwölften Lebens-
jahres, wenn der andere Elternteil seiner
Unterhaltsverpflichtung nicht oder nicht
ausreichend nachkommt. Zudem ist der
Bezug des Unterhaltsvorschusses auf maxi-
mal 72 Monate begrenzt, und das Kinder-
geld wird dabei voll angerechnet. Die Lin-
ke will das ändern, die Altersgrenze anhe-
ben, die Bezugsdauer entfristen und das
Kindergeld nur noch zur Hälfte anrechnen.
Sie erneuerte diese Forderung in weiterem
Antrag (18/6651), den der Bundestag in
die Ausschüsse überwies.
Jörn Wunderlich (Linke) hielt den anderen
Fraktionen vor, dass sie sich zwar wieder-
holt auch schon für eine Anhebung der Al-

tersgrenze ausgesprochen hätten. Dies sei
aber bislang mit Verweis auf die mangeln-
de Finanzierung nicht umgesetzt worden.
Auch Franziska Brantner (Grüne) kritisierte
die Altersgrenze und die Bezugsdauerbe-
grenzung als „absurd“ und „ungerecht“.
Gudrun Zollner (CDU) wies die Kritik der
Linken zurück. Die Finanzierung des Un-
terhaltsvorschusses liege zu zwei Dritteln
bei den Ländern und nur zu einem Drittel
beim Bund. Die Länder seien zudem dafür
verantwortlich, den Vorschuss wieder beim
unterhaltspflichtigen Elternteil zurückzu-
fordern. Doch dies geschehe viel zu selten.
Am erfolgreichsten sei Bayern mit einer
Rückholquote von 36 Prozent.
Auch Fritz Felgentreu (SPD) verwies da-
rauf, dass das Unterhaltsvorschussgesetz
„nicht über die Köpfe der Länder“ geändert
werden könne. Die Koalition habe aber die
besonderen Belastungen für Alleinerzie-
hende erkannt und gehandelt. Der Entlas-
tungsbetrag bei der Einkommenssteuer sei
annähernd verdoppelt und der Unterhalts-
vorschuss um zehn Euro erhöht worden,
und ab Juli 2016 steige der Kinderzuschlag
um 20 Euro. aw T

Barrieren in den Köpfen
SOZIALES Grüne scheitern mit Antrag zu UN-Konvention

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
konnte sich mit ihrem Antrag (18/4813)
für eine zügige Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention nicht durchsetzen.
Der Bundestag stimmte mit der Mehrheit
von Union und SPD gegen den Antrag. Die
Linke stimmte für ihn. Als Argument der
Kritiker aus den Reihen der Koalitionsfrak-
tionen galt vor allem der Verweis auf die
laufenden Arbeiten am Bundesteilhabege-
setz. Dieses Gesetz, das der gesellschaftli-
chen Teilhabe behinderter Menschen eine
neue Basis geben soll, will der Bundestag
im kommenden Jahr verabschieden.
Debattiert wurde in der vergangenen Wo-
che außerdem noch die Antwort
(18/6533) der Bundesregierung auf eine
Große Anfrage (18/3460-neu) der Fraktion
Die Linke zur Umsetzung des Inklusions-
gebotes in Deutschland. Aus Sicht der Lin-
ken hapert es daran gewaltig. Es gehe um
die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen und nicht darum, Behinderung zu ver-
meiden, befand Katrin Werner, behinder-
tenpolitische Sprecherin der Fraktion. Sie
kritisierte, dass Behinderung immer noch

ein Armutsrisiko sei und forderte ein ein-
kommensunabhängiges Bundesteilhabege-
setz. Auch Corinna Rüffer (Grüne) setzt in
das Gesetz große Hoffnungen. Unabhängig
vom Hilfebedarf wollten die Menschen in-
dividuelle Lösungen, sagte Rüffer. Dem
müsse der Gesetzgeber auch Rechnung tra-
gen. Sie forderte den Abbau von Sonder-
einrichtungen zugunsten gemeindenaher
Dienste.
Für Uwe Schummer, Unions-Experte auf
dem Gebiet, geht es nicht darum, verschie-
dene Einrichtungen gegeneinander auszu-
spielen. Das Bundesteilhabegesetz solle
Durchlässigkeit und Wahlfreiheit garantie-
ren und Werkstätten, Integrationsfirmen
oder das „Budget für Arbeit“ gleicherma-
ßen fördern.
Kerstin Tack (SPD) kritisierte die Oppositi-
on dafür, nicht zu würdigen, „an welchen
Stellen wir uns schon in Richtung inklusive
Gesellschaft entwickelt haben“. Als größte
Herausforderung bezeichnete sie es, einen
Bewusstseinswandel zu erreichen und Bar-
rieren in den Köpfen der Menschen abzu-
bauen. Claudia Heine T

Schwierige Abgrenzung zwischen Korruption und Kooperation
RECHT Die Bundesregierung will bestechliche Ärzte bestrafen. Experten begrüßen vorliegenden Gesetzentwurf, fordern aber Nachbesserungen im Detail

Deutschland ist das einzige Land in
Europa, in dem Korruption bei niederge-
lassenen Ärzten und anderen Angehörigen
von Gesundheitsberufen nicht strafbar ist.
Grund ist eine Entscheidung des Bundesge-
richtshofs von 2012, wonach niedergelasse-
ne Ärzte weder als Amtsträger noch als Be-
auftragte der gesetzlichen Krankenkassen
angesehen werden können und daher be-
stehende Straftatbestände nicht anwendbar
sind. Ein Gesetzentwurf der Regierung zur
Bekämpfung von Korruption im Gesund-
heitswesen (18/6446), der diese Regelungs-
lücke schließen soll, wird derzeit beraten.
Er sieht Geld- und Haftstrafen vor.
Bei einer Anhörung vergangene Woche im
Rechtsausschuss begrüßten die Sachver-
ständigen einhellig die Vorlage, hatten aber
Einwände in Detail. Vor allem die Abgren-
zung von strafbarer Korruption und nöti-
ger Kooperation bereitet Schwierigkeiten.

Der Verband der forschenden Pharmaun-
ternehmen (vfa) wies auf die Notwendig-
keit der Zusammenarbeit zwischen Arznei-
mittelherstellern und Ärzten zur Entwick-
lung und Erprobung neuer Präparate hin.
Der Gesetzestext müsse deshalb eindeuti-
ger sein, forderte der vfa-Jurist Uwe Broch.
Denn „bereits das Verfolgungsrisiko stellt
alle Beteiligten vor große Probleme, nicht
erst das Verurteilungsrisiko“.
Nicht nur Bestechung und Bestechlichkeit
sollte unter Strafe gestellt werden, sondern
so wie beim Öffentlichen Dienst auch Vor-
teilsannahme und Vorteilsgewährung, for-
derte Christiane Fischer von der Medizi-
ner-Initiative MEZIS. Der Bestechung liege
eine Vereinbarung über Leistung und Ge-
genleistung zugrunde. Viel häufiger aber
sei, dass Angehörige von Gesundheitsberu-
fen einen Vorteil erhielten und die Gegen-
leistung unausgesprochen gewährt werde.

Der im Medizinbereich tätige Rechtsanwalt
Morton Douglas wies darauf hin, dass sich
Patienten aus Sorge um ihre Versorgung oft
nicht trauten, auf unlautere Handlungen
im Gesundheitswesen aufmerksam zu ma-
chen. Er schlug vor, den Patientenbeauf-
tragten damit zu betrauen, derartige Be-
schwerden zu prüfen.
Das Fehlen der Pflegeversicherung im Text
des Reformgesetzes bemängelte Stephan
Meseke, Korruptionsbekämpfer im Spit-
zenverband der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV-SV). Er wies darauf hin, dass
die Pflegebranche in Deutschland bereits
mehr Beschäftigte zähle als die Automobil-
industrie.
Mehrere Experten kritisierten das Vorha-
ben, die genauere Definition des strafbaren
Verhaltens den regionalen Ärzte- und
Zahnärztekammern zu überlassen. „Kor-
ruption ist überall gleich“, sagte der Präsi-

dent der Bundesärztekammer, Frank Ulrich
Montgomery, deshalb sollte auch die Defi-
nition bundeseinheitlich sein.
Auf vielfache Kritik stieß auch, dass für die
Einleitung eines Strafverfahrens der Antrag
eines Betroffenen oder eines Verbandes, ei-
ner Krankenkasse oder einer Kammer er-
forderlich sein soll. Korruption im Ge-
sundheitswesen sollte zum Offizialdelikt
werden, bei dem die Staatsanwaltschaft
von Amts wegen ermitteln muss, forderte
der Kölner Strafrechtler Michael Kubiciel.
Auf die Schwierigkeit, bei Bestechung und
Bestechlichkeit den Tatnachweis zu führen,
wies der Oberstaatsanwalt Peter Schneider-
han vom Deutschen Richterbund hin. Man
müsse dazu eine „Unrechtsvereinbarung“
nachweisen, also die Absprache von Leis-
tung und Gegenleistung. Die Staatsanwalt-
schaften müssten daher die Möglichkeit
verdeckter Ermittlungsverfahren wie der

Telefonüberwachung bekommen. Er sei
sich aber des Problems bewusst, das sich
hierbei wegen der ärztlichen Schweige-
pflicht ergibt. Peter Stützle T
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Korrupten Ärzten drohen schon bald empfindliche Strafen. © picture-alliance/blickwinkel

D
er Fall schockte die medi-
zinische Fachwelt: In den
USA diagnostizierte im
September ein Arzt bei ei-
nem drei Jahre alten
Mädchen Diabetes melli-

tus vom Typ 2. Früher wurde diese Variante
der chronischen Stoffwechselerkrankung
als Altersdiabetes bezeichnet und trat frü-
hestens mit 40 auf. Nunmehr, so stellte der
Kinderarzt Michael Yafi aus Houston fest,
müsse in Betracht gezogen werden, dass
auch sehr junge Patienten bereits unter Typ
2 Diabetes litten. Die Krankheitsursache
bei dem Kind in den USA war gut sichtbar:
Das Mädchen wog 35 Kilogramm, eine
Folge von extrem fettreicher Nahrung.
Die Zuckerkrankheit hat erschreckende
Ausmaße angenommen. Auch in Deutsch-
land steigen die Fallzahlen rasant an. Ex-
perten gehen bei einer hohen Dunkelziffer
davon aus, dass derzeit knapp zehn Millio-
nen Menschen hierzulande an Diabetes er-
krankt sind, mit möglichen Folgeschäden
wie Herzinfarkt, Schlaganfall oder Augen-
leiden. Die Folgekosten in Deutschland
werden auf rund 40 Milliarden Euro pro
Jahr geschätzt. Typ 2 Diabetes ist heilbar,
Typ 1, der bei jüngeren Menschen auftritt,
verfolgt die Patienten ein Leben lang.

Chroniker Die ständige Überwachung des
Blutzuckerspiegels ist für Betroffene über-
lebenswichtig, daher stehen viele Diabeti-
ker den neuen technischen Möglichkeiten
in der Medizin, darunter der Telemedizin,
aufgeschlossen gegenüber. So können mit
Hilfe der Telemedizin digitalisierte Diabe-
testagebücher an den Arzt übermittelt wer-
den. Das sogenannte E-Health-Gesetz (18/
5293; 18/6905), das in der vergangenen
Woche mit den Stimmen von Union und
SPD, bei Enthaltung der Grünen und ge-
gen das Votum der Linken vom Bundestag

beschlossen wurde, soll auch dazu beitra-
gen, chronisch Kranken eine bessere Ver-
sorgung zu ermöglichen und sieht unter
anderem die Weiterentwicklung der Tele-
medizin vor.

Fristen Die digitale Vernetzung des Ge-
sundheitswesens ist das derzeit wohl an-
spruchsvollste IT-Projekt in Deutschland.
Für rund 200.000 Ärzte, 20.000 Apothe-
ken, 2.000 Krankenhäuser und mehr als 70
Millionen gesetzlich Krankenversicherte
soll eine sichere digitale Infrastruktur ent-
stehen. Die elektronische Prüfung und Ak-
tualisierung von Versichertenstammdaten
wird ab 2016 eingeführt. Ab 2018 sollen
Notfalldaten auf der elektronischen Ge-
sundheitskarte (eGK) gespeichert werden
können. Um unerwünschte Wechselwir-
kungen von Arzneimitteln zu verhindern,
sind Medikationspläne geplant, zunächst
in Papierform. Spätestens ab 2018 sollen
sie auch elektronisch abrufbar sein. Arzt-
briefe sollen künftig ebenso elektronisch
verschickt werden. Die Voraussetzungen
für die elektronische Patientenakte und ein
persönliches Patientenfach sollen spätes-
tens Ende 2018 stehen. In dem Patienten-
fach könnten dann etwa Blutzuckermes-
sungen von Diabetikern oder auch Daten
aus Fitnessarmbändern (Wearables) abge-
legt werden.
Weil sich allein die Einführung der eGK
über mehr als zehn Jahre hingezogen hat,
enthält der Gesetzentwurf Vorgaben, Fris-
ten, Anreize für Ärzte und Sanktionen. So
soll verhindert werden, dass die digitale
Revolution gleich wieder erschlafft. Bun-
desgesundheitsminister Hermann Gröhe
(CDU) geriet jedoch kurz vor der Verab-
schiedung des Gesetzentwurfs in Erklä-
rungsnot, nachdem bekannt wurde, dass
die Industrie womöglich wieder nicht in
der Lage ist, Fristen einzuhalten und die

nötigen Geräte zu liefern. Kathrin Vogler
(Linke) nutzte die aktuelle Nachricht als
Steilvorlage und hielt dem Minister in der
Schlussdebatte vor, er habe den Abgeord-
neten die wichtige Information vorenthal-
ten. Das sei „eine Unverschämtheit“. Gröhe
wehrte sich und erklärte, die Probleme der
Industrie seien in der Anhörung zu dem
Gesetz genannt geworden. Er geht davon
aus, dass Ärzte und Kliniken wie geplant
bis Mitte 2018 an die Telematikinfrastruk-
tur angeschlossen seien.
Die Linksfraktion steht dem Digitalprojekt
skeptisch gegenüber. Vogler gab zu Beden-
ken, es sei „zweifelhaft, ob eine solche Me-
gadatensammlung in der heutigen Zeit mit
vertretbarem Aufwand gesichert werden
kann“. Die Grünen verlangen auch Daten-
sicherheit, halten die Verweigerungshal-
tung der Linken aber für rückständig und
wollen mehr statt weniger Tempo. Maria
Klein-Schmeink (Grüne) sagte, das Gesetz

drücke entschlossen das aus, was schon
lange gebraucht werde. Völlig unverständ-
lich sei jedoch, weshalb die Datenschutzre-
geln nicht auch für externe Dienstleister
gelten sollten und die Pflege in das System
nicht mit einbezogen werde.

Datenhoheit Union und SPD wiesen die
Bedenken der Opposition zurück und stell-
ten die Vorteile für Patienten heraus. Katja
Leikert (CDU) sagte, mit der Reform wür-
den „die Zeiten von Fax und Karteikärt-
chen überwunden“, die Weichen für mehr
Wirtschaftlichkeit gestellt und das Selbst-
bestimmungsrecht der Patienten gestärkt.
Sie betonte, die Patienten könnten selbst
entscheiden, welche Daten von ihnen ge-
speichert würden und wer Zugriff darauf
habe. In der Telemedizin sei der Weg für
Techniken wie Röntgenberatung und Vi-
deosprechstunden schon geebnet.
Dirk Heidenblut (SPD) versicherte, das
Zwei-Schlüssel-System sei sicher, denn nur
mit den Schlüsseln des Patienten und des
Arztes sei etwa die Patientenakte einzuse-
hen. Mit neuen Verfahren wie der Telekar-
diologie und dem Telemonitoring könnten
Entfernungen zwischen Ärzten und Patien-
ten überbrückt werden.
Reiner Meier (CSU) sprach von einem
„großen Schritt hin zu einer modernen
Kommunikationstechnik“ im Gesundheits-
wesen. Mit dem Gesetz würden mehr
Transparenz und „klare technische Stan-
dards für die digitale Zusammenarbeit“ er-
möglicht. Versicherte könnten in ihrem Pa-
tientenfach „Befunde, Diagnosen und Be-
handlungsdaten transparent und jederzeit
nachvollziehbar“ dokumentieren. Mit der
schnellen Verfügbarkeit der Informationen
würden den Patienten nicht nur Doppel-
untersuchungen erspart, sondern auch Be-
handlungsfehler. Claus Peter Kosfeld T

Von der digitalen Vernetzung des Gesundheitssystems versprechen sich Experten wesentliche Fortschritte für die Betreuung der Patienten. © picture-alliance/dpa

Am Puls
der neuen
Zeit
GESUNDHEIT Mit dem E-Health-
Gesetz soll der Datenaustausch im
Gesundheitssystem beschleunigt werden

> STICHWORT
E-Health und Gesundheitsdaten

> Stammdaten Name, Geburtsdatum,
Anschrift, Geschlecht und Angaben zur
Krankenversicherung.

> Notfalldaten Allergien, Unverträglich-
keiten, Vorerkrankungen, Implantate,
Schwangerschaft, Hinweis auf Personen,
die kontaktiert werden sollen.

> Medikationsplan Anspruch für alle Pa-
tienten, die mindestens drei Medikamen-
te gleichzeitig einnehmen müssen.

> Patientenakte Therapien, Befunde, Bil-
der, Impfungen, Mutterpass.
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Wieder ein Loblied auf das hohe Verantwortungsbewusstsein des BND
NSA-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Ein Referatsleiter des Bundesnachrichtendienstes betont die Rechtstreue seiner Behörde

Sein Arzt, sagte der Zeuge, als er nach zwei
Stunden um ein Ende der Befragung bat,
habe ihm abgeraten. Warum sollte er sich
das antun? Ein halbes Jahr war er krank ge-
schrieben, fühlt sich nach wie vor nicht fit.
Doch hätten ihn seit der Rückkehr an den
Schreibtisch seine Vorgesetzten ständig mit
der Frage traktiert, wann endlich er dem
Untersuchungsausschuss in Berlin Rede
und Antwort stehen könne.
Dort wurde der Referatsleiter H. K. aus der
Zentrale des Bundesnachrichtendienstes
(BND) in Pullach am Donnerstag nicht zu-
letzt von den Vertretern der Opposition
mit Ungeduld erwartet. Er war im Jahr
2013 beteiligt, als beim BND die in der Ab-
höranlage in Bad Aibling genutzten Such-
merkmale überprüft wurden und dabei
rund 40.000 politisch bedenkliche Selekto-
ren ans Licht kamen. Nach Ansicht von
Linken und Grünen ist die Aktion noch
immer nicht restlos aufgeklärt.
Auskunft erhofften sie sich von H.K. auch
über eine ominöse Breitbandverbindung
zwischen dem BND und der amerikani-

schen National Security Agency (NSA).
Könnte auf diesem Weg eine Unmenge von
Daten unter zweifelhaften Umständen an
die NSA abgeflossen sein? „Wir haben uns
auf Sie gefreut“, verabschiedete der Vorsit-
zende Patrick Sensburg (CDU) den Zeu-
gen. „Die Freude war ganz Ihrerseits“, gab
der verdrossen zurück.
Der ausgebildete Luft- und Raumfahrtinge-
nieur leitete von 2003 bis 2009 das Referat
T2c und bearbeitete dort Nachrichten zu
den Themen Terrorismus und Verbreitung
von Massenvernichtungswaffen. Anschlie-
ßend führte er bis September 2011 das Re-
ferat T1e, zuständig für die Überwachung
kabelgestützter Kommunikation in
Deutschland. Als Referatsleiter T2c war
H.K. auch mit sogenannten G10-Anträgen
befasst. Dabei geht es um die Genehmi-
gung, in Einzelfällen Verdächtige zu über-
wachen, die als deutsche Staatsbürger den
grundgesetzlichen Schutz des Fernmelde-
geheimnisses genießen.
Womit er nichts zu tun hatte, sei der Da-
tenaustausch mit der NSA gewesen, beton-
te der Zeuge: „Wir haben nicht Rohdaten
irgendwo hingeschoben, sondern klassi-
sche Nachrichtenbearbeitung gemacht.“
Eine enttäuschende Aussage für die Oppo-
sition, die einem Hinweis in den Unterla-
gen des NSA-Enthüllers Edward Snowden
nachgeht. Demnach waren der NSA mas-

senhaft und unkontrolliert Metadaten etwa
über Zeitpunkt, Ort und Dauer einer Kom-
munikation aus Abhöranlagen des BND
zugeflossen.

Wie lief der Datenstrom? Die bisher be-
fragten zuständigen Dienststellenleiter des
BND hatten dem Ausschuss freilich einhel-
lig versichert, sie hätten den Amerikanern
nichts geschickt. War der Datenstrom also

über die Zentrale in Pullach gelaufen? Und
wer war dort dafür verantwortlich? Bereits
in der Vorwoche hatte der Zeuge J.S., von
2006 bis 2010 Leiter des Referats T2d, dem
Ausschuss erklärt, er sei es nicht gewesen.
Sein Referat habe aus verschiedenen Quel-
len gewonnene Erkenntnisse verarbeitet,
die aus den Erfassungsstellen zugeliefert
worden seien und daraus brauchbare Mel-
dungen formuliert.

Dasselbe bekamen die Abgeordneten jetzt
von H.K. zu hören. Er könne mit Rohdaten
aus Überwachungsmaßnahmen gar nichts
anfangen. Er erhalte die Erkenntnisse in
bereits aufbereiteter Form aus den Erfas-
sungsstellen. Er könne sich deshalb auch
nicht erinnern, jemals eine Information
auf dem Schreibtisch gehabt zu haben, von
der er hätte annehmen müssen, sie sei auf
rechtlich bedenklichem Wege zustande ge-
kommen. Denn auch solche Daten würden
bereits in den Erfassungsstellen ausgefil-
tert. Dabei tue der BND „alles, was tech-
nisch möglich ist“, beteuerte er.

Keine automatische Weitergabe Über
das Breitbandkabel, das den Ausschuss
auch noch interessierte, fließen nach Aus-
kunft des Zeugen keine Informationen
vom BND in die USA, sondern in umge-
kehrter Richtung von der NSA nach
Deutschland. Dabei handele es sich aber
um Daten, die mit dem Untersuchungsauf-
trag des Ausschusses nichts zu tun hätten,
betonte er. Näheres dazu wollte der Zeuge
nur in nichtöffentlicher Sitzung erläutern.
Keine Rede also von anlassloser, massen-
hafter, automatischer Datenweitergabe, je-
denfalls nicht, soweit der Zeuge dies aus
seiner Tätigkeit beurteilen könne: „Es gibt
Situationen, wo Meldungen im Rahmen
einer Kooperation an andere Staaten wei-

tergegeben werden, aber immer individu-
ell, nicht automatisch.“
So hörte der Ausschuss ein weiteres Mal
das Loblied auf das hohe Verantwortungs-
bewusstsein des BND im Umgang mit sen-
siblen Daten. Dies gelte insbesondere,
wenn ein deutscher Grundrechtsträger et-
wa als Terrorverdächtiger ins Visier gerate,
erläuterte der Zeuge. Der erste Schritt sei
stets, die Hausjuristen zu Rate zu ziehen.
Diese leiteten dann das Antragsverfahren
bei der G10-Kommission des Bundestages
ein, die die erforderliche Genehmigung zu
erteilen hat. Erst wenn diese vorliege, wer-
de in der Erfassungsstelle das gegen den
Betroffenen gerichtete Suchmerkmal freige-
schaltet: „Kein Nachrichtenbearbeiter wird
von sich aus einen Selektor einstellen, von
dem er weiß, dass er zu einem Deutschen
gehört“, betonte der BND-Mitarbeiter.
Die G10-Kommission freilich, der mehr-
heitlich ehemalige Abgeordnete angehö-
ren, ist derzeit auf den BND nicht gut zu
sprechen, auf die Bundesregierung auch
nicht. Wie kürzlich bekannt wurde, wollen
die Geheimdienstaufseher vor dem Bun-
desverfassungsgericht auf Herausgabe der
Liste fragwürdiger NSA-Selektoren klagen,
die die Regierung ihnen vorenthält. Sie
schlagen sich damit auf die Seite der Op-
position im Ausschuss, die ein gleiches Ver-
fahren betreibt. Winfried Dolderer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper ,Ausschussvorsitzender Patrick Sensburg (CDU) auf Wahrheitssuche © picture-alliance/dpa

Abschluss eines heiklen Falls
EDATHY-AUSSCHUSS Am Ende der mühsamen Ermittlungsarbeit sind nicht alle wichtigen Fragen beantwortet

D
er Name „Edathy-Aus-
schuss“, unter dem der
2. Untersuchungsaus-
schuss des Bundestages in
der Öffentlichkeit fir-
mierte, war immer etwas

irreführend. Suggerierte er doch, es gehe
darum, Verfehlungen des SPD-Abgeordne-
ten Sebastian Edathy aufzuarbeiten. Das
aber war Sache der Justiz, die wegen des
Verdachts der Nutzung von
Kinderpornografie gegen
ihn ermittelte. Dieses Ver-
fahren endete am 2. März
2015 mit einer Einstellung
gegen Zahlung von 5.000
Euro. Womöglich wäre es
anders ausgegangen, wäre
Edathy nicht vor einer
Hausdurchsuchung ge-
warnt gewesen. Dass er ge-
warnt war, gilt als sicher.
Weil es über manches Wei-
tere im Ausschuss unter-
schiedliche Bewertungen
gibt, steht am Ende neben dem mit der
Mehrheit der Koalitionsfraktionen be-
schlossenen Abschlussbericht ein Sonder-
votum der Opposition.

Heikle Fragen Begonnen hatte der „Fall
Edathy“ im Februar 2014, als eine Haus-
durchsuchung bei ihm öffentlich wurde,

wenige Tage, nachdem er „aus Gesund-
heitsgründen“ sein Bundestagsmandat ab-
gegeben hatte. Sofort tauchten heikle Fra-
gen auf. Es stellte sich heraus, dass führen-
de Politiker schon wesentlich früher von
den Ermittlungen gegen Edathy gewusst
hatten. Der ehemalige Bundesinnenminis-
ter Hans-Peter Friedrich (CSU) hatte aus
dem Bundeskriminalamt (BKA) von dem
Verdacht gegen Edathy erfahren und SPD-

Chef Sigmar Gabriel davon
in Kenntnis gesetzt, der
dann weitere Genossen ein-
weihte. Friedrich wurde
deshalb Geheimnisverrat
vorgeworfen, weshalb er
von seinem neuen Amt als
Agrarminister zurücktrat.
Da Befragungen im Innen-
ausschuss nach Ansicht der
Opposition ohne befriedi-
gende Ergebnisse blieben,
beantragte sie den Untersu-
chungsausschuss, der im
September 2014 seine Ar-

beit aufnahm. Bis Juli 2015 wurden im
Ausschuss vier Sachverständige und 57
Zeugen befragt, einige mehrfach. Die Er-
mittlungen konzentrierten sich zunächst
auf die Rolle des BKA. Als dann Edathy
aussagte und seinen ehemaligen Fraktions-
kollegen Michael Hartmann bezichtigte,
ihm Erkenntnisse des BKA über seinen Fall

weitergegeben zu haben, verschob das den
Fokus erneut und nun in Richtung Hart-
mann.

Die Rolle Hartmanns In der Plenardebatte
über den Abschlussbericht verneinte die
Ausschussvorsitze Eva Högl (SPD) die Fra-
ge, ob das BKA bei dem Kinderporno-
Großverfahren Fehler gemacht habe, in
dessen Verlauf der Verdacht gegen Edathy
aufgetaucht war. Als sie den Mitarbeitern
des BKA „für ihre schwere Arbeit“ dankte,
erhielt sie Beifall von allen Seiten des Ple-
narsaals. Zur zentralen Frage nach einer
Warnung Edathys stellte Högl fest: „Sebas-
tian Edathy wurde gewarnt vor den Ermitt-
lungen, ja sogar konkret vor der Durchsu-
chung. Wir haben nicht herausarbeiten
können, von wem.“
Dies sah die Opposition anders. „Die zeit-
lichen Abläufe der Handlungen von Sebas-
tian Edathy und seinem Anwalt sind nur
mit fortlaufenden Informationen logisch
erklärbar“, stellte Frank Tempel (Die Lin-
ke) fest. Es gebe „ keinen anderen Rück-
schluss“, als dass Hartmann die Informati-
onsquelle für Edathy gewesen sei. Es sei
aber kein Eigenmotiv erkennbar, weshalb
sich die Frage stelle: „Wen deckt Hart-
mann?“ Die Linke sehe es als erwiesen an,
dass es eine Informationskette von der
SPD-Fraktionsspitze über Hartmann bis zu
Edathy „gegeben haben muss“. Der SPD

warf Tempel vor, für sie habe im Ausschuss
die Schadenminimierung im Vordergrund
gestanden. Irene Mihalic (Grüne) hieb in
dieselbe Kerbe. Sechs Zeugen hätten bestä-
tigt, dass Edathy auf dem SPD-Parteitag am
15. November 2013 durch Hartmann von
den Ermittlungen gegen ihn erfahren habe.
Nur Hartmann bestreite das. „Mir bleibt es
ein Rätsel, wie Sie diese simple Erkenntnis
nicht in Ihren Abschlussbericht hineinret-
ten konnten“, sagte sie.
Aber auch der ehemalige BKA-Chef Jörg
Ziercke erfuhr von Mihalic scharfe Kritik.
Ziercke hatte durch einen Anruf des heuti-
gen SPD-Fraktionschefs Thomas Opper-

mann Monate vor der Durchsuchung bei
Edathy erfahren, dass einige SPD-Politiker
von dem Verdacht wussten. Ziercke hätte da-
rüber den ermittelnden Staatsanwalt unter-
richten müssen, sagte Mihalic, damit dieser
das Verfahren beschleunige. Dies unterlassen
zu haben, sei ein „klarer Rechtsbruch“.

Kritik an SPD-Zeugen Die Redner der
Union teilten die Kritik der Opposition am
Verhalten einiger Zeugen aus der SPD. Ar-
min Schuster (CDU) nannte deren Auftre-
ten „unerträglich“. Auch Schuster sieht
Hartmann „von einigen glaubhaft auftre-
tenden Zeugen erheblich belastet“. Aller-

dings, wie sein Fraktionskollege Michael
Frieser (CSU) es formulierte: „Was wir
glauben ist noch nicht das, was ein Unter-
suchungsausschuss belegen kann.“ Vor al-
lem durch die Aussageverweigerung Hart-
manns bei einer zweiten Vernehmung sei
der Ausschuss nicht weitergekommen.
Der SPD-Abgeordnete Uli Grötsch nannte
die von Edathy in seiner Vernehmung auf-
gestellte und von der Opposition als erwie-
sen betrachtete Behauptung, er sei konti-
nuierlich über den Stand der Ermittlungen
unterrichtet worden, unsinnig. „Wir konn-
ten nicht einmal feststellen, dass er beson-
dere Kenntnisse über dieses Verfahren be-
saß.“ Grötsch nannte es „beschämend“,
wie die Opposition mit dem langjährigen
SPD-Innenexperten Hartmann umgegan-
gen sei, und sprach von der „Zerstörung ei-
ner Person“.
Die von der Opposition kritisierte Infor-
mation des damaligen Innenministers
Friedrich durch BKA-Chef Ziercke und die
Weitergabe an führende SPD-Politiker be-
zeichnete Grötsch als „nicht verwerflich“.
Frieser bezeichnete es sogar als „absolut
richtig“, dass Friedrich während der Koali-
tionsverhandlungen den SPD-Chef Gabriel
über den Verdacht gegen Edathy unterrich-
tet hatte. Es sei darum gegangen, „Schaden
vom Land abzuwenden“, der entstanden
wäre, wenn Edathy ein Regierungsamt be-
kommen hätte. Peter Stützle T

Der Untersuchungsausschuss zum Fall Edathy konnte sich nicht auf eine gemeinsame Bewertung verständigen. Hier die Übergabe des Abschlussberichts samt Sondervotum der Opposition an Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) © picture-alliance/dpa

»Wer Edathy
vor den

Ermittlungen
gewarnt hat,
wissen wir

nicht.«
Eva Högl (SPD)

Ausschussvorsitzende

> STICHWORT
Der 2. Untersuchungsausschuss des Bundestages

> Untersuchungsauftrag Der Ausschuss sollte prüfen, ob bei
dem Kinderporno-Großverfahren, zu dem der Fall Edathy ge-
hörte, Fehler gemacht wurden. Weiter ging es darum, ob Se-
bastian Edathy vor Ermittlungen gewarnt wurde und von wem.

> Arbeitsaufwand In 45 Sitzungen wurden 57 Zeugen und vier
Sachverständige gehört. Über 600 Aktenbände wurden ausge-
wertet.

> Ergebnis Es steht fest, dass Edathy gewarnt war. Ob der SPD-
Abgeordnete Hartmann der Informant war, ist aber strittig. ©
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Streitschlichtung ohne Gericht
JUSTIZ I Verbraucher scheuen oft Kosten und
Mühen, Streitigkeiten mit Unternehmen vor
Gericht auszutragen. Die außergerichtliche
Schlichtung könnte hier ein Ausweg sein, der
aber vielen Verbrauchern nicht bekannt ist und
in zahlreichen Branchen auch gar nicht gebo-
ten wird. Ein vergangene Woche vom Bundes-
tag beschlossenes Gesetz (18/5089, 18/6904)
soll nun den Rahmen schaffen, damit die au-
ßergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten
zwischen Verbrauchern und Unternehmern
häufiger gesucht wird. Linke und Grüne, die
sie sich weitergehende Regelungen gewünscht
hätten, enthielten sich bei der Abstimmung.
Der Gesetzentwurf sieht die Einrichtung einer
Universalschlichtungsstelle vor, die in den Fäl-
len angerufen werden kann, in denen keine
andere Schlichtungsstelle zuständig ist.
Für Patrick Sensburg (CDU) ist „besonders er-
freulich“, dass der Streitmittler „die Befähi-
gung zum Richteramt besitzen oder zertifizier-
ter Mediator sein“ muss. Damit könnten quali-
fizierte Mediatoren in Zukunft eine wichtige
Rolle bei der Weiterentwicklung der außerge-

richtlichen Streitschlichtung bekommen, gab
er zu Protokoll. Entscheidend für den Erfolg
wird aus Sicht von Dennis Rohde (SPD) sein,
„dass die Menschen sich darauf verlassen
können, an einem geordneten, sicheren und
sachkundig geleiteten Prozess teilzunehmen“.
Deshalb müsse die Qualifikation der Streitmitt-
ler „höchsten Ansprüchen genügen“.
Im Grundsatz ist auch die Opposition mit der
Neuregelung einverstanden. Allerdings habe
der Gesetzentwurf „einen entscheidenden
Konstruktionsfehler“, wendete Caren Lay (Lin-
ke) ein: Die Teilnahme an der Schlichtung sei
für Unternehmen freiwillig, und sie seien nicht
an den Schlichtungsvorschlag gebunden. Vor
allem unseriöse Unternehmen würden sich
deshalb entziehen. Renate Künast (Grüne) ver-
wies darauf, dass manche Unternehmen die
Scheu der Verbraucher vor einem Gerichtsver-
fahren einkalkulierten. Schlichtungen könnten
hier einen Riegel vorschieben. Doch durch die
Freiwilligkeit für Unternehmen sei „fraglich, ob
das Gesetz tatsächlich das intendierte Ziel er-
reichen wird“. pst T

Mehr Hilfen für Verbrechensopfer
JUSTIZ II Mutmaßliche Verbrechensopfer be-
kommen in Strafprozessen mehr Unterstüt-
zung. Dies regelt das 3. Opferrechtsreformge-
setz (18/4621, 18/6909) das der Bundestag
vergangene Woche einstimmig beschlossen
hat. Damit wird eine EU-Richtlinie aus dem
Jahr 2012 in nationales Recht umgesetzt. Das
Gesetz regelt die Unterstützung durch qualifi-
zierte Helfer während eines Gerichtsverfahrens
insbesondere für Opfer schwerer Gewalt- und
Sexualdelikte. Zudem wird ein neues „Gesetz
über psychosoziale Prozessbegleitung“ einge-
führt. Damit soll die in der Justizpraxis der
Länder bereits vielfach bewährte psychosozia-
le Prozessbegleitung auf eine einheitliche
Rechtsgrundlage gestellt werden.
Volker Ullrich (CSU) begründete das Gesetz
damit, dass der Staat nicht nur die Pflicht ha-
be, Täter zu bestrafen und die Strafe zu voll-
strecken, sondern auch die Pflicht, sich vor die
Opfer zu stellen. Für den Angeklagten bilde die
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe meist eine
Zäsur im Leben, gab er zu Protokoll. Aber „das
erlittene Unrecht und die anschließende

Durchführung eines Strafverfahrens stellen für
das Opfer eine viel größere Zäsur im Leben
dar“. Das neue Gesetz setzt nach Einschät-
zung von Dirk Wiese (SPD) „neue Maßstäbe
beim Schutz von Opfern schwerer Straftaten“.
Es gehe weit über die EU-Richtlinie hinaus.
Auch nach Ansicht der Opposition enthält das
Gesetz viele sinnvolle Ergänzungen der Straf-
prozessordnung, wie Jörn Wunderlich (Linke)
feststellte. Er verwies aber darauf, dass erst
am Ende eines Verfahrens festgestellt werde,
ob der Beschuldigte ein Täter ist und damit
das mutmaßliche Opfer tatsächlich ein Opfer.
Die „Berücksichtigung von Opferinteressen
während des Verfahrens darf nicht zulasten
der Rechtsstellung des Beschuldigten gehen“,
erklärte Wunderlich. Er hätte sich gewünscht,
dass dies im Gesetzestext noch klarer heraus-
gearbeitet wird. Für Hans-Christian Ströbele
(Grüne) hätte eine Definition des Begriff des
Verletzten klarer machen müssen, dass es sich
„um einen möglichen Verletzten handelt, die
Einordung also nur vorläufig ist, bis zum recht-
mäßigen Abschluss des Verfahrens“. pst T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Bessere Ausrüstung gefordert
VERTEIDIGUNG Der Wehrbeauftragte des
Bundestages, Hans-Peter Bartels, hat eine bes-
sere Ausrüstung der Bundeswehr angemahnt.
In der abschließenden Beratung über den
Wehrbericht 2014 (18/3750, 18/6063), den
sein Amtsvorgänger Hellmut Königshaus im
Januar dieses Jahres vorgelegt hatte, verwies
Bartels darauf, dass die Streitkräfte aktuell mit
höchst unterschiedlichen Aufgaben konfron-
tiert seien. Das Aufgabenspektrum reiche von
der Landes- und Bündnisverteidigung über die
„klassischen“ Auslandseinsätze bis hin zur
Flüchtlingshilfe im Inland. Der Einsatz gegen
den sogenannten „Islamischen Staat“ bringe
eine weitere quantitative und qualitative Be-
lastung mit sich. „Dies alles kann die Bundes-
wehr“, betonte Bartels. Allerdings müsse sie
für diese Aufgaben angemessen ausgerüstet
werden. Dies gelte auch für die Beschaffung
von Ersatzteilen für die „Tornado“-Aufklärer,
die in Syrien zum Einsatz kommen sollen.
Der Forderung nach einer besseren Ausrüstung
und Versorgung mit Ersatzteilen schlossen sich

die Vertreter der Koalitionsfraktionen an. Es
dürfe nicht auf Kosten der Zukunft gespart
werden, sagte Anita Schäfer (CDU). Sie warnte
zudem vor einer personellen Überlastung der
Truppe. Vor allem seefahrende Marineeinhei-
ten, Spezialpioniere, die „Patriot“-Flugabwehr
und der Sanitätsdienst seien durch die Aus-
landseinsätze besonders stark belastet. Heid-
trud Henn (SPD) bemängelte die schleppende
Sanierung von Kasernen und den schlechten
Zustand von Unterkünften. Die zügige Umset-
zung vieler Baumaßnahmen scheitere all zu
oft an bürokratischen Hürden.
Doris Wagner (Grüne) monierte die unzurei-
chenden Karrierechancen von Frauen in der
Truppe. Diese würden noch immer wie „Stief-
kinder“ behandelt und bei Beförderungen oft-
mals benachteiligt.
Christine Buchholz (Linke) bekräftigte das
Nein ihrer Fraktion zu den Auslandseinsätzen
der Bundeswehr. Durch das Anti-IS-Mandat
werde die Bundeswehr mitschuldig an den zi-
vilen Opfern der Bombenangriffe. aw T
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Wählerstimmen werden mehr wert
PARTEIEN Die Koalition will die Beträge im Rahmen der staatlichen Teilfinanzierung anheben

Geht es im Bundestag um staatliche Mittel
für die Parteien, ist das immer etwas heikel
– schließlich müssen doch, wie es vergan-
gene Woche Michael Frieser (CSU) im Par-
lament formulierte, die demokratischen
Parteien „einen Abwehrkampf gegen ein
wirklich schiefes Bild in der Öffentlichkeit
führen, was die Parteienfinanzierung anbe-
trifft“. So bekannte sich bei der ersten Le-
sung eines Gesetzentwurfs von CDU/CSU
und SPD zur Änderung des Parteiengeset-
zes (18/6879) auch die Opposition nach-
drücklich zum System der staatlichen Par-
teienfinanzierung. Wer dieses in Frage stel-
le, sagte Halina Wawzyniak (Linke), wolle
„eine Demokratie, in der vor allem wirt-
schaftlich Mächtige die Parteien finanzie-
ren“. Und Britta Haßelmann (Grüne) be-
tonte, damit die Parteien „nicht auf Dritte,
Externe, Wirtschaftsverbände oder andere
angewiesen sind“, müsse es eine staatliche
Finanzierung geben.

Kritik erwartet Obwohl im Bundestag zu
dem Gesetzentwurf „weitestgehend Einig-
keit“ bestehe, werde ihn das Parlament
nicht fraktionsübergreifend einstimmig be-
schließen können, bedauerte Helmut
Brandt (CDU). Strittig unter den Fraktio-
nen ist, wie Gabriele Fograscher (SPD)
konstatierte, die geplante Erhöhung der Be-
träge aus der staatlichen Teilfinanzierung
für bei Wahlen gewonnene Stimmen.
Diese Beträge, die die Parteien für jede
Wählerstimme und private Zuwendung be-
kommen, seien seit 2002 nicht an die Ent-
wicklung der parteienspezifischen Preisent-
wicklung angepasst worden, obwohl die
Obergrenze der den Parteien zustehenden
Mittel im Jahr 2011 dynamisiert worden
sei, heißt es in der Begründung des Koaliti-
onsentwurfs. Sie sollen nun nach dem Wil-
len der Koalition entsprechend der Erhö-

hung der absoluten Obergrenze im Zeit-
raum von 2010 bis 2014 angehoben wer-
den. Damit erhielten die Parteien laut Vor-
lage für jede für sie abgegebene Stimme pro
Jahr statt 0,70 Euro künftig 0,83 Euro, wo-
bei der Betrag für die ersten vier Millionen
gültigen Stimmen von 0,85 Euro auf einen
Euro angehoben werden soll. Ab dem Jahr
2017 soll eine „automatische weitere jährli-
che Erhöhung in dem gleichen Verfahren
wie bei der jährlichen Erhöhung der abso-
luten Obergrenze“ stattfinden. Da diese
Obergrenze – das jährliche Gesamtvolu-
men staatlicher Mittel, das allen Parteien
höchstens ausgezahlt werden darf – durch
den Entwurf nicht verändert wird, müssen
der Vorlage zufolge keine höheren Haus-
haltsmittel für die staatliche Parteienfinan-
zierung zur Verfügung gestellt werden.
Fograscher betonte, die Erhöhung der Be-
träge um zirka 20 Prozent werde vermut-
lich öffentliche Kritik hervorrufen. Da eine
Anpassung aber 13 Jahre lang nicht vorge-

nommen worden sei, halte sie diesen
Schritt für notwendig, angemessen und
vertretbar. Brandt verwies darauf, dass seit-
dem die Kosten der Parteien für Veranstal-
tungen, die Unterhaltung der Büros und
die Beschäftigung der Mitarbeiter gestiegen
sei. Daher habe man sich zur Erhöhung
der Beträge entschlossen, die die Parteien
jährlich im Rahmen der staatlichen Teilfi-
nanzierung erhalten.
Wawzyniak zeigte Verständnis für „das Ar-
gument, dass es Tarifsteigerungen bei den
Beschäftigten und auch sonstige Kosten-
steigerungen gibt“. Für ihre Fraktion wäre
aber eine solche Erhöhung nur akzeptabel,
„wenn es auch Regelungen zu Sponsoring
und Spenden juristischer Personen“ in
dem Gesetzentwurf gegeben hätte. Haßel-
mann kritisierte, die Koalition erhöhe die
Beträge pro abgegebener gültiger Stimme,
verzichte aber darauf, „notwendige Trans-
parenzregeln zur Parteienfinanzierung im
Gesetzentwurf viel stärker und klarer zu

formulieren“. Weder bei der Union noch
der SPD gebe die Bereitschaft, etwa auf ei-
ne Beschränkung der Spendenmöglichkeit
auf natürliche Personen einzugehen.

Weitere Neuerungen Der Gesetzentwurf
enthält daneben eine Reihe weiterer Neu-
regelungen. So sollen bei der Berechnung
der relativen Obergrenze für die staatliche
Teilfinanzierung Einnahmen einer Partei
aus Unternehmenstätigkeit nur in Höhe ei-
nes positiven Saldos berücksichtigt werden.
Das richtet sich gegen die „künstliche Er-
höhung der einer Partei zustehenden staat-
lichen Mittel durch die Kreierung von Ein-
nahmen, denen gleich hohe Ausgaben ge-
genüber stehen“ und „trifft insbesondere
die Partei ,Die Partei‘ und die AfD mit ih-
rem Goldhandel“, wie Haßelmann sagte.
Die AfD, erläuterte Fograscher, habe „den
Goldhandel betrieben, damit ihre Einnah-
men gesteigert und somit auch die staatli-
chen Zuwendungen“, während „Die Par-
tei“ 100-Euro-Scheine für 80 Euro verkauft
habe: „Auch so konnten die Einnahmen
erhöht werden, und die zusätzlichen staat-
lichen Zuwendungen überstiegen den Ver-
lust dieses Geldverkaufs“. Diesen Miss-
brauch wolle man abstellen. Unstrittig sei
auch die vorgesehene Verschärfung der
Sanktionen für die Nichtabgabe von Re-
chenschaftsberichten. Danach solle eine
Vereinigung ihre Rechtsstellung als Partei
verlieren, wenn sie sechs Jahre lang ihrer
Pflicht zur Rechenschaftslegung nicht
nachgekommen ist. Helmut Stoltenberg T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperWählerstimmen sollen Parteien künftig mehr Geld bringen. © picture-alliance/Eibner-Pressefoto

E
s hat gut gepasst, dass der Deut-
sche Bundestag vergangene Wo-
che direkt vor der Debatte über
Abschiebungen afghanischer
Flüchtlinge die Ausweitung des
aktuellen Bundeswehreinsatzes

in dem Land (siehe Seite 10) auf der Tages-
ordnung stehen hatte. Und ebenso
passte es, dass nur ein Tag zuvor der afgha-
nische Präsident Mohammad Ashraf Ghani
in Berlin mit Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) zu einem Gespräch zusammen-
gekommen war, in dem es ebenfalls um die
Entsendung deutscher Soldaten an den
Hindukusch und die Fluchtbewegung aus
Afghanistan ging. Man habe, sagte die
Kanzlerin anschließend, über die terroristi-
schen Gefahren gesprochen, die „auch in
Afghanistan an der Tagesordnung sind“,
und darüber, dass die Ertüchtigung der af-
ghanischen Sicherheitskräfte „auch im Blick
auf Flüchtlingsbewegung und illegale Mi-
gration“ notwendig sei. Stichwort „inner-
staatliche Fluchtalternativen“: Es gebe auch
Gebiete in Afghanistan, „die eine hohe und
ausreichende Sicherheit bieten“, argumen-
tierte Merkel. Erhofften sich Flüchtlinge ein
besseres Leben, sei das „kein Grund, um bei
uns Asyl oder einen Aufenthaltsstatus zu be-
kommen“, fügte sie hinzu und betonte:
„Deshalb werden wir eben in solchen Fäl-
len dann auch Menschen nach Afghanistan
zurückführen müssen“.

Abschiebestopp gefordert Genau das will
die Opposition im Bundestag nicht. Nach
ihrem Willen soll sich die Bundesregierung
vielmehr bei den Bundesländern für eine
Aussetzung von Abschiebungen afghani-
scher Flüchtlinge einsetzen. In zwei Anträ-
gen, über die das Parlament erstmals beriet,
forderten Die Linke (18/6869) und die
Grünen (18/6774) zudem, dass Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière (CDU) ge-
genüber den Bundesländern sein Einver-
ständnis für eine Aufenthaltsgewährung aus
humanitären Gründen für Afghanen erklä-
ren und sich für entsprechende Regelungen
einsetzen soll.
Es sei „doppelbödig“, kritisierte Luise Amts-
berg (Grüne) in der Debatte, „sein militäri-
sches Engagement in Afghanistan auf der ei-
nen Seite auszubauen und auf der anderen
Seite Flüchtlinge dorthin zurückzuschicken,
weil es dort angeblich so sicher ist“. Wenn
Merkel am Vortag gesagt habe, dass Schutz-
suchende vermehrt aus wirtschaftlichen
Gründen kommen, werde dies der „men-
schenrechtlichen Realität vor Ort überhaupt
nicht gerecht“. Vielmehr seien die Men-
schen aufgrund der persönlichen Bedro-
hung so verunsichert, dass sie Schutz in
Deutschland suchen. Die Zahl der Binnen-
vertriebenen sei in Afghanistan bis Mitte
2015 auf 945.000 gestiegen. Zugleich habe
in Deutschland die Gesamtschutzquote für
Afghanen im dritten Quartal dieses Jahres
bei 86,1 Prozent gelegen. Es könne „also
wirklich nicht die Rede von unberechtigten
Asylanträgen sein“.
Für Die Linke konstatierte Ulla Jelpke, dass
die Taliban in Afghanistan immer stärker
würden. Die Zahl von 5.000 Toten und Ver-
letzten, die es im ersten Halbjahr gegeben
habe, sei die höchste seit 2001, wobei die
Dunkelziffer wahrscheinlich sehr hoch sei.
„Noch nie hat es seit Beginn des westlichen
Interventionskrieges so viele zivile Opfer ge-
geben wie heute“, fügte Jelpke hinzu. Zu-

gleich warf sie die Frage auf, ob es nicht das
Eingeständnis der Kanzlerin sei, dass es in
Afghanistan nicht sicher ist, wenn sie mit
Ghani über sichere Schutzzonen verhande-
le. Dabei seien auch die von der Regierung
kontrollierten Gebiete keine alternativen
Fluchtziele. 15 Prozent der geschädigten Zi-
vilisten seien nach UN-Angaben Übergrif-
fen afghanischer Sicherheitskräfte zum Op-
fer gefallen. Es dürfe, mahnte Jelpke, „keine
Abschiebungen geben, weil Afghanistan
nicht sicher ist“.

»Falsches Signal« Sebastian Hartmann
(SPD) warf der Opposition Inkonsequenz
vor, wenn sie einerseits gegen ein militäri-
sches Engagement in Afghanistan sei und
andererseits die verschärfte Sicherheitslage

im Land als Grund dafür nenne, „dass sich
die Flucht verstärkt“. Und wenn sie sich ge-
nerell für einen Abschiebestopp ausspreche,
bedeute dies, dass Asylverfahren gar nicht
mehr durchgeführt werden müssten. Seine
Fraktion wolle aber eine Einzelfallprüfung.
Wer einen Abschiebestopp fordere, aber
nicht bereit sei, internationale Verantwor-
tung zu übernehmen, sei der „denkbar
schlechteste Anwalt“ für die Rechte der
Menschen in Afghanistan. Seine Fraktion
wolle dagegen, dass sich die Sicherheitslage
vor Ort verbessere und es „überhaupt kei-
nen Fluchtgrund mehr gibt“.
Nina Warken (CDU) nannte einen Abschie-
bestopp und eine pauschale Anerkennung
afghanischer Asylbewerber ein „völlig fal-
sches Signal“. 2015 seien schon mehr als

129.000 afghanische Asylsuchende in
Deutschland eingereist, womit Afghanistan
an zweiter Stelle stehe. Es müsse in jedem
Einzelfall genau geprüft werden, wer
schutzbedürftig ist, verbunden mit Rück-
führungen, „wenn sie im Einzelfall ange-
zeigt und vertretbar sind“. Man lasse Afgha-
nistan nicht allein, könne aber erwarten,
dass die Afghanen selbst am Wiederaufbau
des Landes mitwirken.
Das sehen wohl auch andere so: Fast zeit-
gleich zu der Debatte wurde de Maizière in
Meldungen über die in Koblenz tagende In-
nenministerkonferenz damit zitiert, er und
seine Länderkollegen seien sich einig, dass
die Rückführung in sichere Gebiete Afgha-
nistans grundsätzlich möglich und erlaubt
sei. Helmut Stoltenberg T

Ein afghanischer Polizist Ende November an einem Checkpoint im Osten des Landes © picture-alliance/Photoshot

(Un-)Sicheres
Afghanistan

FLÜCHTLINGE Die Koalition verteidigt die Regierungspläne
zur Rückführung von Asylbewerbern an den Hindukusch
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AUFGEKEHRT

Auf Sicht
leben

In Peking ist leider die Sichtweite
mal wieder stark begrenzt. Nein, es
ist kein Frühnebel, sondern SMOG.
Gut, dass die kommunistische Zen-

tralregierung gleich durchgegriffen hat:
2.100 Fabrikanten dürfen vorerst die wil-
ligen Arbeiter nicht mehr einrücken las-
sen. Die Chinesen sind praktisch und
tragen jetzt Atemschutzmasken.
In Brasilien hat es leider wieder eine
Umweltkatastrophe gegeben. Dass die
Dämme des Klärbeckens mit Giftsuppe
aus einem Bergwerk gebrochen sind, war
wohl einfach Pech. Der rostrote
Schlamm hat sich in den benachbarten
Fluss ergossen. Die Anwohner stehen be-
treten daneben, schauen auf die toten
Fische und fragen sich, ob das mit der
Farbe jetzt so bleibt.
Im Atlantik schwimmen leider immer
weniger Fische, dafür mehr Plastiktüten.
Die Fischer wollen jetzt den Pazifik leer
angeln, da schwimmen nämlich noch
Exemplare, aber nicht mehr lange. Ob
die Plastiktüten im Wasser bleiben, ist
politisch noch nicht entschieden.
Die Japaner jagen leider wieder Wale,
aber das sind ja keine Fische.
In den Regenwäldern der Erde wird lei-
der weiter Holz geschlagen, so etwa in
der Größenordnung der Fläche Grie-
chenlands jedes Jahr. Die Griechen kön-
nen aber nichts dafür.
Das Ozonloch ist trotz FCKW-Verbots
leider wieder stark gewachsen. Eigentlich
sollte es ja kleiner werden, die Wissen-
schaftler sind überrascht. Die Australier
müssen mehr Sonnenmilch auftragen.
Wir haben leider das Klima noch nicht
gerettet. Aber wir sind nahe dran, ganze
zwei Grad vor dem Ziel sozusagen. Viel-
leicht geht dann der Nebel in Peking wie-
der weg. Wir sind guten Mutes, dass es
mit der Umwelt vorangeht, aber es dauert
eben. Leider. Claus Peter Kosfeld T

VOR 60 JAHREN...

Kernkraft für
Deutschland
9.12.1955: Strauß gibt Startschuss für
Atomenergie Das Stadtwappen von Gar-
ching bei München ziert seit 1967 ein ei-
förmiger Kernreaktor. Die stilisierte Ab-
bildung des ersten Forschungsreaktors in
der Bundesrepublik zeigt die Atomeu-
phorie der 1950er und 1960er Jahre. Ein
Name ist mit dieser Stimmung untrenn-
bar verknüpft: Franz Josef Strauß (CSU),
der erste Bundesminister für Atomfragen.

Nur wenige Wochen im Amt, verkündete
er am 9. Dezember 1955 im Süddeut-
schen Rundfunk einen umfangreichen
Ausbau der friedlichen Nutzung der
Atomenergie in Deutschland. Und das
sollte rasch vonstattengehen, um den
„zehn- bis 15-jährigen Rückstand“ gegen-
über anderen Nationen aufzuholen.
Erst im Mai 1955 endete der Besatzungs-
status Westdeutschlands – und damit
auch Einschränkungen bei der Kernener-
gie-Forschung. Das deutsche Interesse an
der Technologie, von der man sich eine
unerschöpfliche Energiequelle versprach,
kam nicht von ungefähr. So nährte die
Aufnahme in den Kreis jener Länder, die
an der Kernenergienutzung teilhatten,
neues Selbstbewusstsein. Außerdem
fürchtete man Energieknappheit und da-
mit ein jähes Ende des Wirtschaftswun-
ders. Strauß, der nur ein Jahr Atomminis-
ter blieb, installierte eine Atomkommissi-
on mit 25 Wissenschaftlern und legte im
Juli 1956 ein Atomprogramm vor. Er
glaubte an die Technologie. Es sei „eine
Tragik in der Geschichte“, sagte Strauß
einmal, „dass der Begriff Atom nicht als
heilende und helfende Kraft“, sondern
vor allem die „Zerstörungswirkung“
wahrgenommen werde. Benjamin Stahl T

Franz Josef Strauß (CSU) 1955 bei einer
TV-Aufnahme des Hessischen Rundfunks
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>Joachim Hubertus Nowack
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Am 10. Dezember wird Joachim Hubertus
Nowack 80 Jahre alt. Der Diplom-Physiker
aus Wurzen/Kreis Leipzig gehörte im Herbst
1989 zu den Gründern der Deutschen Sozia-
len Union, für deren Parteinamen er auch
verantwortlich zeichnete. Wenig später war
er Mitbegründer der DSU für Sachsen und
Thüringen. Im Juli 1990 schloss er sich der
CDU an. Nowack war von März bis Oktober
1990 Mitglied der ersten frei gewählten
Volkskammer der DDR und gehörte danach
bis November dem Bundestag an.

>Günther Bredehorn
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
FDP
Günther Bredehorn feiert am 11. Dezember
seinen 80. Geburtstag. Der Landwirt aus
Bockhorn/Kreis Friesland schloss sich 1977
der FDP an. Von 1977 bis 1980 war er Ab-
geordneter des Kreistags Ammerland und
von 1981 bis 1996 Mitglied des Kreistags
Friesland. Von 1991 bis 1996 amtierte er zu-
dem stellvertretender Landrat des Kreises
Friesland. Im Bundestag arbeitete Brede-
horn stets im Ausschuss für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten mit.

>Norbert Wieczorek
Bundestagsabgeordneter 1980-1983,
1984-2002, SPD
Am 12. Dezember wird Norbert Wieczorek
75 Jahre alt. Der Diplom-Kaufmann und
promovierte Wirtschaftswissenschaftler trat
1967 der SPD bei, gehörte von 1974 bis
1999 dem Unterbezirksvorstand Groß Ge-
rau an und amtierte von 1986 bis 1999 als
Schatzmeister des SPD-Bezirksverbands
Hessen Süd. Von 1972 bis 1981 war er
Stadtverordneter seiner Heimatstadt Rüs-
selsheim und von 1976 bis 1993 Kreistags-
abgeordneter. Wieczorek, von 2000 bis
2002 stellvertretender Vorsitzender der
SPD-Bundestagsfraktion, engagierte sich im
Finanzausschuss sowie im Ausschuss für die
Angelegenheiten der Europäischen Union,
dessen Vorsitz er von 1994 bis 1998 inne
hatte. Zuletzt gehörte er dem Gemeinsamen
Ausschuss sowie dem Vermittlungsaus-
schuss an. Von 1992 bis 2000 war er Mit-
glied der Nordatlantischen Versammlung.

>Helmut Esters
Bundestagsabgeordneter 1969-1994,
SPD
Am 15. Dezember vollendet Helmut Esters
sein 80. Lebensjahr. Der leitende Wissen-
schaftliche Mitarbeiter der Friedrich-Ebert-
Stiftung und persönliche Referent des SPD-
Schatzmeisters Alfred Nau von 1968 bis
1971 trat 1958 in die SPD ein. Von 1981 bis
1989 war er Vorsitzender des SPD-Unterbe-
zirks Kleve und von 1969 bis 1981 Ratsherr
in Kevelaer. Esters gehörte im Bundestag in
allen Wahlperioden dem Haushaltsaus-
schuss an, an dessen Spitze er 1982/83
stand. Er ist Ehrenbürger der Stadt Kevelaer.

>Monika Ganseforth
Bundestagsabgeordnete 1987-2002,
SPD
Am 15. Dezember wird Monika Ganseforth
75 Jahre alt. Die Diplom-Ingenieurin für Ma-
schinenbau und langjährige Professorin an
der Fachhochschule Hannover trat 1974 der
SPD bei. Von 1976 bis 1986 war sie Ratsfrau
in Neustadt am Rübenberge, gehörte dem
SPD-Bezirksvorstand in Hannover an und
war Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
Sozialdemokratischer Frauen im Bezirk Han-
nover. Im Bundestag engagierte sich Ganse-
forth vorwiegend im Ausschuss für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie
im Verkehrsausschuss.

>Alfred Hubertus Neuhaus
Bundestagsabgeordneter 1976-1983,
CDU
Am 16. Dezember vollendet Alfred Hubertus
Neuhaus sein 85. Lebensjahr. Der vielfältig
in Verbänden der nordbadischen Wirtschaft
engagierte Unternehmer und Kaufmann aus
Heidelberg gehörte dem geschäftsführen-
den Vorstand des Wirtschaftsrats seiner Par-
tei an und amtierte von 1971 bis 1979 als
CDU-Schatzmeister in Baden-Württemberg.
Neuhaus arbeitete im Bundestag zuletzt im
Ausschuss für Forschung und Technologie
mit.

>German Meneses Vogl
Bundestagsabgeordneter 1989-1990,
Die Grünen
German Meneses Vogl wird am 16. Dezem-
ber 70 Jahre alt. Der Soziologe peruanischer
Herkunft aus Berlin wurde 1979 dort Mit-
glied der Alternativen Liste und gehörte
1981/82 deren Landesvorstand an. Im Bun-
destag saß er im Innenausschusses.

>Arno Schmidt
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
FDP
Arno Schmidt vollendet am 20. Dezember
sein 70. Lebensjahr. Der Diplom-Pädagoge
aus Dresden zählte 1989 zu den Mitbegrün-
dern der FDP Ost, war in jenem Jahr zu-
gleich Gründungsmitglied des sächsischen
Landesverbands seiner Partei, an dessen
Spitze er bis 1991 stand. Bis 1995 amtierte
er als stellvertretender Landesvorsitzender
und gehörte von 1990 bis 1992 dem FDP-
Bundesvorstand an. Im Bundestag war
Schmidt Mitglied des Ausschusses für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit sowie des
EG-Ausschusses. bmh T

LESERPOST

Zur Ausgabe 49 vom 30. November
2015, Thema „Anschläge in Paris“ der
Beilage „leicht erklärt!“:
Die furchtbaren terroristischen Anschlä-
ge in Paris als Thema für Ihre Beilage in
Leichter Sprache zu nehmen, hat mich
überrascht und ist, ehrlich gesagt, sehr
gewagt! Wahrscheinlich hätten sie aber
auch gar nicht um das Thema herum-
kommen können. Die Hintergründe der
Anschläge, gerade was den internationa-
len, extremistischen Islamismus und die
spezielle Situation in Frankreich anbe-
langt, sind kompliziert und selbst schon
in „normalem Deutsch“ schwer zu erklä-
ren. Ich muss sagen, dass es in Leichter
Sprache gut gelungen ist, die furchtbaren

Geschehnisse zu erklären. Klar können
nicht alle Zusammenhänge genannt wer-
den, aber im Großen und Ganzen passt
es und klingt flüssig.

Dennis Kaiser,
per E-Mail

Zur Ausgabe 43-45 vom 19. Oktober
2015, Thema „Die Vereinten Nationen“
der Beilage „leicht erklärt!“:
In Ihren Informationen in Leichter Spra-
che zu den Vereinten Nationen werden
die Genfer Konventionen als „ein ande-
rer Vertrag von der UN“ bezeichnet. Das
ist natürlich nicht der Fall. Schon aus der
Geschichte der Genfer Konventionen
geht hervor, dass sie sich aus einer Idee

von Henry Dunant entwickelt haben, die
er 1859 bei der Schlacht von Solferino
und später durch die Veröffentlichung
„Eine Erinnerung an Solferino“ im Jahr
1862 entwickelte. Dieses Buch führte
dann später zu einer ersten Genfer Kon-
vention, die bereits im Jahr 1864 verab-
schiedet wurde. Das war weit vor der
Gründung der Vereinten Nationen oder
dessen Vorläufer, dem Völkerbund. Auch
inhaltlich ergibt sich, dass die Truppen
der Vereinten Nationen zwar an den In-
halt der Genfer Konventionen gebunden
sind. Die Institution ist als solche jedoch
nicht Vertragspartei.

Martin J. Schmid,
Oldenburg
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 14. – 18.12.2015

Regierungserklärung zum EU-Rat (Mi)
Afghanistan-Einsatz (Do)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Ausstellung
im Bundestag
KUNST Kunstfreunde haben noch bis
20. März 2016 die Gelegenheit, in Berlin
einem Experiment beizuwohnen: In einer
Doppelausstellung werden Werke der Bild-
hauer Hans Brockhage (1925-2009) und
seiner Tochter Anna Franziska Schwarz-
bach gezeigt. Verhandelt werden Fragen
nach Verwobenheit von Gegenwart und
Vergangenheit, nach Schönheit, Stille und
Vergänglichkeit sowie nach Nähe oder Fer-
ne von Vater und Tochter. Brockhages Wer-
ke („Lange Schatten“) sind im Mauer-
Mahnmal (Marie-Elisabeth-Lüders-Haus)
zu sehen, Schwarzbachs Schau („Prinzes-
sinnen“) im Schadow-Haus (Schadowstr.
10-11), jeweils dienstags bis sonntags von
11 bis 17 Uhr. Der Eintritt ist frei. PA T

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 21. Dezember.

ORTSTERMIN: IPS-AUSWAHLGESPRÄCHE

»Wir waren uns immer schnell einig«
Für jährlich rund 120 junge Menschen ist es eine Mög-
lichkeit, den Deutschen Bundestag und seine Arbeitsweise
aus nächster Nähe kennenzulernen: das Internationale
Parlaments-Stipendium (IPS). Das Programm existiert
seit 1986. Mehr als 2.000 Stipendiaten haben bereits das
Herzstück des deutschen Parlamentarismus kennenge-
lernt. Aus 41 Nationen stammen die Teilnehmer des Re-
gelprogrammes inzwischen, darunter die USA, europäi-
sche Länder und seit diesem Jahr auch arabische Staaten.
Das Programm ist herausfordernd. Von Anfang März bis
Ende Juli bekommen die Stipendiaten nicht nur von den
politischen Stiftungen und den drei Berliner Universitä-
ten Programm geboten, sondern arbeiten auch für drei
Monate in Vollzeit in den Büros der Abgeordneten mit.
Damit sie aber soweit kommen, müssen die Teilnehmer
ein zweistufiges Bewerbungsverfahren durchlaufen. Rund
700 Bewerbungen gibt es jedes Jahr, nicht jeder bekommt
einen Platz. Nach einer ersten Auswahl durch die örtli-
chen deutschen Botschaften brechen ausgewählte Abge-
ordnete des Bundestages zu einer Reise auf und überneh-
men die finale Bewerberauswahl in den Ländern. So auch

Klaus-Peter Flosbach. Der Christdemokrat, Direktkandi-
dat aus dem Oberbergischen Kreis im Süden Nordrhein-
Westfalens, ist einer der Berichterstatter für das IPS-Pro-
gramm. Ihm gefalle der Ansatz der Vernetzung von jun-
gen Leuten ganz unterschiedlicher kultureller und sprach-
licher Hintergründe und die klare Mission des Pro-
gramms. „Unser Ziel ist es, den Stipendiaten unsere De-
mokratie, unser Parlament, unser Grundgesetz zu vermit-
teln“, sagt der 63-Jährige.
Nachdem Flosbach vergangenes Jahr in Armenien und
Georgien die Auswahl übernahm, führte er in diesem Jahr
21 Bewerbungsgespräche in Ungarn und der Slowakei.
„Wenn man zu so einer Reise aufbricht, muss man sich
schon sehr intensiv mit dem Land und dessen Politik aus-
einandersetzen“, berichtet Flosbach. Denn in den Gesprä-
chen gehe es auch um die aktuelle Lage im jeweiligen
Land, schließlich würden potenzielle Teilnehmer in
Deutschland auch als Botschafter ihrer Länder fungieren.
Neben Sprachkenntnissen, der Motivation und dem per-
sönlichen Auftritt interessiert sich die Auswahlkommissi-
on, in der auch Vertreter der Universitäten, Botschaften

und der Bundestagsverwaltung sowie ein IPS-Alumnus
sitzen, auch für die Kenntnisse der Bewerber über die po-
litische Lage in Deutschland. „Wir fragen, was aktuell die
großen Themen sind“, berichtet Flosbach. Die Antwort
war in diesem Jahr einhellig: Flüchtlinge.
Das Thema spielte aber nicht nur bei den Bewerbungsge-
sprächen eine wichtige Rolle. Teil der Auswahlreisen sind
auch Treffen mit den jeweiligen Parlamentspräsidenten
und Parlamentariergruppen, ein Austausch unter Kolle-
gen. „Wir habe ausschließlich über das Thema Flüchtlin-
ge gesprochen“, erinnert sich der Christdemokrat. Der
deutsche Ansatz in der Flüchtlingspolitik sei dabei auf
wenig Gegenliebe in den beiden Ländern gestoßen. „Wir
haben da sehr unterschiedliche Standpunkte“, sagt Flos-
bach.
Am letzten Tag der fünftägigen Reise wurde dann ent-
schieden: Neun der 21 Bewerber werden im kommenden
März in Berlin ihr Stipendium antreten. Große Schwierig-
keiten bei der Auswahl habe die Kommission nicht ge-
habt, berichtet der Christdemokrat. „Wir waren uns im-
mer sehr schnell einig.“ Sören Christian Reimer T

Klaus-Peter Flosbach (CDU, 2. von rechts) prüft in Budapest eine Bewerberin für das IPS-Stipendium. Insgesamt führte der Christdemokrat 21 Gespräche während der Auswahlreise
nach Ungarn und in die Slowakei. © Deutsche Botschaft Budapest
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Dr. Frank-Walter Steinmeier, SPD, Bundesminister des Auswärtigen:

Unser militärisches Engagement
ist kein Ersatz für Politik

Frank-Walter Steinmeier (*1956)
Bundesminister

Es gibt eine Botschaft, die im
Internet zirkuliert und
schon zigtausend Mal ge-

teilt wurde, nämlich die Worte ei-
nes jungen Vaters, der seine Frau
bei den Anschlägen von Paris ver-
loren hat. Er schreibt an die Mör-
der: „Ihr bekommt meinen Hass
nicht.“ Er schaut dabei auf seinen
Sohn, der gerade 17 Monate alt
ist, und schreibt weiter:
... sein ganzes Leben wird dieser
kleine Junge euch beleidigen, in-
dem er glücklich und frei ist.
Denn nein, auch seinen Hass wer-
det ihr nicht bekommen.

Das sagt dieser Mann in der
Stunde größter Trauer, und er hat
so recht. Hass wird uns auf der Su-
che nach den Gründen für die
barbarischen Taten der Terroristen
von Paris nicht helfen, und Hass
darf für uns natürlich auch nicht
Ratgeber für die politische Ant-
wort auf IS und is-
lamistischen Terror
sein. Darin sind
wir uns, ganz un-
abhängig davon,
wie wir zu dem
konkreten Mandat
und dem Einsatz
stehen, hier in die-
sem Hohen Haus
hoffentlich einig.

Der IS-Terror
richtet sich gegen die offene Ge-
sellschaft und gegen alle, die frei
und ohne staatliche, ideologische
und religiöse Bedrängnis leben
wollen – ob hier in Europa, im
Mittleren Osten, in Paris, in Tunis
oder in Beirut. Er richtet sich ge-
gen Christen und Atheisten, gegen
Juden und Muslime. Er hat funda-

mentale und fanatische Ausmaße,
und so fundamental und umfas-
send dieser Terror wirken will, so
umfassend und geschlossen müs-
sen wir ihm begegnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
aus Paris, der französische Präsi-
dent hat Europa um Unterstüt-
zung gebeten, und Europa hat fast
ausnahmslos Unterstützung ver-
sprochen. Die Europäische Union
rückt zusammen. In Frankreich
wurde ganz Europa getroffen, und
deshalb muss Europa gemeinsam
mit Frankreich eine Antwort ge-
ben.

Bei der Suche nach der Antwort
bleibt richtig: Am Ende wird es
keine militärische Lösung für den
syrischen Konflikt geben. Natür-
lich wissen wir alle, dass der Terro-
rismus am Ende nicht allein mili-
tärisch besiegt werden kann. Des-
halb haben alle, die das sagen und
vorbringen, recht. Ich füge hinzu:
Das ist aber nicht die ganze Ant-
wort, sondern wir müssen auf
mehreren Ebenen Antworten ge-
ben. An erster Stelle stehen natür-
lich politische Verhandlungen zur
Konfliktlösung. Zweitens brau-
chen wir eine regionale Stabilisie-
rung, und drittens, ja, sind zurzeit
auch noch militärische Mittel not-
wendig.

Wenn wir nicht verhindern, dass
sich der IS noch weitere Teile Sy-
riens unter den Nagel reißt, dann
wird in Syrien nichts übrig blei-
ben, was wir befrieden und durch

einen politischen
Prozess in eine an-
dere, hoffentlich
bessere, Zukunft
überführen können.
Das ist nicht allein
meine Erkenntnis
oder die der gesam-
ten Bundesregie-
rung, so sehen es
auch Amerikaner,
Russen und regiona-

le Akteure. Ich füge hinzu: In ei-
nem Jahr könnten wir mit all die-
sen Überlegungen möglicherweise
zu spät kommen. In einem Jahr
gibt es vielleicht auch für eine Op-
position, die in Syrien noch vor-
handen und aktiv ist, möglicher-
weise nichts mehr zu bestellen
und auszurichten. Auch davor

dürfen wir die Augen nicht ver-
schließen.

Deshalb ist ein einfaches und
kategorisches Nein zu jeder mili-
tärischen Auseinandersetzung mit
dem IS trotz der Priorität der poli-
tischen Lösung, für die ich nun
wirklich eintrete, eben kein Bei-
trag zur Sicherung Syriens und der
Zukunft Syriens. Das muss sich je-
der klarmachen, der schon jetzt
weiß, dass er dieses Mandat ableh-
nen wird.

Ich habe letzte Woche an dieser
Stelle gesagt: Die Bundesregierung
steht zum Versprechen der Solida-
rität, das wir Frankreich gegeben
haben. – Wir haben unser Ange-
bot – Frau von der Leyen hat es
eben gesagt – sorgfältig abgewo-
gen. Wir tun das, was militärisch
gebraucht wird. Wir tun das, was
wir können, und wir tun das, was
wir verantworten können.

Die Bundesverteidigungsminis-
terin wird dazu unterrichten: Im
vorliegenden Mandat fallen da-
runter Maßnahmen zum Schutz,
zur Aufklärung und zur logisti-
schen Unterstützung der interna-
tionalen Koalition gegen IS. Aber
in die Strategie gehört eben auch
die Aufstockung der wichtigen
VN-Mission MINUSMA in Mali
und ebenso die Fortsetzung des-
sen, was Deutschland schon seit
dem Sommer 2014 leistet, näm-
lich Unterstützung durch Ausbil-
dung und Ausrüstung der Pe-
schmerga im Irak.

Wenn man es einmal genau be-
trachtet, sind es in den letzten an-
derthalb Jahre die Peschmerga im
Nordirak gewesen, die den IS am
Boden bekämpft und die nicht
nur den Vormarsch des IS im Irak
gestoppt haben, sondern in den
letzten Tagen und Wochen mit
Blick auf Sindschar sogar vom IS
beherrschtes Territorium befreien
und zurückgewinnen konnten. Ich
werde mir davon in allernächster
Zeit selbst vor Ort ein Bild ma-
chen.

Der Einsatz, über den wir in
dieser Woche entscheiden, ist
nicht nur Erfüllung eines Solidari-
tätsversprechens gegenüber Frank-
reich. Er ist aus meiner Sicht not-
wendig. Er ist völkerrechtlich legi-
timiert. Deutschland unterstützt

Frankreich, Irak und andere im
Kampf gegen IS auf Grundlage des
Rechts der kollektiven Selbstvertei-
digung, wie es in Artikel 51 der
UN-Charta zum Ausdruck ge-
bracht wird.

In mittlerweile drei Resolutio-
nen hat der VN-Sicherheitsrat fest-
gestellt, dass IS weltweit eine Be-
drohung für Frieden und Sicher-
heit ist. In der Resolution 2249,
erst drei Wochen alt, hat der Si-
cherheitsrat nach den Anschlägen
von Paris die Staa-
tengemeinschaft
aufgerufen, alle not-
wendigen Maßnah-
men gegen diese Be-
drohung zu ergrei-
fen. Ebenfalls nach
den Anschlägen von
Paris hat sich Frank-
reich als erster Mit-
gliedstaat der EU
auf die Beistands-
klausel in Artikel 42 Absatz 7 des
EU-Vertrages, also des Lissabon-
Vertrages, berufen. Deutschlands
militärische Beiträge erfolgen, so-
weit die kollektive Selbstverteidi-
gung zugunsten von Frankreich
geleistet wird, zusätzlich auch in
Erfüllung dieser EU-Beistands-
klausel.

Der Wissenschaftliche Dienst
des Bundestages hat, wenn ich es
richtig sehe, ebenfalls die verfas-
sungs- und völkerrechtliche Legiti-
mität des Auslandseinsatzes der
Bundeswehr festgestellt. Das wird
hoffentlich zur Klärung der offe-
nen und hier diskutierten Fragen
sowie der rechtlichen Aspekte der
Debatte beitragen.

Meine Damen und Herren, jen-
seits des Politischen, jenseits der
rechtlichen Debatte, gibt es auch
diejenigen, die sagen: Wenn wir
jetzt in diesem militärischen
Kampf mitmachen, ziehen wir
dann nicht geradezu den Zorn der
Terroristen auf uns in Deutsch-
land? Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich will Ihnen ganz ehrlich
sagen: Das halte ich am Ende
doch für eine perfide Logik. Ab-
schottung, Lichter aus, Rollläden
runter, wenn Terroristen durch die
Straßen ziehen, und hoffen, dass
sie beim Nachbarn landen, wo die
Fenster noch hell erleuchtet sind,
das kann nicht unsere Logik sein.

Ich glaube, wenn wir nach die-
ser Logik handeln würden, dann
würde das weder unsere Umge-
bung noch die Nachbarschaft si-
cherer machen, sondern das Ge-
genteil wäre der Fall. Wir würden,
wenn wir so handelten und uns so
verhielten, freiwillig etwas von

dem preisgeben, was uns aus-
macht und wofür wir eigentlich
öffentlich streiten sollten. Das ist
jedenfalls meine Auffassung.

Damit komme ich zu dem, was
ich für wirklich wichtig und ent-
scheidend halte: Für die Bundesre-
gierung bewegt sich dieses militä-
rische Engagement, über das wir
aus Anlass des Mandates, das wir
Ihnen vorlegen, reden und debat-
tieren müssen, in einem ganz fes-
ten Rahmen. Alles, was wir tun,

tun wir eben gera-
de nicht beschränkt
auf eine militäri-
sche Logik, son-
dern eingebettet in
einen politischen
Prozess. Dafür, dass
dieser überhaupt
stattfindet, hat –
glaube ich – kaum
einer mehr gestrit-
ten als diese deut-

sche Bundesregierung.
Ich will sagen: Unser militäri-

sches Engagement, über das wir
hier im Verlauf dieser Woche ent-
scheiden werden, ist Teil unserer
Politik gegen den IS, aber es ist
ganz gewiss nicht Ersatz für Poli-
tik. So wollen wir jedenfalls nicht
verstanden werden, so will ich
nicht verstanden werden. Deshalb:
So notwendig die militärische
Auseinandersetzung ist, über die
wir heute debattieren und viel-
leicht auch streiten, so sehr bleibe
ich dabei, dass wir auf der politi-
schen Ebene weiter beharrlich für
eine politische Lösung arbeiten
müssen, mit dem Ziel, ein Ende
des syrischen Bürgerkriegs zu er-
reichen.

Darum werden wir ganz zuvor-
derst die in Wien begonnenen di-
plomatischen Anstrengungen für
ein Ende der Kampfhandlungen
in Syrien fortsetzen. Es gibt keinen
Grund für Optimismus; das wird
jeder bestätigen, der den Nahen
und Mittleren Osten kennt. Aber
nach fünf Jahren Bürgerkrieg,
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Am Ende wird
es keine

militärische
Lösung für

den syrischen
Konflikt geben.

Wir tun das,
was wir

können, und
wir tun das,

was wir verant-
worten können.
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nach 300 000 Toten, nach 12
Millionen Menschen, die in Sy-
rien ihre Heimat verloren haben,
haben wir mit dem, was in Wien
begonnen hat, zum ersten Mal
immerhin so etwas
wie einen kleinen
Hoffnungsschim-
mer. Es ist ein
Hoffnungsschim-
mer, der nur darin
besteht, dass zum
ersten Mal alle in-
ternationalen Part-
ner an einem Tisch
sitzen. Es sind alle
diejenigen, die wir
brauchen, um über die Zukunft
Syriens zu reden: Russland, die
USA und natürlich die Europäer,
der Iran, Saudi-Arabien, die Tür-
kei. Es sind Kontrahenten, von
denen ich noch vor einigen Wo-
chen nicht geglaubt hätte, dass
sie durch dieselbe Tür in densel-
ben Raum gehen und dort ge-
meinsam an einem Tisch blei-
ben.

Ich sage deshalb: Es gibt zum
ersten Mal eine ganz schmale Ba-
sis – ich übertreibe nicht – für
Common Ground, was das weite-
re Vorgehen der internationalen

Staatengemein-
schaft gegenüber
Syrien angeht. Alle,
die da sitzen, wol-
len, dass das Krebs-
geschwür IS, das im
Mittleren Osten al-
le und nicht nur Sy-
rien bedroht, besei-
tigt wird. Alle ha-
ben Angst davor,
dass ein Zerfall Sy-

riens auch die Nachbarstaaten
wie den Libanon in den Abgrund
reißt. Deshalb gibt es eine wichti-
ge, wenn auch eine noch ganz
vorsichtige Verständigung auf die
nächsten Schritte, die innerhalb
der nächsten 18 Monate, begin-
nend in der nächsten Woche mit
den Gesprächen mit der Opposi-
tion, die in Riad stattfinden, ge-
gangen werden sollen.

Dann wird es hoffentlich noch
vor Weihnachten, vielleicht in der
dritten Dezemberwoche, eine er-
neute Zusammenkunft im For-
mat der Wiener Runde geben, bei
der der Versuch gemacht werden
soll, nach den Gesprächen mit
der Opposition zu ernsthaften
Gesprächen über einen Waffen-
stillstand zwischen den bewaffne-
ten Kräften der Opposition und
den bewaffneten Kräften des Re-
gimes – ich betone: nicht nur der
Armee – zu kommen. Wenn die-
ser Schritt gelänge, dann wäre die
Chance gegeben, dass wir im Wei-
teren tatsächlich in Gespräche
über die Errichtung einer Über-
gangsregierung eintreten. Das ist
zwar alles noch weit weg, aber
umso härter müssen wir dafür ar-
beiten, dass wir diesem Ziel näher
kommen.

Was bedeutet das für Assad?
Diese Frage ist im Augenblick in
allen Zeitungen zu lesen. Die Fra-
ge, wie man mit Assad umgeht,
hat unterschiedliche Konjunktu-

ren. Vor drei Wochen haben wir
in vielen Zeitungen gelesen, dass
der eigentliche Fehler sei, dass
man nicht mit Assad rede. Wenn
man die Zeitungen von gestern
und heute aufschlägt, dann hat
sich das im Augenblick wieder ge-
ändert. Jetzt ist eher der Vorwurf:
Ihr macht den Pakt mit dem Teu-
fel, ihr macht euch mit Assad ge-
mein.

Ich sage für die Bundesregie-
rung: Niemand in der Bundesre-
gierung vergisst die furchtbaren,
die grausamen Verbrechen, für
die Assad Verantwortung trägt.
Das, was wir tun, hat mit militäri-
scher Kooperation mit Assad
nichts zu tun. Richtig ist aber
auch: Solange sich die syrischen
Bürgerkriegsparteien nur unterei-
nander bekriegen und abnutzen,
ist nur einer der Gewinner, und
das ist IS. Daran hat auf Dauer
niemand ein Interesse, jedenfalls
niemand derjenigen, die in Wien
mit uns an einem Tisch sitzen.

Das Regime kann jetzt zeigen,

ob es wirklich bereit ist, gegen IS-
Terroristen zu kämpfen, oder ob
es weiter Fassbomben oder Che-
miewaffen gegen die eigene Be-
völkerung einsetzen will. Die Ent-
scheidung liegt nicht bei uns. Sie
liegt nicht einmal bei der syri-
schen Opposition. Sie liegt bei
Assad selbst.

Das sind Dinge, auf die es an-
kommt, meine Damen und Her-
ren. Der politische Prozess steht
für uns im Vordergrund. Das mi-
litärische Handeln wird in diesen
politischen Prozess eingebettet
sein und bleiben. Deshalb werbe
ich für die Unterstützung unseres
Antrags zu dem Mandat, den wir
Ihnen vorgelegt haben, und ich
werbe mit dem Versprechen, dass
wir unsere ganze Kraft der am En-
de notwendigen politischen Lö-
sung widmen werden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU

sowie bei Abgeordneten des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Dietmar Bartsch, DIE LINKE:

Deutschland
wird Kriegspartei

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Befragung der Bundesregie-
rung und auch die Rede des
Außenministers haben viel

erklärt. Aber eines bleibt: Deutsch-
land wird Kriegspartei. Wenn am
Freitag im Deutschen Bundestag
eine Mehrheit zustande kommen
sollte, werden deutsche Soldaten
in ein neues militärisches Aben-
teuer geschickt. Die Linke wird
diesen Auslandseinsatz der Bun-
deswehr im Kampf gegen den IS
geschlossen ablehnen.

Lieber Frank-Walter Steinmeier,
eines darf ich einfordern: Diejeni-
gen, die Ja sagen, machen sich mit
Sicherheit Gedanken. Aber dieje-
nigen, die Nein sagen, mit Sicher-
heit auch.

Es kann doch nicht sein, dass
das eine ein einfaches Nein und
das andere ein überlegtes Ja ist.
Das ist nicht die Logik.

Im Übrigen gibt es auch bei den

Sozialdemokraten einige, die Nein
sagen.

Diese Position ist keineswegs
ausgeschlossen.

Ja, Sie haben recht: Der Terror
sollte uns alle treffen. Das waren
Anschläge gegen die Zivilisation,
gegen die offene Gesellschaft, ge-
gen die Werte der Aufklärung Frei-
heit, Gleichheit und Brüderlich-
keit. Das ist unbestritten. Die Lin-
ke ist solidarisch mit allen Kräften
der Zivilisation, und sie ist solida-
risch mit dem französischen Volk.
Das ist völlig unbestritten.

Aber Freundschaft kann auch
bedeuten, wie wir alle wissen, dass
man Nein sagt, dass man wider-
spricht, wenn man glaubt, dass ei-
ne falsche Entscheidung getroffen
wird. Alle Erfahrungen bestätigen:
Terror lässt sich nicht mit Krieg
besiegen. Terror lässt sich nicht
mit Bomben besiegen, meine Da-
men und Herren.

Es ist eben daran erinnert wor-
den: Der IS selbst ist ein Produkt
des Krieges. Der US-Krieg gegen
den Irak hat zumindest einen Bei-
trag zum Erstarken des IS geleistet.
Ich will auch daran erinnern, dass
Bundeskanzler Gerhard Schröder
aus gutem Grund Nein gesagt hat.
Das war eine der vernünftigen
Entscheidungen der damaligen Le-
gislaturperiode. Auch daran kann
erinnert werden.

Wir können aber mit dieser Ent-
scheidung, wenn wir uns jetzt be-
teiligen, in eine Spirale von Ge-

walt und Vergeltung kommen.
Das ist die Gefahr. Ja, Herr Stein-
meier: Hass ist keine Antwort. Das
ist doch völlig klar.

Wir begrüßen es im Übrigen,
wenn dieser schmale Grat, den Sie
in Wien gefunden haben, weiter
führt. Das ist richtig. Aber jede
Bombe, die auf Rakka fällt, und
jede Bombe, die auf andere Städte
fällt, treibt dem „Islamischen
Staat“ neue Kämpfer zu. Das ist
die Wahrheit. Es wird auch die
Grundlage für neue Attentate ge-
legt. Das ist die Wahrheit.

Wir wissen doch alle, dass dort
Wahnsinnige am Werk sind. Das
ist unbestritten; darin sind wir uns
in diesem Haus doch einig. Das
sind Menschen, die Jesiden und
Christen enthaupten, und sie ent-
haupten andere, die aus ihrer
Sicht Ungläubige sind. Sie verge-
waltigen Frauen und junge Mäd-
chen, betreiben Sklavenhandel
und zerstören jahrtausendealte
Kulturgüter. Das alles ist wahr. Sie
terrorisieren und morden inzwi-
schen weltweit.

Ja, denen muss das Handwerk
gelegt werden. Aber Bomben sind
die falsche Antwort. Kann es sein,
dass wir deren Logik bedienen?
Bedienen wir damit vielleicht die
Logik des IS?

Die Logik des IS ist doch ganz
einfach: Es handelt sich um einen
Kreuzzug des Westens gegen alle
Muslime. – Dieser Logik dürfen
wir nicht folgen. Wir agieren ge-

meinsam gegen die Barbarei und
nicht gegen Muslime.

Lassen Sie mich zum Mandat
selbst etwas sagen. Was ist eigent-
lich das Ziel dieses Einsatzes? Ich
habe gehört, dass es die Zerstö-
rung des IS ist. Einverstanden!
Aber nach allen Darlegungen und
allem, was ich gehört habe, gibt es
keine Strategie, noch nicht einmal
eine militärische. Wer agiert dort
wie? Ich kenne nicht einen militä-
risch Verantwortlichen, der sagt,
mit Luftschlägen sei das Problem
zu lösen.

Aber Sie entscheiden sich für
Luftschläge. Das kann doch nur
der falsche Weg sein. Was soll
denn damit erreicht werden?

Sie haben völlig zu Recht darauf
hingewiesen, dass aktuell die Kur-
den die Einzigen sind, die ent-
schlossen gegen den IS kämpfen
und auch Erfolge vorzuweisen ha-
ben. Da müssen Sie mir eines er-
klären: Der US-Ver-
teidigungsminister
Carter hat die Türkei
aufgefordert, gegen
den IS zu kämpfen
und nicht Bomben
auf Kurden zu wer-
fen. Die Kurden un-
terstützen wir doch.
Es ist doch völlig
absurd, dass wir die
Kurden unterstüt-
zen, während die Türkei gegen die
Kurden agiert.

Erklären Sie mir noch etwas.
Wenn die Tornados dort Bilder
machen, die dann natürlich auch
den NATO-Verbündeten zur Verfü-
gung gestellt werden: Können Sie
eigentlich garantieren, dass die
Türkei diese Bilder nicht gegen die
Kurdinnen und Kurden nutzt?

Die Türkei hat über viele Jahre
eine extrem problematische Rolle

als Transitland des Terrorismus
eingenommen. Jetzt, wo es eine
Erpressungssituation wegen der
Flüchtlinge gibt, wird die Türkei
auf einmal unterstützt. Das darf so
nicht sein. Hier muss Klarheit
herrschen. Hier darf es keine un-
terschiedlichen Maßstäbe für die
Türkei geben.

Wenn man in ein solches
Kriegsabenteuer geht, muss zu Be-
ginn die Frage beantwortet wer-
den: Wie kommen wir da wieder
heraus?

Es ist doch allgemeiner Kennt-
nisstand, dass zu Beginn eines sol-
chen Einsatzes über eine Exitstra-
tegie geredet werden muss. Wie
sieht denn das Konzept für da-
nach aus? Der Deutsche Bundes-
wehrVerband sagt, der Einsatz
dauere mindestens zehn Jahre.
Hier im Parlament entscheiden
wir darüber innerhalb von zehn
Stunden, aber das sei dahinge-

stellt. Es fehlt je-
denfalls eine wirk-
liche Perspektive
für Syrien. Wie soll
diese aussehen? Es
fehlt eine Perspek-
tive für den Irak. Es
fehlt eine Perspek-
tive für die Kurdin-
nen und Kurden.
Wenn der BND
nun sogar sagt,

dass Saudi-Arabien ein gefährli-
cher Partner ist, dann ist das, was
dort betrieben wird, völlig absurd.

Der IS ist heute die stärkste und
reichste Terrororganisation. Auch
das ist nicht vom Himmel gefal-
len. Er finanziert sich weiterhin
aus privaten Geldspenden aus der
Golfregion. Der Ölhandel floriert
noch immer. Der Handel mit ge-
raubten und antiken Kulturgütern
blüht weiterhin. Was geschieht
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Freundschaft
kann auch

bedeuten, dass
man Nein sagt,

dass man
widerspricht.
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denn nun, um Waffen- und Muni-
tionslieferungen in diese Region
zu verhindern? Was passiert denn,
damit der Zustrom von Kämpfern,
der gerade wieder größer gewor-
den ist, beendet wird? Jede Nacht
kommen Kämpfer über die türki-
sche Grenze; das wissen die Diens-
te. Dieser Zustand muss doch be-
endet werden. Wir müssen Druck
auf die Türkei ausüben und dafür
sorgen, dass die Grenze geschlos-
sen wird. Da können wir doch
nicht einfach zusehen.

Wer sorgt denn praktisch dafür,
dass Konten des IS und seiner
Sponsoren ausfindig gemacht und
dann gesperrt werden? Das wäre
eine Aufgabe, die wir erledigen
sollten.

Eine Anmerkung sei mir noch
gestattet, die mir wirklich wichtig
ist. Viele Staaten stellen nun für
die Bombardements Millionen

zur Verfügung. Aber in den Flücht-
lingslagern mangelt es an Nah-
rungsmitteln. Ich habe unlängst
einen Bericht über ein Lager im
Irak gesehen. Der UNHCR be-
klagt, dass dieses Lager kurz vor ei-
nem Choleraausbruch steht. Ich
glaube, alle hier im Raum wissen,
was das bedeutet. Es wird Tausen-
de Tote geben, wenn das ge-
schieht. Es ist doch unfassbar, dass
die zivilisierte Welt das zulässt. Da
muss doch sofort Geld in die
Hand genommen werden.

Ein solcher Ausbruch führt
nicht nur zu Tod und Leid, son-
dern verstärkt auch den Zulauf des
IS. Hier sind nicht nur wir, son-
dern auch viele andere gefragt.
Dafür muss möglichst schnell
Geld zur Verfügung gestellt wer-
den.

Zum Rechtlichen wurden schon
umfangreiche Ausführungen ge-

macht. Der Kollege Lindner hat
darauf hingewiesen. Jürgen Trittin
hat das sehr vernünftig dargelegt.

Sie wollten doch ein UN-Man-
dat nach Kapitel VII der UN-Char-
ta. Das ist doch Ihr Wille gewesen.
Wenigstens dieser Logik muss
man doch folgen. Aber es gibt die-
sen Beschluss nicht. Dafür muss es
doch Gründe geben. Vielleicht
gibt es Gründe dafür, dass es ihn
nicht gibt. Wenn das so ist, dann
sind mindestens Nachfragen ge-
stattet.

Wir werden das von Fachleuten
– auch ich bin kein Fachmann –
prüfen lassen und werden sehen,
wie wir zu diesem Mandat stehen.
Es scheint mir zumindest auf sehr
wackligen Füßen zu stehen.

Eine Frage sei mir noch gestat-
tet: Was haben Sie eigentlich aus
den anderen Bundeswehreinsät-
zen gelernt?

Ich will an die Debatte von da-
mals – ich war schon dabei – erin-
nern, als es um den Afghanistan-
Einsatz ging. Es wurde heftig de-
battiert. Fakt ist – das müssen wir
heute doch gemein-
sam konstatieren –:
Zehntausende zivi-
le Opfer, über 50
tote Bundeswehr-
soldaten, und der
Terror hat weiterhin
in Afghanistan eine
Adresse. Die Tali-
ban sind auf dem
Vormarsch. Alle ge-
steckten Ziele sind
nicht erreicht worden.

Da sollten wir gemeinsam sehr
nachdenklich werden.

Aber das Thema ist viel zu ernst;
denn wir alle gemeinsam gehen
nicht dorthin, sondern wir schi-
cken Soldatinnen und Soldaten

dorthin. Da ist ein etwas höheres
Maß an Seriosität gefragt.

Ich will damit schließen, dass
die entsetzlichen Attentate von Pa-
ris weltweit junge Menschen auf

die Straßen ge-
bracht haben, die
mehr Offenheit
und mehr Demo-
kratie gefordert ha-
ben. Sie wollen ei-
ne zivilisierte Ant-
wort auf den Terror.

Aber wir beraten
heute über den Ein-
satz der Bundes-
wehr.

Wir sagen Nein zu diesem Man-
dat, wir sagen Nein zum Krieg ge-
gen den Terror.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Ursula von der Leyen, CDU, Bundesministerin der Verteidigung:

Wir werden einen
langen Atem brauchen

Ursula von der Leyen (*1958)
Bundesministerin

Lieber Herr Bartsch, Sie ha-
ben das eben als ein Aben-
teuer bezeichnet, in das wir

die Soldatinnen und Soldaten
schicken. Ich emp-
finde das als un-
möglich. Das ist
bitterer Ernst. Das
ist kein Abenteuer.

Sie haben zu
Recht die grauen-
vollen Taten ge-
schildert, die der IS
anrichtet. Sie ha-
ben zu Recht ge-
schildert, wie die
Jesiden abgeschlachtet worden
sind, wie Frauen und Kinder auf
den Basaren jeden Freitag in dem
vom IS eroberten Gebiet verkauft
werden. Sie haben nicht erwähnt
– aber auch das gehört dazu – die
Massengräber, die jetzt in Sind-
schar gefunden worden sind: 120
Tote in dem sechsten Massengrab,
vorwiegend ältere Frauen, weil der
IS sie nicht mehr gebrauchen
konnte. Wenn ich mir diese Ge-

dankenwelt vor Augen führe und
Sie dann sagen – zu Recht –, man
müsse diesen Barbaren das Hand-
werk legen, dann erwarte ich auch,
dass Sie sagen, wie. Dazu haben
Sie kein einziges Wort gesagt, kein
einziges Wort. Sie werden mit
dem IS nicht einfach nur verhan-
deln können.

Es gibt noch einen weiteren
Punkt, der mich wirklich ärgert.
Wenn Sie hier sagen – zu Recht –,
dass es eine perfide Propaganda
des IS ist, das als Kreuzzug gegen
alle Muslime zu bezeichnen, und
uns dann gleichzeitig sagen, wir
müssten aufpassen, dass wir diese
nicht auch noch nähren, dann ge-
hen Sie doch genau dieser Propa-
ganda auf den Leim. Sie überhö-

hen sie doch, Sie
tragen sie doch ins
Land hinein. Wir
kuschen davor
nicht.

Meine Damen
und Herren, dieses
Mandat zu erteilen,
fällt uns nicht
leicht. Es ist eine
schwere Entschei-
dung. Wir werden

einen langen Atem brauchen, und
es ist ein gefährlicher Einsatz.

Wir tun das auch in Solidarität
mit unseren französischen Freun-
den, weiß Gott, aber nicht nur; es
ist auch in unserem eigenen Inte-
resse. Paris hat uns doch gezeigt,
dass wir längst im Fadenkreuz des
IS stehen; machen wir uns da
doch nichts vor. Es sind die Kreuz-
fahrernationen, die bei den An-
schlägen während des deutsch-

französischen Fußballspiels ange-
sprochen gewesen sind. Die Aussa-
ge des IS war doch eindeutig: Ihr
sollt euch nirgends mehr sicher
fühlen, weder in den Fußballsta-
dien noch in den Cafés, in den
Theatern, den Museen, am Strand,
in Flugzeugen oder Zügen. Aber,
meine Damen und Herren, das ist
auch eine klare Ansage und Ant-
wort darauf: Wir lassen uns nicht
einschüchtern! Wir lassen uns un-
sere freie Art, zu leben, nicht neh-
men!

Ich erinnere mich noch sehr
gut, welche Debatten wir im ver-
gangenen Jahr an dieser Stelle hier
geführt haben mit Blick auf das
Irakmandat: Kann es richtig sein,
von der Regel abzuweichen, Waf-
fen in Konfliktgebiete zu entsen-
den? Was für einen Nutzen hat die
Ausbildung der Peschmerga? Sind
sie überhaupt in der Lage, den IS
zu bekämpfen? Das waren und
sind alles berechtigte Fragen; gar
kein Zweifel.

Wir haben uns damals ent-
schlossen, diesen Schritt zu gehen,
den uns viele übrigens nicht zuge-
traut haben. Ich höre heute fast
niemanden mehr, der noch am
Sinn der Unterstützung der Pe-
schmerga zweifelt. Sie haben ihr
Gebiet zurückerobert. Sie haben
den IS gestoppt. Sie haben Millio-
nen Flüchtlingen Zuflucht gege-
ben: 1,5 Millionen Flüchtlinge le-
ben im Gebiet der Kurden, die
selbst dort nur 5 Millionen sind.
Sie haben dem IS – ja, auch dank
der MILAN – empfindliche Verlus-
te zugefügt. Die Peschmerga ha-
ben sich als die wirksamsten Bo-

dentruppen herausgestellt.
Heute ist klar, dass Deutschland

zu Recht von Beginn an die Koali-
tionen gegen den Terror unter-
stützt hat, und zwar nicht nur mi-
litärisch, sondern auch politisch.
Es war eine richtige Entscheidung.

Deshalb gilt es, heute zu han-
deln. Ich bin dem Außenminister
dankbar, dass er den politischen
Prozess, der von vorneherein auch
im Irak da war, ausführlich ge-
schildert hat. Von vorneherein war
das Bestreben – es ist bisher er-
folgreich gewesen –, diesen fragi-
len Irak in seiner Einheit zusam-
menzuhalten. Sunniten, Schiiten,
Kurden – von vorneherein hat
Deutschland die Stabilisierungs-
bemühungen, wenn Gebiete zu-
rückerobert worden sind, unter-
stützt. Tikrit ist wieder erobert
worden. Deutschland ist dort ge-
wesen und hat den Wiederaufbau,
die Versöhnungsarbeit nach dem
militärischen Einsatz unterstützt.
Meine Damen und Herren, man
kann nicht behaupten, dass das
hier nur eine militärische Aktivität
sei. Diese Aktivität ist eingebettet
in einen sinnvollen politischen
Prozess, und dafür stehen wir mit
ganzer Kraft.

Auch dieser zusätzliche Beitrag
ist sinnvoll. Es eilt. Wir müssen ei-
ne entschlossene Antwort auf das,
was in Paris geschehen ist, geben.
Unsere Fähigkeiten werden drin-
gend gebraucht. Man kann gar
nicht genügend Aufklärung in die-
sem Gebiet leisten. Wir haben ja
einen doppelten Auftrag: Ja, er ist
einerseits die Bekämpfung des IS;
das muss man auch so klar aus-
sprechen, mit aller Konsequenz.
Aber es gilt genauso, am Boden
Zivilisten zu schützen, die, die auf
unserer Seite kämpfen, zu schüt-
zen. Das heißt, man muss stünd-
lich, minütlich eine genaue
Kenntnis über das, was am Boden
in einem unübersichtlichen Ge-
biet geschieht, haben. Deshalb

sind die Fähigkeiten der Satelli-
tentechnik und der Recce-Torna-
dos sinnvoll und richtig. Auch die
Fregatte ist ein starkes Zeichen der
Solidarität an unsere französi-
schen Freundinnen und Freunde.

Die vielen Fragen, die gestellt
werden, sind legitim – das will ich
ganz deutlich in den Raum stellen
–; aber ich glaube, wir sind an ei-
nem Punkt, an dem wir uns sagen
müssen: Nicht nur durch Handeln
kann man sich schuldig machen,
sondern auch durch Nichthandeln
kann man schwere Fehler bege-
hen.

Legitim ist auch die Frage: Kann
die Bundeswehr, kann Deutsch-
land diesen Kampf aufnehmen?
Übernehmen wir uns nicht an ei-
ner hochkomplexen, gefährlichen
Aufgabe, an der schon weit größe-
re Länder zu scheitern drohten?
Auch viele andere Länder nehmen
dies auf sich. Sie sind bereits zu
Lande, zu Wasser, aus der Luft ge-
gen den IS vorgegangen, und sie
leisten damit einen Beitrag zum
Gelingen des Ganzen. Das ist ein
weltweiter Kampf gegen den IS
und dessen Phänomene. Die Nie-
derlande, Belgien, Großbritan-
nien, Italien, Dänemark, Frank-
reich – keines der genannten Län-
der hat es sich leicht gemacht. Ja,
es ist schwer, ja, es braucht Coura-
ge – von uns allen hier im Hohen
Hause, aber auch von den Solda-
tinnen und Soldaten, die wir in
diesen Einsatz schicken werden.
Meine Damen und Herren, ich
glaube, das Hohe Haus ist ge-
meinsam der Meinung: Es hat un-
seren hohen Respekt und unsere
Anerkennung, wie die Soldatin-
nen und Soldaten im Einsatz für
uns diese Leistung meistern.

Viele der genannten Länder ha-
ben diese Risiken und Anstren-
gungen schon seit geraumer Zeit
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auf sich genommen. Deutschland
ist fest verankert in seinen Bünd-
nissen. Es ist ein
verlässlicher Part-
ner. Zuverlässig zei-
gen wir Solidarität.
So wie wir Solidari-
tät einfordern, so
müssen wir sie
auch leisten, auch
in schwierigen Zei-
ten, auch militä-
risch.

Wegen der Be-
hauptung, es gäbe kein Ziel, wie-
derhole ich hier, was ich schon in

der Befragung der Bundesregie-
rung gesagt habe: Unser Ziel

nennt die Resoluti-
on 2249 sehr klar,
nämlich den IS be-
kämpfen – mit al-
len Mitteln. Dazu
gehört das Militäri-
sche. Dazu gehört
aber vor allem der
politische Prozess.
Dazu gehört der
wirtschaftliche Pro-
zess, nämlich die

Finanzströme trockenzulegen; das
hat der Gipfel von Antalya mit

sich gebracht. Es geht darum, dem
IS die Rückzugsräume zu zerstö-
ren. Es geht darum, zu verhindern,
dass er von Syrien und Irak aus
weiterhin auch terroristische Ope-
rationen weltweit steuern kann.

Aber es geht noch um mehr. Es
geht darum, den politischen Eini-
gungsprozess, den Versöhnungs-
prozess in Syrien und Irak vorzu-
bereiten – für die Zeit nach IS,
wenn wir IS erfolgreich bekämpft
haben; denn die Menschen, die
dort vor dem IS gelebt haben, ha-
ben in der grauenhaften Zeit der
letzten Jahre tiefe Narben erlitten,

weil zwischen Ethnien, die bis da-
hin friedlich zusammengelebt ha-
ben, Verletzung, Enttäuschung,
Verrat stattgefunden haben. Wir
werden auch die Versöhnungsar-
beit mit begleiten. Nachdem wir
den militärischen Kampf geschla-
gen haben werden, kommt eigent-
lich die echte Bewährungsprobe
auf uns zu: wie es in Syrien und
Irak weitergeht.

Unser Ziel ist, daran zu arbei-
ten, dass wir – dazu ist die Welt
aufgefordert – den IS bekämpfen:
nicht nur militärisch – aber auch
–, sondern dies auch politisch, hu-

manitär und wirtschaftlich flan-
kieren, indem wir seine Öleinnah-
men und andere Finanzquellen
versiegen lassen. Die Gedanken-
welt des IS ist teuflisch; ich glaube,
darüber besteht gar kein Zweifel
in diesem Hohen Haus. Wir müs-
sen ihn bekämpfen, und wir wol-
len ihn bekämpfen. Dazu soll die-
ses Mandat einen Baustein nur,
aber einen wichtigen Baustein lie-
fern, und dafür bitten wir um Ihre
Zustimmung.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU

– Beifall bei der SPD)

Katrin Göring-Eckhardt, BÜNDNIS90/ DIE GRÜNEN:

Syrien ist eine Chiffre für
eine Vielzahl von Dilemmata

Katrin Göring-Eckhardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Der Krieg in Syrien tobt
seit fast fünf Jahren. Man
könnte viel sagen über

versäumte Chancen, über die Brei-
te und Unschärfe roter Linien,
über das Versagen der Staatenge-
meinschaft, über Nichtwahrneh-
men, Nichthandeln, über Schutz-
verantwortung und andere Ver-
säumnisse. Schlicht: Man könnte
viel darüber sagen, warum wir ge-
nauso lange nicht richtig hinge-
schaut haben, als kaum Flüchtlin-
ge aus Syrien bei uns ankamen.

Syrien ist eine Chiffre geworden
für eine Vielzahl von Dilemmata.
Es ist eine Chiffre geworden für
die Abwesenheit von einfachen
Antworten, für die Abwesenheit
von einfachen Wahrheiten.

Ich stehe hier nicht mit der Atti-
tüde derjenigen, die alles besser
wissen oder schon immer gewusst
haben. Aber was ich von Ihnen
verlange, ist die Wahrheit über die
Situation und Klarheit über die Li-
nie, Frau von der Leyen. Schon der
Zickzackkurs in Bezug auf die Be-
teiligung der Regierungstruppen
von Assad ist doch alles andere als
eine echte Vertrauensgrundlage.

Wenn man sagt, dass es nicht
einfach ist, Antworten zu geben,
Herr Steinmeier, dann ist es wirk-
lich bodenlos, uns vorzuwerfen,
unsere Motivation sei ein mögli-

cher Anschlag in Deutschland.
Nein, wir reden gerade über Ver-
antwortung, und das wissen Sie
ganz genau.

Mit den Anschlägen in Ankara,
in Bagdad, in Beirut, in Tunis und
in Paris haben wir die grauenvolle
Gewissheit, dass die mörderische
Ideologie des IS, von Da’isch, ih-
ren Weg über seinen unmittelba-
ren Herrschaftsbereich hinaus
nach Europa gefunden hat. Sie ist
nicht mit Schlauchbooten und
überfüllten Zügen zu uns gekom-
men, wie die Menschen, die vor
der grauenvollen Ideologie und
den fürchterlichen Auswirkungen
geflohen sind. Nein, sie ist durch
Websites, durch Videos in die
Köpfe derer gekommen, die hier
mit Maschinengewehren und
Sprengstoffgürteln gegen unsere
europäischen Werte kämpfen wol-
len.

Radikale Auslegungen des Islam
wie der Wahhabismus verbreiten
sich weltweit mithilfe von Sponso-
ren aus Saudi-Arabien und Katar,
die zwar gute Wirtschaftsbezie-
hungen zu Europa pflegen – das
muss sich Herr Gabriel anhören –,
aber mit ihren Gewinnen genau
das ideologische und materielle
Fundament für diesen unsinnigen
Terror liefern, meine Damen und
Herren.

Syrien ist, genau wie der Irak, zu
einem Ort geworden, in dem das
machtpolitische Vakuum von die-
sem Terrornetzwerk gefüllt wor-
den ist – ein Terrornetzwerk, das
beide Teile seines selbst gewählten
Namens in grausamer Weise per-
vertiert, nämlich Islam und Staat.
Beides ist es nicht, und beides
wird auf diese Art und Weise per-
vertiert.

Meine Damen und Herren,
nach den brutalen Terroranschlä-
gen haben unsere Partner in Paris
unsere Solidarität verdient. Der
Anschlag galt uns und unseren ge-

meinsamen Werten. Es ist alles an-
dere als leicht, hier zu stehen und
einem Mandat nicht zustimmen
zu können, von dem behauptet
wird, es sei die Ausfüllung dieser
Solidarität.

ISIS muss militärisch bekämpft
werden; da sind wir mit Ihnen ei-
nig. Wir sind uns wahrscheinlich
auch einig, wenn wir sagen: Be-
siegt werden kann er nur politisch
und ökonomisch. Militärisch? Ja.
Aber wie und von wem und mit
welcher Strategie? Darauf haben
Sie noch immer keine Antwort ge-
geben.

Auf die erste Frage haben Sie ei-
ne schlechte Antwort gegeben. Ih-
re schlechte Antwort lautete, es gä-
be Angriffe aus der Luft und unse-
re Verbündeten wären Putin und
der Massenmörder Assad, die wir
irgendwie, aber in jedem Fall ein-
binden wollten. Das sind aber
zwei Verbündete, deren Feind mit-
nichten zuerst ISIS, sondern die
syrische Opposition ist. Kommt
Ihnen das nicht völlig schräg vor?

Das Ergebnis wird doch sein,
dass Assad gestärkt wird. Sie mei-
nen, man müsse endlich mit ihm
reden. Aber was passiert denn bit-
te schön seit vielen Jahren? Was
tut denn Staffan de Mistura? Das
Ergebnis dieser Gespräche ist zu
sehen. Stabilität jedenfalls ist es
nicht. Wem genau hilft denn diese
Partnerschaft?

Herr Bartsch, dies geht an Ihre
Adresse: Davon zu reden, dass der
Westen gegen die Muslime
kämpft, und die Rolle Putins und
Russlands dabei vollkommen aus-
zublenden, ist weder ehrlich noch
hat das irgendetwas mit einer ech-
ten Strategie zu tun.

Während andere schon am Wo-
chenende mit einem einfachen
Nein oder einem bedingungslosen
Ja entschieden haben, haben wir
das vorliegende Mandat sehr be-
wusst ausgiebig geprüft und de-

battiert. Ich kann nur sagen: Sie
haben uns nicht überzeugt.

Die Zweifel an der völkerrechtli-
chen Grundlage bleiben. Vor al-
lem aber können Sie die zentralen
Fragen über diesen Einsatz nicht
beantworten: Unter welchen Be-
dingungen wird der Einsatz denn
wieder beendet? Wie soll ISIS
wirklich verdrängt werden? Wer
schließt das Vakuum am Boden,
nachdem ISIS aus diesen Gebieten
verjagt worden ist? Wer genau
sind eigentlich unsere Partner am
Boden, und wie stabilisieren und
unterstützen wir sie? Welche Ziele
verfolgen Sie konkret mit diesem
Einsatz?

Sie sprechen von einer Allianz
von 64 Staaten; Sie haben das bei
der Befragung der Bundesregie-
rung eben noch einmal gesagt.
Was Sie nicht sagen, ist, dass diese
Akteure völlig unterschiedliche
Ziele verfolgen. Herr Erdogan be-
hauptet, ISIS zu bekämpfen, be-
kämpft aber die Kurden, die ihrer-
seits den IS bekämpfen. Wladimir
Putin bekämpft zuallererst die
Freie Syrische Armee rund um den
Stützpunkt Latakia und hält seine
schützende Hand über den
Schlächter Assad. Russland hat in
diesem Krieg bereits Fakten ge-
schaffen. Es stellt die Luftwaffen-
basis für Assads Bodentruppen
und hat an der Grenze zur Türkei
faktisch eine Flugverbotszone er-
richtet. Wie wollen Sie bitte si-
cherstellen, dass die
von den deutschen
Tornados gewonne-
nen Informationen
nicht über Putin
dann auch bei As-
sad landen? Darauf
gibt es bis heute
keine Antwort.

Die Frage lautet:
Mit wem, für wen
und mit welchem
Ziel?

Sie sagen, Sie hätten eine Koali-
tion der Willigen. Nur: Der Wille
in dieser Koalition ist sehr unter-
schiedlich. Das Rumeiern in
puncto Kooperation mit Assad
oder seinen Truppen bedient doch
die Rekrutierungspropaganda von
ISIS. Damit werden die Sunniten
in die Arme von ISIS getrieben.

Das können wir nicht wollen. Das
können wir alle nicht wollen,
meine Damen und Herren.

Das gilt übrigens auch für die
Linken. Frau Wagenknecht hat am
Wochenende erst einmal reflexar-
tig Nein gesagt, dann aber, dass
die Zusammenarbeit mit Russland
und Assad begrüßt werden müsse.

Wer Assad für das kleinere Übel
hält, muss die Frage beantworten,
wie er es denn mit den beschlosse-
nen und nicht umgesetzten UN-
Resolutionen hält, die ein Ende
des Abwurfs von Fassbomben und
die Einrichtung von humanitären
Zugängen fordern. Diese Frage
wird in diesen Tagen überhaupt
nicht gestellt.

Wer von Realpolitik reden will,
der muss auch realistisch sein.
Glauben Sie denn im Ernst, ein
Flüchtling kehrt in ein Syrien zu-
rück, in dem Assad und seine
Schergen eine Rolle spielen? Es
bleibt dabei: Wer ISIS und die Is-
lamisten wirklich demoralisieren
will, der muss ihrer Ideologie den
Boden entziehen. Dort, wo sie ver-
breiten, wie schrecklich und ab-
gründig das Leben im Westen ist,
dort, wo sie behaupten, dass Men-
schen, die Muslime sind, hier
schlecht behandelt werden, setzen
wir hier eine Kultur von Willkom-
men und Integration entgegen.
Nein, das ist nicht radikalpazifis-
tisch, das ist auch nicht die andere
Wange, die man hinhält, das ist

der härteste Kurs
gegen ISIS, den wir
fahren können,
meine Damen und
Herren. Wenn Sie
sich anschauen, was
die im Internet ver-
breiten, dann sehen
Sie, dass genau die-
se Position gestützt
wird.

Wir müssen fra-
gen, was dieses aktionistische mi-
litärische Eingreifen zu diesem
Zeitpunkt für den in Wien aufge-
stellten Fahrplan der Friedensge-
spräche bedeutet. Wenn Sie schon
nicht mehr über türkische und
russische Innenpolitik reden wol-
len, dann bitte ich Sie, doch we-
nigstens klarzumachen, wie deut-
lich wir die Umsetzung von Minsk
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II in der Ukraine weiterhin ein-
fordern, meine Damen und Her-
ren.

Sehr geehrter Herr Außenmi-
nister, zum Schluss: In unserer
Fraktionssitzung am Donnerstag
haben Sie uns über die Pläne der
Bundesregierung informiert. Sie
haben zwei Fragen genannt, an-
hand derer wir heute über dieses
uns nun vorliegende Mandat ent-
scheiden sollen. Sie haben die
Fragen gestellt: Können wir das

leisten? Halten wir es für verant-
wortbar?

Die erste Frage ist vermutlich
mit Ja zu beantworten. Die ent-
sprechenden Fähigkeiten sind
vorhanden; hoffentlich auch die
Ersatzteile.

Es ist die zweite Frage, die bei
unserer Entscheidung viel schwe-
rer wiegt: Halten wir es für ver-
antwortbar? Selbst wer die recht-
lichen Bedenken beiseiteschieben
wollte – das wollen wir nicht –

oder die Rechtsgrundlage für
tragfähig halten mag – das sagen
Sie –, kommt nicht umhin, fest-
zustellen, dass es mehr Fragen als
Antworten gibt. Niemand will
den Feinden der Freiheit und den
Angriffen auf unsere Werte und
unser Leben tatenlos zusehen.
Aber Handeln ohne Perspektive,
ohne Idee über das Danach, mit
Deals zulasten Dritter und zulas-
ten derer, die in Syrien unter ISIS
leben und leiden, aber vor allem

unter Assad, nein, das ist nicht
verantwortlich, das ist zuerst ein-
mal hilflos.

Für die Solidarität mit Frank-
reich gilt auch: Es braucht eine
langfristige Strategie. In diese
können Einsätze eingebunden
sein, auch militärische Einsätze,
aber mit Partnern, mit denen
man es verantworten kann. Sie
machen einen Einsatz, der kopf-
los ist, der planlos ist. Am Ende
besteht die Gefahr, dass er das

Gegenteil dessen bewirkt, was er
bewirken soll. Deswegen bitte
ich Sie sehr darum, sich zu über-
legen, ob dieser Einsatz wirklich
das Ziel verfolgt, ISIS zu be-
kämpfen, oder ob er kontrapro-
duktiv ist, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie der Abg. Sabine

Leidig [DIE LINKE])

Jürgen Hardt, CDU/CSU:

Das Mandat ist
angemessen und effektiv

Jürgen Hardt (*1963)
Wahlkreis Solingen – Remscheid –
Wuppertal ll

Da ich die Hoffnung nicht
ganz aufgegeben habe,
dass bei den Grünen der

eine oder andere noch mit sich
ringt, möchte ich ganz konkret auf
Sie, liebe Frau Kollegin Göring-
Eckardt, antworten.

Die Frage, die Sie zu Anfang
und zum Ende Ihrer Rede gestellt
haben, nämlich, mit wem wir mit
diesem Mandat gegen den IS
kämpfen, ist ganz klar zu beant-
worten: mit unseren Freunden aus
Frankreich, mit den französischen
Streitkräften. Der französische
Präsident hat uns um Hilfe und
Unterstützung gebeten. Deshalb
stehen wir Frankreich zur Seite,
sowohl im Mittelmeer, wo der
Flugzeugträger unterwegs ist, als
auch durch Luftbetankung und
durch Zurverfügungstellung von
Aufklärungsdaten. Deswegen ist
diese Frage meines Erachtens doch
recht einfach zu beantworten.

Dann möchte ich noch einen
Gedanken mit Ihnen teilen. Die
Grünen stellen die völkerrechtli-
che Grundlage für diesen Einsatz
infrage. Wesentliches Element die-
ser völkerrechtlichen Grundlage
ist unserer Meinung nach die UN-
Resolution 2249. Sie ist am 20.
November im Wesentlichen da-
durch zustande gekommen, dass
der französische Staatspräsident
mit großem Verhandlungs- und
Vermittlungsgeschick dafür gesorgt
hat, dass diese Resolution von al-

len fünf Vetomächten des Sicher-
heitsrates mitgetragen wird. Wenn
Sie sagen, dies ist keine ausrei-
chende Grundlage für unsere von
Frankreich geforderte Unterstüt-
zung, sagen Sie auch, dass der
französische Staatspräsident es
nicht vermocht hat, die notwendi-
ge Unterstützung bei den Verein-
ten Nationen zu bekommen. Das
kann man machen. Das muss
man aber insbesondere dann
nicht machen, wenn es eine genü-
gend solide Rechtsgrundlage gibt.
Es gibt Rechtsauffassungen, nicht
zuletzt die des Wissenschaftlichen
Dienstes des Bundestages, die be-
sagen, dass diese Rechtsgrundlage
eindeutig ist. Ich würde Sie wirk-
lich bitten, auch im Zeichen der
Solidarität, diese filibusterartig
vorgetragene, beckmesserische, se-
minarmäßig differenzierte Be-
trachtung der Rechtsfrage hintan-
zustellen.

Dann möchte ich, liebe Frau
Kollegin Göring-Eckardt, auch die
Frage nach den Daten beantwor-
ten. Wir haben das vorhin im Aus-
wärtigen Ausschuss ausführlich
diskutiert. Wir entscheiden darü-
ber, was mit unseren Daten ge-
schieht. Wir geben keine Streams
der Daten an das entsprechende
Hauptquartier der Streitkräfte wei-
ter, sondern wir entscheiden über
die Nutzung. Deswegen können
wir auch ausschließen, dass diese
Daten in russische Hände gelan-
gen. Wir können damit auch aus-
schließen, dass sie über russische
Kanäle an Assad weitergehen. Die-
se Sorge würde ich Ihnen gerne an
dieser Stelle nehmen.

Selbstverständlich wird unser
NATO-Partner Türkei verantwor-
tungsvoll mit diesen Daten umge-
hen. Wir werden natürlich keine
Daten übermitteln, die im Kampf
gegen den IS nicht benötigt wer-
den.

Das Mandat ist angemessen und
effektiv. Wir haben mit unseren
Tornados Aufklärungsmöglichkei-
ten, die so in der NATO relativ

einzigartig sind. Deswegen sind
sie auch erforderlich, damit man
den Kampf gegen den IS sorgfältig
führen kann. Wir haben bereits
im Afghanistan-Einsatz bewiesen,
dass diese Daten ausgesprochen
sinnvoll sind und wir damit ent-
sprechend einen Beitrag leisten
können.

Wir haben mit unseren Luftbe-
tankungskapazitäten Fähigkeiten,
die innerhalb der Europäischen
Union und der NATO ebenfalls
nicht alle Nationen haben. Wir
haben das Verfahren bereits mit
den Franzosen mit Blick auf den
Mali-Einsatz geübt. Auch die Luft-
betankung ist also ein wesentli-
cher, substanzieller Beitrag.

Der Schutz des französischen
Flugzeugträgers „Charles de
Gaulle“ durch eine Fregatte der
Deutschen Marine – vermutlich
wird es die Fregatte „Augsburg“
sein – ist angesichts dessen, dass
Flugzeugträger immer im Verbund
operieren, zum Schutz der ent-
sprechenden Einheiten, ebenfalls
ein wichtiger Beitrag zur Entlas-
tung unserer Partner. Die Fregatte
„Augsburg“ hat bereits bei der Ver-
nichtung der syrischen Chemie-
waffen ihre Leistungsfähigkeit un-
ter Beweis gestellt.

Warum machen wir diesen Ein-
satz jetzt? Weil es drei konkrete
Gründe gibt, die in den letzten
Wochen im Kampf gegen den IS
neu hinzugekommen sind: erstens
die Bitte Frankreichs, Frankreich
im Kampf gegen den IS zu unter-
stützen, zweitens die UN-Resoluti-
on 2249, mit der alle UN-Mit-
gliedstaaten ganz klar aufgefordert
werden, alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den IS
zu bekämpfen und drittens der
auf der Wiener Konferenz verein-
barte Friedensprozess für Syrien.

Durch die Gespräche unter ge-
meinsamer Leitung der Vereinig-
ten Staaten von Amerika und der
Russischen Föderation, vertreten
durch die beiden Außenminister
Kerry und Lawrow, und unter Ein-

beziehung des Iran und Saudi-
Arabiens ist ein Prozess in Gang
gekommen, den wir noch vor we-
nigen Wochen nicht für möglich
gehalten hätten. Dieser Prozess
mündet nun unter Führung Saudi-
Arabiens in eine ganz konkrete
Konferenz mit den Kräften der sy-
rischen Opposition. Ich erwarte,
dass er in eine Friedenskonferenz
münden wird.

Der syrische Friedensprozess
darf jedoch nicht dadurch gefähr-
det werden, dass sich der IS in Sy-
rien immer weiter ausbreitet und
die Kräfte, die sich
in Syrien gegen-
überstehen, auch
von dieser Seite in
Bedrängnis geraten.
Die Beteiligung
Deutschlands an
diesem Einsatz ist
eine ganz wesentli-
che Voraussetzung
dafür, dass der in
Wien angestoßene
Friedensprozess für Syrien zu ei-
nem guten Erfolg geführt werden
kann. Das ist ein wichtiges Ziel
des Einsatzes.

Ich mache mir keine Illusionen,
dass wir durch die Unterstützung
von Luftschlägen den IS zerstören
können. Ich glaube aber, dass sie
ein wichtiger Beitrag zur Eindäm-
mung des IS ist, damit sich die
beiden Optionen, die wir haben –
Bekämpfung des IS durch die Pe-
schmerga und Befriedung Syriens
–, in den nächsten beiden Mona-
ten positiv entfalten können.

Die Bekämpfung des IS durch
die Peschmerga erfolgt in, wie ich
finde, sehr beeindruckender Art
und Weise mit deutscher Unter-
stützung. Die Ministerin hat da-
rauf hingewiesen, dass es wahr-
scheinlich eine unserer klügsten
Entscheidungen in diesem Bereich
war, über unseren Schatten zu
springen und das Mandat für die
Unterstützung der Kurden im
Norden des Irak einzuleiten. Wir
sollten den eingeschlagenen Weg
fortsetzen. Ich erwarte, dass wir in
den nächsten Wochen über eine
entsprechende Verlängerung und
Ausweitung des Mandats reden
werden.

Die Eindämmung des IS auf sy-
rischem Boden zu befördern, das
ist eine der ganz zentralen Voraus-
setzungen für den syrischen Frie-

densprozess. Wenn es uns nicht
gelingt, Frieden in Syrien herzu-
stellen, dann werden wir auch kei-
nen erfolgreichen Kampf gegen
den IS führen können. Denn der
IS wird dann im Zweifel nach Sy-
rien ausweichen können.

Meiner Fraktion und mir ist
ganz wichtig, dass der militärische
Einsatz, sowohl die Unterstützung
der Peschmerga im Norden des
Irak als auch das neue Anti-IS-
Mandat, nur eine Komponente
unseres Bemühens sein kann. Die
zivile Dimension wird umso wich-

tiger. Die zivile Di-
mension wird
durch den Militär-
einsatz allerdings
auch befördert.

Ich habe bereits
über den Wiener
Prozess und über
die Notwendigkeit,
dass der IS nieder-
gehalten wird, ge-
sprochen. Ich

möchte auch dafür werben, dass
wir weitere Anstrengungen unter-
nehmen, dafür zu sorgen, dass in
Bagdad eine inklusive Regierung
ans Ruder kommt, dass wir in
Bagdad eine Stabilisierung des
Staates hinbekommen, sodass die
unterschiedlichen religiösen
Gruppen an der Regierungsmacht
und an den Früchten der politi-
schen Arbeit teilhaben können.
Der Außenminister reist in Kürze
nach Bagdad, wenn ich das richtig
gesehen habe. Ich vermute, das
wird an oberster Stelle der Tages-
ordnung stehen.

Wir müssen uns darüber hinaus
den anderen Partnern in der Regi-
on zuwenden. Wir sollten noch
stärker, als wir das bisher tun, da-
rauf achten, die Partner um Syrien
herum, also Jordanien, Libanon,
natürlich auch die Türkei und den
Irak sowie die Staaten im Norden
Afrikas, die durch IS oder IS-ähnli-
che Bestrebungen bedroht sind,
zu stabilisieren und zu unterstüt-
zen.

Ich finde, es ist eine enorme
und beachtliche Leistung, dass
Jordanien und Libanon, aber na-
türlich auch die Türkei derart viele
Flüchtlinge bei sich aufnehmen
und ihnen Obdach geben. Wir
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sollten diese Staaten in ihrem Be-
mühen unterstützen. Wir sollten
sie ermutigen, diesen Weg weiter-
zugehen. Wir sollten dafür sorgen,
dass insbesondere Jordanien, dem
als Freund Israels in der Region ei-
ne besondere Bedeutung zu-
kommt, stabilisiert wird.

Insgesamt sollten wir mit Blick
auf das, was wir erreichen wollen,
zu einer Politik aufbrechen, die
sich stärker als bisher dem Thema
Nachhaltigkeit zuwendet. Ich hof-
fe, dass es uns in Libyen gelingen
wird, eines Tages mit einer Regie-
rung über den Aufbau des Landes
und über die Weiterentwicklung

zu sprechen. Ich hoffe, dass wir
die stabilisierenden Prozesse, die
derzeit in den anderen Staaten
Nordafrikas stattfinden, aktiv un-
terstützen können.

Ich glaube, dass wir über die
Anstrengung, die wir im Bundes-
haushalt 2016 unternommen ha-
ben, hinaus im Bereich der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit und
im Bereich der humanitären Hilfe
zusätzliche Finanzmittel einsetzen
sollten, wenn wir das als sinnvoll
ansehen. Außerdem glaube ich,
dass die Arbeit für uns im Deut-
schen Bundestag und für alle die-
jenigen, die an den Friedenspro-

zessen interessiert sind, dann in
eine neue Phase
eintritt, wenn wir
mit unseren diplo-
matischen Bemü-
hungen Erfolg ha-
ben; denn falls es
ein Friedensmandat
für Syrien gibt, falls
es einen Friedens-
schluss gibt, wer-
den natürlich fol-
gende Fragen ge-
stellt werden: Wer garantiert die-
sen Frieden? Wer unterstützt die-
sen Frieden? Wer hilft beim Wie-
deraufbau dieses Landes? Wer hilft

der neu geschaffenen Regierung,
das Land vernünftig
und auf der Grund-
lage von Menschen-
rechten zu regieren?
– Da wird Deutsch-
land nicht an der
Seite stehen, son-
dern sich sicherlich
entsprechend seiner
wirtschaftlichen
und politischen Be-
deutung einbrin-

gen.
Ich kann nur dafür werben, die-

ses Mandat zu unterstützen. Ich
tue es aus vollem Herzen, weil ich

davon überzeugt bin, dass es ein
angemessener und effizienter Bei-
trag ist. Ich wünsche den Soldatin-
nen und Soldaten, die in diesen
Tagen vor Weihnachten damit
konfrontiert sind, sich auf diesen
Einsatz vorbereiten zu müssen,
dass sie gut in diesen Einsatz ge-
hen und vor allem gesund und
wohlbehalten aus dem Einsatz zu-
rückkommen. Ich wünsche alles
erdenkliche Soldatenglück.

In diesem Sinne bedanke ich
mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Niels Annen, SPD:

Nicht nur auf dem
Papier solidarisch sein

Niels Annen (*1973)
Wahlkreis Hamburg-Eimsbüttel

Ich möchte gerne etwas zu der
politischen Ausgangslage sa-
gen, in der diese Debatte hier

heute stattfindet, insbesondere
weil wir unsere französischen Gäs-
te auf der Tribüne begrüßen dür-
fen. Lassen Sie mich, bevor ich zu
Syrien komme, fest-
stellen, dass sich
die Europäische
Union, unser euro-
päisches Einigungs-
projekt, in einer tie-
fen, in einer schwe-
ren, ja, möglicher-
weise sogar in einer
existenziellen Krise
befindet. Schauen
wir uns einmal um:
Es gibt in unserem eigenen Land,
aber auch in Frankreich und ande-
ren wichtigen europäischen Län-
dern inzwischen Parteien, die im
Kern antieuropäisch sind; in eini-
gen Ländern sind sie sogar in der
Regierung, in anderen hat sich die
Regierung, wie in Dänemark, von
ihnen abhängig gemacht.

Wir erleben eine neue polnische
Regierung, die sich sehr unsolida-
risch, auch zur Flüchtlingsfrage, zu
Wort gemeldet hat. Wir erleben in
Ungarn eine rechtspopulistische
Regierung und sogar in Skandina-
vien. Deswegen möchte ich auf ei-
nes hinweisen: Natürlich sind all
die Fragen, die hier formuliert
worden sind, vom Kollegen
Bartsch und anderen Rednerinnen
und Rednern, legitime Fragen. Sie
haben auch in unserer Fraktion ei-
ne Rolle gespielt. Ja, wir haben
zwei Stunden darüber diskutiert,
auch über rechtliche Fragen und
die Frage der politischen Einschät-
zung. Es ist gar kein Geheimnis,
dass es auch in unserer Fraktion
vermutlich die eine oder andere
Neinstimme geben wird. Das ist
Teil der Debatte in einer lebendi-
gen Demokratie. Ich finde, das ist

gut so, und darauf
können wir auch
stolz sein.

Nur, meine Da-
men und Herren,
wir müssen doch
unsere eigenen
Prinzipien ernst
nehmen. Wir müs-
sen doch unsere ei-
genen Reden, die
wir sonntags hal-

ten, auf den Prüfstand stellen,
wenn es darauf ankommt. Was
sind die grundlegenden Prinzi-
pien der europäischen Politik, die
von allen Regierungen dieses Lan-
des in den letzten Jahrzehnten be-
achtet worden sind? Die europäi-
sche Integration; dass Deutsch-
land seinen Weg niemals alleine
gehen soll; dass wir uns nicht iso-
lieren dürfen.

Deswegen will ich hier einmal
diese Frage stellen: Wie hätte man
denn auf eine Bitte um Unterstüt-
zung unseres wichtigsten Bündnis-
partners in Europa in einer sol-

chen Situation reagieren können?
Wenn wir da Nein gesagt hätten,
was wäre die Reaktion gewesen?
Ich finde im Übrigen, dass wir
schnell entscheiden, ohne parla-
mentarische Rechte zu beschrän-
ken, ist auch eine politische Ant-
wort: Wir stehen zu dieser Solida-
rität, nicht nur auf dem Papier,
sondern auch in der Praxis.

Jetzt will ich etwas zu der Dis-
kussion über unsere Syrien-Politik
sagen: Ich wundere mich manch-
mal ein wenig. Wir befinden uns
im fünften Jahr dieses Krieges. Der
Außenminister hat es gesagt: Es
gibt um die 300.000 Tote und
Millionen von Vertriebenen. Das
Land ist zerstört. Die Infrastruktur
dieses Landes, aber auch das, was
an Zivilisation über Jahrtausende
in dieser Region entwickelt und
aufgebaut worden ist, gerade auch
in Syrien, ist in weiten Teilen zer-
stört. Das Vertrauen ist zerstört.
Das ist lange nicht mehr nur ein
syrischer Bürgerkrieg. So schlimm
der auch wäre, dafür gäbe es mög-
licherweise eine einfachere Lö-
sung. Es ist ein regionaler Krieg.
Deswegen ist es doch absurd, bei
der Debatte über ein begrenztes
Mandat der Bundeswehr für einen
Einsatz in Syrien so zu tun, als
hätte hier irgendjemand von der
Großen Koalition oder den Vertre-
terinnen und Vertretern der Bun-
desregierung, die hier gesprochen
haben, behauptet, wir würden Ih-
nen mit diesem Mandat sozusa-
gen die Blaupause für die Lösung
eines Konfliktes, der jetzt ins fünf-
te Jahr geht, vorlegen.

Lassen Sie uns offen über die
Probleme, die Konfliktlagen, ja,
auch die Tragik in diesem Krieg
sprechen und auch über die Be-
grenztheit der Möglichkeiten, die
uns zur Verfügung stehen. Nie-
mand hat behauptet, dass es hier
ein Gesamtkonzept gibt; denn wir

arbeiten an diesem Gesamtkon-
zept, Frau Göring-Eckardt.

Deswegen können wir es hier
natürlich noch nicht vorlegen.

Was macht denn der Außenmi-
nister seit Monaten vor und hinter
den Kulissen?

Er arbeitet daran, dass die regio-
nalen Akteure, die sich hier – zum
Teil auch unsere eigenen Verbün-
deten; wir haben ja auch über die
Türkei geredet – in einer Art und
Weise verhalten, wie es sich nicht
gehört, wenn man den UN-Prinzi-
pien nachkommen will, an einen
Tisch kommen. Das ist doch die
einzige Lösung, die uns für dieses
Problem, für diesen Krieg zur Ver-
fügung steht.

Ich bitte sehr darum, hier nicht
so zu tun, als wäre das Mandat,
das dem Deutschen Bundestag
jetzt vorliegt, quasi der Einstieg
Deutschlands in die Diskussion
über die Lösung des Syrien-Pro-
blems. Das ist doch absurd. Unse-
re Politik basiert auf drei Säulen,
und zwar nicht erst seit den
furchtbaren Anschlägen in Paris.
Wir haben mit dem Haushalt, den
wir gerade verabschiedet haben,
die humanitäre Hilfe aufgestockt,
um den Menschen in der Region
zu helfen, nicht nur aus humani-
tären Gründen, sondern auch,
weil es eine eminente politische
Aufgabe ist, dafür zu sorgen, dass
die Nachbarländer nicht von dem
Krieg in Syrien weiter in Mitlei-
denschaft gezogen werden, dass
sie nicht weiter destabilisiert wer-
den, was ja ein Kriegsziel des soge-
nannten „Islamischen Staates“ ist,
um seinen Machtbereich auszu-
weiten. Das tun wir.

Wir unterstützen ganz konkret
die Akteure in der Region, im Irak,
die in der Lage sind – das haben
sie bewiesen –, sich gegen den so-
genannten „Islamischen Staat“ zu
stellen, und zwar auch in einer
militärischen Auseinandersetzung.
Deswegen hat der Deutsche Bun-
destag beschlossen und unter-
stützt, dass wir den Kurden Waf-
fen liefern. Herr Bartsch, eine Fra-
ge, glaube ich, müssen Sie sich sel-
ber stellen: Luftschläge – niemand
in diesem Hause unterstützt mili-
tärische Mittel leichtfertig. Ich

kenne niemanden.
Gerade aus Ihrer Fraktion haben

wir hier in der Diskussion über
Syrien immer wieder – ich will
auch sagen: durchaus zu Recht –
gehört, dass es die syrischen Kur-
den sind, die sich dem IS entge-
genstellen. Wir alle waren froh da-
rüber, dass Kobane befreit worden
ist, dass es jetzt Fortschritte in
Sindschar und in vielen anderen
Gebieten gibt. Glauben Sie denn,
dass die YPG-Peschmerga in Sy-
rien diese Erfolge hätten vorwei-
sen können, ohne dass sie ihre
militärischen Operationen mit
den Amerikanern, mit der Anti-IS-
Koalition abgestimmt hätten, die
mit Luftschlägen dafür gesorgt
hat, dass diese Erfolge möglich ge-
wesen sind?

Lassen Sie uns unsere eigenen
Möglichkeiten richtig einschätzen.
Dieses Mandat wird nicht den
Krieg in Syrien beenden. Wir brau-
chen die Ausdauer, die Energie
und – ich sage das einmal so –
auch die Frustrationsresistenz, die
unser Außenminister hier an den
Tag gelegt hat. Deswegen bleibt
der Wiener Prozess im Mittel-
punkt der deutschen Politik; denn
nur darum kann es gehen. Wer
den Eindruck vermittelt, dass wir
uns von diesem Krieg abwenden
könnten, dass wir sagen könnten,
dass wir uns damit nicht beschäf-
tigen, dass wir uns nicht einmi-
schen, den möchte ich nur einmal
daran erinnern, dass wir wahr-
scheinlich in jedem unserer Wahl-
kreise im Moment die Folgen die-
ses Krieges merken. Dazu müssen
wir nur mit den Menschen reden,
die zu uns fliehen vor diesem
Krieg, vor den Fassbomben von
Assad und vor den Verwerfungen
und Verheerungen dieses Krieges.

Bei allem Verständnis für viele
kritische Fragen, die wir alle mitei-
nander haben und auch formu-
liert haben: Lassen Sie uns dieses
Mandat unterstützen. Es ist der
richtige Weg in der Solidarität mit
Frankreich, aber auch in der Soli-
darität mit den Menschen in Sy-
rien. Denn das sind diejenigen,
die am meisten leiden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprach außerdem noch der
Abgeordnete Florian Hahn (CDU/
CSU).

Wir müssen
doch

unsere
eigenen

Prinzipien
ernst nehmen.

Wir sollten zu
einer Politik auf-
brechen, die sich

stärker der
Nachhaltigkeit

zuwendet.
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Tierschutzbericht der Bundesregierung / 143. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 3. Dezember 2015

Christian Schmidt, CSU, Bundesminister f. Ernährung und Landwirtschaft:

Der Tierschutz hat
erhebliche Fortschritte gemacht

Christian Schmidt (*1957)
Bundesminister

Vorweg sei mir eine Bemer-
kung gestattet. 25 Jahre
nach dem Tag der ersten

gesamtdeutschen Bundestagswahl,
bei der einige, die hier im Saale
sitzen, bereits gewählt worden
sind und zwar du, lieber Volker,
lieber Herr Alterspräsident Riesen-
huber, der Präsident des Deut-
schen Bundestages und einige an-
dere, mich eingeschlossen –, will
ich sagen: Es ist doch wunder-
schön, dass wir seit 25 Jahren ein
gemeinsames Parlament haben
und es zwischenzeitlich fast ver-
gessen, dass es am 2. Dezember
1990 so weit war.

Ich freue mich im Übrigen in
gleicher Weise darüber, dass wir
hier eine Delegation der Knesset
begrüßen dürfen. Als langjähriger
Vorsitzender der Deutsch-Israeli-
schen Parlamentariergruppe freue
ich mich sehr darüber. Ich weiß,
dass wir auch in dem Themenbe-
reich, über den wir hier sprechen,
erhebliche Potenziale für eine Zu-
sammenarbeit haben. Diese Zu-
sammenarbeit haben wir anläss-
lich des Jubiläums – 50 Jahre di-
plomatische Beziehungen zwi-
schen unseren beiden Ländern –
verstärkt und mit einigen Projek-
ten untermauert. Ich freue mich
auf eine weiterhin gute Zusam-
menarbeit mit dem Staat Israel
und seinen Repräsentanten.

Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Kolleginnen und Kollegen!
Der zwölfte Tierschutzbericht, den
die Bundesregierung im Novem-
ber vorgelegt hat, ist Zwischenbi-
lanz und Auftragsbuch für die Zu-
kunft. Der Berichtszeitraum er-
streckt sich auf die Jahre 2011 bis
2014, in die die Novellierung des
Tierschutzgesetzes und die Initiati-
ve „Eine Frage der Haltung – neue
Wege für mehr Tierwohl“ fallen.
Ich habe hierüber zu berichten.

Es ist festzustellen, dass der Tier-
schutz erhebliche Fortschritte ge-
macht hat, wenngleich noch man-
ches zu tun bleibt. Das Staatsziel
Tierschutz, wie es in Artikel 20
a unseres Grundgesetzes verankert
ist, ist dabei Leitlinie. Tiere als
Mitgeschöpfe zu sehen, denen wir
im Hinblick auf ihre Bedürfnisse,
auf Haltungsformen etc. gerecht
werden müssen, das ist die Dauer-
aufgabe, die sich wie ein roter Fa-
den durch die Politik der Bundes-
regierung zieht.

Dem Tierschutz kommt bei je-
der Abwägung Gewicht zu. Tier-
schutz ist keine Aufgabe, die man
einmal als erledigt abhaken kann.
Tierschutz muss täglich mit Leben
gefüllt werden: bei politischen
Entscheidungen, in
den Ställen, an der
Ladenkasse oder zu
Hause, bei der Für-
sorge für die Heim-
tiere. Diese gesamt-
gesellschaftliche
Aufgabe ist eine
Grundlage für die
politische Herange-
hensweise. Ziel
muss es sein, die
Tierhaltung in unserer Gesell-
schaft so fortzuentwickeln, dass
sie eine faire Chance hat, den ho-
hen Ansprüchen gerecht zu wer-
den, und die Tiere eine faire
Chance haben, ordnungsgemäß
und anständig gehalten zu wer-
den. Diesem hohen Anspruch
müssen Politik und Gesellschaft
gerecht werden. Dieser Weg ist an-
spruchsvoll, vielschichtig, aber,
wie ich meine, wirkungsvoll.

Wir müssen dabei alle an einem

Strang ziehen, Kommunen, Län-
der und Bund. Eine bessere Ko-
operation brauchen wir mit den
Kommunen. Ich denke an die
Tierheime. Dort leisten die Tier-
schutzverbände und viele Ehren-
amtliche Herausragendes. Gleich-
wohl können sie den Tieren in
vielen überlasteten Heimen nicht
immer gerecht werden, gerade zur
Urlaubszeit und nach Weihnach-
ten. Hier müssen die Kommunen
Verantwortung übernehmen. Wir
sind zum Dialog hierüber bereit.
Leider konnte dieses Thema im
Berichtszeitraum nicht befriedi-
gend behandelt werden.

Wir wollen konkrete Verbesse-
rungen des Tierwohls in der Breite
erreichen und dabei unsere Land-

wirtschaft wettbe-
werbsfähig halten,
ja, wir wollen sie
sogar noch stärken,
indem wir Tier-
schutz zum Quali-
tätsmerkmal aus-
bauen. Deshalb for-
dere ich auch die
Bundesländer zu ei-
nem koordinierten
Vorgehen auf. Wir

sind bereit, Koordinierungsarbeit
zu leisten. Ich freue mich, dass die
Zusammenarbeit im Staatssekre-
tärsausschuss Tierschutz, den ich
ins Leben gerufen habe, bereits
Früchte trägt. Zusammenarbeit
steht vor Selbstprofilierung; denn
es geht nicht darum, jemandem
zu dienen, sondern darum, den
Tierschutz voranzubringen.

Ich darf darauf hinweisen, dass
wir sowohl bei der Beendigung
der Kleingruppenhaltung von Le-

gehennen als auch bei der engeren
Koordinierung unserer For-
schungsaufgaben Erfolge erzielt
haben und erzielen. Wichtig ist,
dass klar und deutlich wird, dass
der Vollzug des Tierschutzgesetzes
ein starkes Instrument ist. Vollzug
bestehender Gesetze geht vor de-
ren Änderung. Da und dort ist
festzustellen, dass der Vollzug
noch besser werden kann.

Es gibt effektive
Hebel, die auf die-
sem Ansatz aufbau-
en. Ich denke dabei
beispielsweise an
die dringend not-
wendige Beendi-
gung des massen-
haften Tötens
männlicher Küken.
Ich fördere die Ent-
wicklung von ech-
ten Alternativen. Wir sind bei der
Entwicklung schon sehr weit fort-
geschritten. Manchmal wird über-
sehen, dass derjenige, der ans Ge-
setz geht, immer an die verfas-
sungsrechtlichen Grenzen auch
von Übergangsfristen gebunden
ist und dass es deswegen klüger
sein kann, das Gesetz anzuwen-
den, bevor man es ändert. Ich bin
sehr optimistisch, dass wir in die-
sen Bereichen so schneller voran-
kommen als mit Gesetzesände-
rungen. Das gilt genauso für das
Ende des routinemäßigen Kürzens
von Hühnerschnäbeln. Schon ab
August 2016 soll damit Schluss
sein. Das ist verbindliche Freiwil-
ligkeit, die wirkt.

Der Tierschutzbericht zeigt al-
lerdings auch, dass Regulierung
ein Baustein unserer Politik ist,
wenn eine freiwillige Verpflich-
tung nicht erfolgsversprechend ist.
Wir haben im Berichtszeitraum
mit der Änderung des Tierschutz-
gesetzes wesentliche Verbesserun-
gen erreicht. Das trifft insbesonde-
re auf den Schutz von Versuchstie-
ren zu, aber auch auf den Schutz
von Heim- und Nutztieren. Beim
Schutz von Versuchstieren hat sich
Deutschland bereits in der Vergan-
genheit eine gute Vorreiterrolle er-
arbeitet. Diesen Weg will ich mit
der Einrichtung des Deutschen
Zentrums zum Schutz von Ver-
suchstieren, das wir in diesem Jahr
eröffnen konnten, konsequent
weitergehen. Ziel muss sein, für
Forschungsarbeiten Alternativen
ohne Tiere zu finden.

Bei Heimtieren haben wir eine
erweiterte Erlaubnispflicht für die
Einfuhr geschaffen, um insbeson-
dere dem illegalen Welpenhandel,
der leider stark um sich greift, ei-
nen Riegel vorzuschieben. Zudem
gibt es seit letztem Jahr die Pflicht,
Käufer über die wesentlichen Be-
dürfnisse des Tieres und die richti-
ge Haltung zu informieren.

Regulierungsbedarf sehe ich
derzeit bei der Vermeidung der
Schlachtung hochträchtiger Tiere.
Ich will auch ein Haltungsverbot
für Pelztiere erreichen. Formulie-
rungshilfen für entsprechende Re-
gelungen stellt mein Haus dem
Parlament zur Verfügung. Ich er-
warte, dass wir hier bald zu Lösun-
gen kommen.

Tierwohl ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe.
Gemeinsam müs-
sen wir eine Hal-
tung entwickeln.
Das geht nur im
verbindlichen Ge-
spräch. Ein ganz
profilierter Tier-
schützer, ethisch
sehr fundiert – an
dieser Persönlich-
keit sollte man sich

orientieren –, hat einmal Folgen-
des gesagt – ich zitiere mit Geneh-
migung des Präsidenten –:

Ich bemerke ..., dass wir oft in
falscher Weise für die misshandel-
te Kreatur eintreten; wir tun es im
Zorn, ... und bringen die Men-
schen mit einem Schein des
Rechts gegen uns auf wegen der
Art, wie wir uns in die Dinge mi-
schen, und haben es uns dann sel-
ber zuzuschreiben, wenn wir ein
barsches: „Das geht Sie nichts an“
zu hören bekommen, wo ein ruhi-
ges und freundliches Wort keinen
solchen Trotz im anderen geweckt
hätte.

Das ist ein Zitat von Albert
Schweitzer.

Den Dialogprozess meines Hau-
ses „Landwirtschaft und Gesell-
schaft“ setze ich gerade auf diesen
Punkt auf. Ich biete an, die Vor-
stellungen von Verbrauchern, Tier-
schützern, Tierhaltern, Landwirten
und allen Menschen im Sinne
Schweitzers im ruhigen und
freundlichen Austausch auszuta-
rieren und anzunähern. Mein
Kompetenzkreis Tierwohl spielt
hier mit konkreten Vorschlägen ei-
ne wichtige Rolle. Ich will all den-
jenigen, die sich in ihrem Wir-
kungskreis schon jetzt für das Tier-
wohl starkmachen und verbind-
lich dafür eintreten, Tierschützern
wie Tierhaltern, meinen Respekt
aussprechen.

Wir müssen uns die Frage stel-
len: Wie viel Tierschutz wollen wir
uns leisten, und wie wollen wir
die Kosten gesellschaftlich vertei-
len? Tierschutz kann nur erfolg-
reich sein, wenn wir uns in der ge-
samten Europäischen Union zu
hohen Standards verpflichten.
Nur so können wir verhindern,
dass die Nutztierhaltung aus
Deutschland in Länder mit niedri-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Tierschutz ist
keine Aufgabe,

die man
einmal

als erledigt
abhaken kann.

Gemeinsam
müssen wir eine

Haltung ent-
wickeln. Das

geht nur
im Gespräch.

Der Schenkelbrand wird von vielen Tierschützern abgelehnt. © dpa
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geren Standards abwandert, auch
zulasten der Tiere.

Hohe Standards auf Gemein-
schaftsebene sind der Schlüssel für
beides: für das Tierwohl und für
die ökonomischen Perspektiven
der Landwirte. Deswegen erwarte
ich von der Europäischen Kom-
mission, dass sie hier Engagement
zeigt. Ich bedanke mich beim Eu-
ropäischen Parlament, das dieses

Thema gerade in dieser Woche
aufgegriffen hat. Wir stehen vor
der Fortschreibung der Tierschutz-
initiative auf europäischer Ebene.
Ich kann Ihnen sagen: Da ist noch
sehr viel zu tun. Deswegen ist
mein Ziel, diese Fragen auf euro-
päischer Ebene mit – wie man
sagt – „like-minded people“, also
mit Gleichgesinnten, auf hohem
Standard gemeinsam voranzu-

bringen.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, die Geflügel- und Schweine-
halter haben sich gemeinsam mit
dem Lebensmitteleinzelhandel in
einer Brancheninitiative zusam-
mengeschlossen, um Fairness und
Tierwohl miteinander zu vereinen.
Danke für diese Initiativen! Es
kommt darauf an, solches Engage-
ment zu verstetigen; denn für

mehr Tierwohl muss es auch mehr
Geld geben. Das geht bis hin zur
Frage, wie wir dieses Thema im
Rahmen der Neuausrichtung der
europäischen Agrarpolitik in der
nächsten Förderperiode einbrin-
gen werden. Das wird eine wichti-
ge Diskussion sein.

Ich will für die Bundesregierung
hier festhalten: Mit vereinten Kräf-
ten – nur mit vereinten Kräften –

können wir das erreichen. Ich be-
danke mich auch für manch kriti-
schen Dialog, den wir hier im
Deutschen Bundestag führen. Das
ist ein ganz wichtiger Ansatz zur
Erreichung eines gemeinsamen
Ziels.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Birgit Menz, DIE LINKE:

Tierversuche aufs
Notwendigste beschränken

Birgit Menz (*1962)
Landesliste Bremen

Ja, im zwölften Tierschutzbe-
richt der Bundesregierung sind
Fortschritte in der Entwicklung

des Tierschutzes zu erkennen. Zu-
gleich ist der Bericht jedoch ein
Beleg für die zahlreichen Mängel,
die in diesem Bereich noch immer
bestehen. Ich möchte drei mir be-
sonders wichtige Themen heraus-
greifen.

Im Dritten Gesetz zur Änderung
des Tierschutzgesetzes wurde fest-
gehalten, dass die Sachkunde für
Heimtierhalterin-
nen und -halter zu
steigern sei. Die
Tierhändlerinnen
und -händler sind
nun angehalten,
den Kundinnen
und Kunden etwas
Schriftliches mit-
zugeben, das über
die wesentlichen
Bedürfnisse des
Tieres aufklärt. An keiner Stelle
wird jedoch überprüft, ob und wie
die Tierhalterinnen und -halter
diese Gebrauchsanleitung befol-
gen. Auf diese Weise endet die öf-
fentliche Verantwortung bereits
mit dem Kaufvertrag und bleibt
der Einzelperson überlassen.

Bedenklich ist auch der Handel
und Umgang mit exotischen Tie-
ren. Zwar räumt die Bundesregie-
rung ein, dass es hier immer wie-
der zu Tier- und Artenschutzpro-
blemen kommt, dass es aber an
auswertbaren Daten fehle. Es ist
durchaus zu begrüßen, dass die

Bundesregierung ein Forschungs-
projekt in Auftrag gegeben hat,
um herauszufinden, welche Maß-
nahmen zur Verbesserung des
Tierschutzes bei der Haltung von
exotischen Tieren in Privathaus-
halten als geeignet gelten. Wir
meinen, die Erstellung einer Roten
Liste für Händlerinnen und Händ-
ler würde eher helfen, den Handel
mit exotischen Tieren einzudäm-
men und somit zumindest diese
Tiere zu schützen.

Auch die rechtliche Lage betref-
fend die Zirkustierhaltung ist zu
kritisieren. Hierbei bestimmen le-
diglich rechtlich nicht verpflich-
tende Leitlinien die Haltung und
Nutzung von Zirkustieren. Außer-
dem stehen die Grundrechte Tier-
schutz, Berufsfreiheit und Eigen-
tumsfreiheit, ähnlich wie bei der
bereits erwähnten Haustierhal-
tung, in einem Konflikt, sodass
ein wirklicher Tierschutz auch in
diesem Bereich nicht erreicht wer-
den kann.

Tiere nehmen in der deutschen
Rechtsordnung eine seltsame Posi-

tion ein. Zwar sind
Tiere ausdrücklich
nicht als Gegen-
stand oder Sache zu
betrachten, jedoch
werden sie in vielen
Bereichen der Ge-
setzgebung als sol-
che behandelt.
Sichtbar wird dieses
Spannungsverhält-
nis etwa bei Tierhei-

men. Den meisten Tierheimen
wird nach vier Wochen die Finan-
zierung zur Versorgung der her-
renlosen Tiere seitens der Kom-
munen versagt, indem das Fund-
tier seinen Status als Lebewesen
abgesprochen bekommt und zum
Gegenstand degradiert wird. Fazit:
Die Tierheime bleiben auf ihren
Kosten sitzen.

Ja, die Fundtierbetreuung ist ei-
ne kommunale Aufgabe, aber die
Kommunen haben mit klammen
Kassen zu kämpfen. Wir sagen:
Der Bund ist in der Pflicht, dafür
zu sorgen, dass die Umsetzung des

Tierschutzes in den Kommunen fi-
nanziell abgesichert werden kann;
denn auch ein verfassungsmäßiges
Staatsziel wie der Tierschutz wird
ohne die notwendigen Ressourcen
zu einer leeren Hülle.

Wir fordern auch eine klare
rechtliche Regelung zur Anerken-
nung des Tieres als Lebewesen, da-
mit erstens die Tierheime finan-
ziell entlastet werden, zweitens
unser gesellschaftlicher Umgang
mit Tieren eine stärkere Bedeu-

tung bekommt und drittens die
Rechte im Interesse des Tierschut-
zes wirksamer gestärkt werden.

Abschließend möchte ich noch
auf ein sehr grausames Thema zu
sprechen kommen, nämlich auf
die nach wie vor erschreckende
Zahl getöteter Tiere für bzw. durch
Tierversuche. Laut offizieller Sta-
tistik sterben in Deutschland jähr-
lich etwa 3 Millionen Tiere in Ver-
suchslaboren. Allein durch Vor-
ratszüchtung werden Millionen
Tiere getötet. Der Grund ist, dass
sie nicht das richtige Geschlecht
oder das richtige Alter haben, wes-
halb sie für die Versuche nicht in-
frage kommen und in der Folge
getötet werden. Ebenso skandalös
ist, dass Tierversuche für die Ent-
wicklung von Kosmetika zwar ver-
boten sind, Chemikalien, die

nicht ausschließlich für kosmeti-
sche Zwecke zugelassen werden
sollen, zum Beispiel Inhaltsstoffe
von Reinigungsmitteln, in Tierver-
suchen aber geprüft werden dür-
fen.

Die Lösung des Problems kann
nur darin bestehen, Tierversuche –
wohlgemerkt: ohne Hintertürchen
– sofort auf das Notwendigste zu
beschränken, in Zukunft gänzlich
auf sie zu verzichten und sie
durch Alternativmethoden zu er-
setzen. Der aktuelle Tierschutzbe-
richt der Bundesregierung macht
deutlich, dass für einen wirksa-
men Tierschutz noch einiges zu
tun ist.

(Beifall bei der LINKEN)
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Ute Vogt, SPD:

Zivilisatorische Größe zeigt sich
auch im Umgang mit Tieren

Ute Vogt (*1964)
Landesliste Baden-Württemberg

Von Mahatma Gandhi
stammt der Satz – ich zi-
tiere, Herr Präsident –: Die

Größe einer Nation und ihr mora-
lischer Fortschritt können danach
beurteilt werden, wie sie ihre Tiere
behandelt.

Ich denke, es ist ein gutes Zei-
chen, dass wir dieses Thema heute
Morgen in der Kernzeit behan-
deln; denn die zivilisatorische
Größe einer Gesellschaft zeigt sich
in der Tat auch im Umgang mit
den Tieren.

Der vorliegende Bericht – das
habe ich erfreut gehört, auch vom
Minister – ist lediglich eine Zwi-

schenbilanz. Noch mehr hat mich
gefreut, zu hören, dass auch unser
Minister den Bericht als Auftrag
sieht, bei diesem Thema nicht
nachzulassen.

Es hat sich bereits einiges getan.
Wir haben zu Recht gefeiert, als
wir 2002 das Grundgesetz geän-
dert und das Staatsziel Tierschutz
im Grundgesetz verankert haben.
Hier gilt aber, was der langjährige
Vorsitzende der Tierschutzkom-
mission beim Bundesministerium
für Ernährung und Landwirt-
schaft, Professor Hartung, zu die-
sem Staatsziel gesagt hat:

Es hilft aber nicht in der tägli-
chen Praxis. Automatisch geht es
dadurch keinem Tier besser.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, es braucht uns als Gesetzge-
ber des Bundes, es braucht das Mi-
nisterium als Verordnungsgeber
für den Vollzug und für die wirk-
same Überwachung; aber auch ei-
ne stärkere und intensivere Bear-
beitung des Themas in den einzel-
nen Bundesländern ist notwendig.

Die Novellierung des Tier-
schutzgesetzes in der letzten Legis-
laturperiode war sicher ein erster
Schritt in die Richtung, unser
Staatsziel Tierschutz besser umzu-

setzen. Aber mit diesem Schritt
sind wir damals leider hinter un-
seren Möglichkeiten geblieben,
vor allem auch hinter dem, was
im Sinne der Tiere notwendig ge-
wesen wäre. Wir haben deshalb,
als wir unseren Koalitionsvertrag
geschlossen haben, im Bereich des
Tierschutzes ausdrücklich weitere
Maßnahmen vereinbart. Die Kol-
legin Karin Thissen wird später
zum Bereich Landwirtschaft ein
paar Ausführungen machen. Ich
will mich auf die anderen Berei-
che konzentrieren.

Wir haben die erste Hälfte der
Legislaturperiode dafür genutzt,
uns wirklich gründlich vorzuberei-
ten. Jetzt behandeln wir Themen
wie das Verbot von Pelztierfar-
men, die Haltung, aber auch den
Handel von Wildtieren sowie die
Fragen: „Wie gehen wir in der Zu-
kunft mit Tierbörsen um?“ und
„Wie verhindern wir zum Beispiel
Qualzuchten?“. All das wird zur-
zeit bearbeitet. An diesen Themen
sitzen wir gemeinsam und verhan-
deln darüber. Ich wünsche mir,
dass wir Anfang des nächsten Jah-
res zu diesen Punkten zügig zu ge-
meinsamen Beschlüssen kommen.

Es liegt noch einiges vor uns.
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Der Kompetenzkreis Tierwohl hat
bereits Ergebnisse vorgelegt, die
wir umsetzen müssen. Ich nenne
hier auch das Gutachten des wis-
senschaftlichen Beirates für Agrar-
politik beim Bundesministerium
für Ernährung und Landwirt-
schaft. Auch dessen Erkenntnisse
harren der Umsetzung. Gleiches
gilt für das Thema Tierheime, zu
dem wir im Koalitionsvertrag aus-
drücklich vereinbart haben, uns
darum zu kümmern. Dabei erwar-
te ich, dass auch der Städte- und
Gemeindetag seine Verantwortung
wahrnimmt und das Gespräch zu
diesem Thema nicht länger ver-
weigert.

Ein Punkt könnte sein, dass wir
zum Beispiel den Tierheimen da-
durch helfen, dass wir eine Regis-
trierungspflicht für Haustiere ein-
führen, sodass jeder, der sich ei-
nen Hund oder eine Katze zulegt,

sein Tier registrieren lassen muss.
Das würde vielen helfen, weil da-
mit ein hoher Anteil der Kosten
von den Verursachern getragen
würde und nicht alleine bei den
Kommunen läge oder, wie es im
Moment hauptsächlich der Fall
ist, bei den Tierheimen und ihren
Betreibern.

Es gibt jede Menge Punkte, die
wir angehen können. Es ist ver-
dienstvoll, dass die Regierung dem
Thema Tierschutz in dieser Legis-
laturperiode mehr Bedeutung hat
zukommen lassen, als das noch in
der letzten Legislaturperiode der
Fall war. Aber ich muss auch sa-
gen: Im Wesentlichen haben wir
die ersten beiden Jahre genutzt,
um Kommissionen einzurichten,
um Workshops durchzuführen,
um Gutachten in Auftrag zu geben
und um freiwillige Vereinbarun-
gen zu treffen.

All das sind wichtige und richti-
ge Initiativen. Aber, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, aktiver Tier-
schutz braucht Tatkraft und
braucht auch konkrete Entschei-
dungen. Er braucht vor allem
manchmal Entscheidungen, die
dem einen oder anderen wehtun
und mit denen man auch einmal
jemandem auf die Füße treten
muss.

Wir in der SPD möchten gerne
diese gute Vorarbeit der ersten bei-
den Jahre zusammen mit unserem
Koalitionspartner nutzen, um jetzt
im zweiten Teil der Legislaturperi-
ode ein paar konkrete Entschei-
dungen zu treffen. Ich sage Ihnen
ganz ehrlich: Das wird nicht ge-
hen, ohne das Tierschutzgesetz an-
zupassen. Ich weiß, aufgrund von
Erfahrungen aus der letzten Legis-
laturperiode haben viele von Ih-
nen Sorgen, das zu machen. Aber

wir müssen da noch einmal ran,
wenn wir im Sinne der Tiere etwas
grundsätzlich verbessern wollen.

Es geht darum, das Tierschutz-
gesetz zu novellieren, um uns wei-
ter an den Bedürf-
nissen der Tiere zu
orientieren.

Ich sage Ihnen:
Wenn Sie heute das
Thema in der Be-
völkerung diskutie-
ren, dann stellen
Sie fest: Das Thema
hat inzwischen
nicht nur im Deut-
schen Bundestag
einen höheren Stellenwert als in
früheren Jahren, sondern es hat
vor allem auch bei den Bürgerin-
nen und Bürgern einen sehr ho-
hen Stellenwert. Dieser Tatsache
müssen wir gerecht werden. In
diesem Sinne haben wir viel vor-

gearbeitet. Die Ergebnisse haben
wir Ihnen zum großen Teil schon
zugeleitet. Wir sind mitten in der
Diskussion.

Wie gesagt: Nach zwei Jahren
gründlichster Vorbe-
reitung folgen jetzt
zwei Jahre der Tat-
kraft im Sinne der
Tiere und – am En-
de dieser Legislatur-
periode – ein novel-
liertes Tierschutzge-
setz. Das ist ein gu-
tes Ziel für unsere
Koalition. Dann
könnte der nächste

Tierschutzbericht aufgrund erfolg-
reicher Arbeit noch euphorischer
sein, als der heutige Bericht es ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Nicole Maisch, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN:

Koalition hat für den Tierschutz
so gut wie nichts erreicht

Nicole Maisch (*1981)
Landesliste Hessen

Ich finde es schon erstaunlich,
dass Sie so stolz auf diesen Be-
richt sind, dass Sie ihn heute

Morgen zur besten Debattenzeit
hier der Öffentlichkeit präsentie-
ren wollen. Dieser Bericht zeigt
auf über 100 Seiten, dass die Gro-
ße Koalition für den Tierschutz so
gut wie nichts erreicht hat.

Kollegin Vogt, bei allem Res-
pekt: Euphorie
über das, was Sie
bisher getan ha-
ben, sprühte weder
aus Ihrem Redebei-
trag noch aus den
Worten des Minis-
ters. Ich würde sa-
gen, da ist noch
deutlich Luft nach
oben, liebe Kolle-
ginnen und Kolle-
gen.

Schauen wir uns den Bericht da-
raufhin an, welches Gesetz und
welche Verordnung auf Ihre Initia-
tive hin erlassen wurden. Sie ha-
ben zu den drängenden Proble-

men im Tierschutz nicht einmal
einen Zeitplan. Wir haben eine
Kleine Anfrage gestellt und ge-
fragt: Wann wollen Sie endlich ei-
ne Nutztierhaltungsverordnung
für die Milchkühe, für die Puten,
für das Wassergeflügel machen?
Wir haben keine Antwort bekom-
men. Es gibt nicht einmal einen
Zeitplan. Ich finde, diese Koalition
zeigt sehr deutlich, dass sie nicht
viel für den Schutz der Tiere tun
will.

Ich finde es ganz interessant,
dass vonseiten der SPD schon wie-
der gesagt wird: Wir wollen das
Tierschutzgesetz anpacken. – Das
finde ich super. Der Minister hat
gestern in der Presse gesagt: Auf
keinen Fall werden wir das Tier-
schutzgesetz anpacken, weil dann
die ganzen nervigen Tierschützer
alle möglichen Änderungsvor-
schläge haben, die uns stören und
uns in unserer Behäbigkeit beim
Regieren hindern. – Von daher

finde ich es interes-
sant, die Auseinan-
dersetzung zwischen
Ihnen anzuschauen.

Ja, das Tierschutz-
gesetz wollen Sie
nicht anpacken. Sie
haben angekündigt,
Sie wollen etwas ge-
gen die Schlachtung
trächtiger Kühe und
für den Schutz der

Pelztiere tun. Das ist durchaus eh-
renwert, aber schauen wir uns an,
wie Sie das umsetzen wollen. Sie
wollen ein Gesetz nutzen, das ei-
gentlich dafür da ist, Robbenpro-
dukte und chinesisches Hundefell

vom deutschen Markt fernzuhal-
ten, weil Sie so große Angst davor
haben, dass dann, wenn man an
das Tierschutzgesetz herangeht,
noch alle möglichen anderen
Wünsche der Tierschützer aufs Ta-
pet kommen.

Ja, wenn wir das Tierschutzge-
setz anpacken, dann müssen wir
noch über alle möglichen anderen
Dinge reden. Bei trächtigen Kühen
und bei den Pelzen sind wir uns
vielleicht schnell einig, aber was
ist mit den Tierversuchen? Warum
haben die Behörden kaum die
Möglichkeit, wirklich zwischen
Tierschutz und Forschungsinteres-
se abzuwägen? Herr Schmidt, es
ist ja nicht richtig, was Sie gesagt
haben. Sie haben hier von diesem
Pult aus wörtlich gesagt: „Dem
Tierschutz kommt bei jeder Abwä-
gung Gewicht zu.“ Bei den Tierver-
suchen ist genau das nicht der
Fall, und das ist Ihre Schuld, weil
Sie das Tierschutzgesetz in der
letzten Legislatur im Bereich der
Tierversuche einfach nur verhunzt
haben.

Wenn Sie wirklich etwas für die
Versuchstiere tun wollen, dann
hinterfragen Sie doch einmal die
internen Abläufe in der Milliar-
denverteilungsmaschine Deutsche
Forschungsgemeinschaft. Setzen
Sie sich kritisch mit Ihrer Kollegin,
der Forschungsministerin, ausei-
nander. Aber dann müssten Sie
auch einmal einen Konflikt inner-
halb der Koalition und innerhalb
des Kabinetts aushalten, und das
ist im Tierschutz bisher wirklich
nicht Ihr Ding gewesen.

Eine Koalition, die sich nicht

einmal traut, beim Tierschutz ih-
ren eigenen Koalitionsvertrag um-
zusetzen, die sollte wirklich nicht
die Backen aufblasen. Sie haben
im Koalitionsvertrag versprochen,
gewerbliche Tierbörsen für exoti-
sche Tiere zu untersagen. Das ma-
chen Sie aber nicht. Die Kollegin
Menz hat es gesagt: Es gibt jetzt
noch einmal ein Forschungspro-
jekt. – Schlauerweise läuft dieses
bis kurz vor der Bundestagswahl.
So kann man die Resultate, die da-
bei herauskommen, nicht mehr
umsetzen. Ich finde, das ist sehr
hart an der Grenze zur Arbeitsver-
weigerung.

Sie erkennen die
Probleme selbst
und benennen sie
im Tierschutzbe-
richt. Schauen wir
uns die Zirkustiere
an. Die Haltung
von Wildtieren im
Zirkus ist Tierquä-
lerei. Elefanten, Bä-
ren, Giraffen, Tiger
und sogar ein
Flusspferd werden in deutschen
Wanderzirkussen herumgekarrt.
Wenn man hier von „leuchtenden
Kinderaugen“ spricht, wie der Kol-
lege Stier es gern im Ausschuss tut,
dann muss ich sagen: Da hat man
beim Thema Artenschutz im Bio-
logieunterricht etwas grundsätz-
lich falsch verstanden.

Ich erwarte von Ihnen, dass Sie
dann, wenn Sie hier Schweitzer,
Ghandi und alle möglichen Grö-
ßen aus dem Bereich des Tier-
schutzes zitieren, endlich verbie-
ten, dass Giraffen, Tiger, Flusspfer-
de und Bären in Wanderzirkussen
gequält werden. Wenn Sie das in
dieser Legislaturperiode nicht hin-
kriegen, dann können Sie sich das
ganze Gerede zu Ethik und die
ganzen Zitate sparen.

Es sind nicht nur die Wildtiere,
bei denen Sie versagen. In Ihrem
Bericht loben Sie sich dafür, dass

es jetzt einen Tierschutzpreis im
Reitsport gibt. Das finden wir su-
per, das soll man machen; aber
ich finde: Ein Tierschutzpreis im
Reitsport ist gut und schön. Solan-
ge es in Deutschland aber legal
Verbrennungen dritten Grades auf
den Pferdehintern geben kann, so
lange braucht man nicht über
Tierschutz im Pferdesport zu spre-
chen.

Der Schenkelbrand wird im Jahr
2015 betäubungslos ausgeführt
und ist weiterhin legal. Das kann
nicht Ihr Ernst sein. Das ist keine
zivilisatorische Größe. Das ist ana-
chronistisch. Das ist widersinnig,

und das muss man
beenden. Aber es
war doch die CDU/
CSU – Ursula von
der Leyen, Dieter
Stier –, die sich bis
aufs Blut für den
Schenkelbrand ein-
gesetzt haben. Ilse
Aigner hatte in ih-
rem Entwurf schon
vorgesehen, dass

diese anachronistische, brutale
Methode verboten werden soll.

Sie haben doch verhindert, dass
das endlich beendet wird. Es ist
immer noch legal, sogar ohne Be-
täubung. Das ist absurd, und das
muss ein Ende haben.

Aber ich will den Worten des
Ministers folgen, der gesagt hat,
wir sollen nicht immer nur im
Zorn zurückblicken. Das ist rich-
tig. Man muss nach vorne schau-
en. Man muss es besser
machen.Wir sind nicht nur wü-
tend; wir haben Ihnen auch kon-
struktive Vorschläge gemacht. Un-
ser Antrag liegt vor. Stimmen Sie
ihm zu! Nehmen Sie die Forde-
rungen ernst! Dann fällt der
nächste Tierschutzbericht auch
nicht mehr so peinlich aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Wir müssen ans
Gesetz noch mal
ran, wenn wir im
Sinne der Tiere

etwas verbessern
wollen.

Ich würde sagen,
da ist noch

deutlich Luft
nach oben, liebe
Kolleginnen und

Kollegen.

Man muss
nach vorne

schauen.
Man muss
es besser
machen.



10 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 50-51 - 07. Dezember 2015

Dieter Stier, CDU/CSU:

Die Verbesserungen
können sich sehen lassen

Dieter Stier (*1964)
Wahlkreis Burgenland – Saalekreis

Die Art und Weise der Hal-
tung unserer Tiere, ob im
Nutztierbereich oder im

Heimtierbereich, findet in unserer
Gesellschaft eine immer größere
Beachtung. Das ist richtig und gut.
Der Tierschutz ist deshalb mittler-
weile auch als Staatsziel in unse-
rem Grundgesetz verankert.

Wer sich in unserem Land einen
aktuellen und vor allem auch fun-
dierten Überblick über den Tier-
schutz verschaffen will, der
kommt am Tierschutzbericht un-
serer Bundesregierung, der im Üb-
rigen nach einem Beschluss des
Deutschen Bundestages alle vier
Jahre vorzulegen ist, nicht vorbei.
Dies war ein guter Beschluss unse-
rer Vorgängerregierung.

Der von der Bundesregierung
vorgelegte Bericht analysiert den
Istzustand. Er ist aber auch ein In-
dikator für erreichte Verbesserun-
gen im Tierschutz, und ich meine,
diese erreichten Verbesserungen
können sich sehen lassen!

Zunächst einmal möchte aber
auch ich mich bei den Fraktions-
vorständen und -geschäftsführun-
gen bedanken, dass wir heute die-
sem Thema ein angemessenes Fo-
rum bieten und es im Plenum zur
Kernzeit debattieren können. Das
macht deutlich, welche hohe ge-
sellschaftspolitische Bedeutung
wir diesem Thema fraktionsüber-
greifend einräumen. Dafür bedan-
ke ich mich.

Um es gleich vorwegzunehmen:
Der Tierschutzbericht 2015, der
heute auf der Tagesordnung steht,
ist ein Erfolgsbericht sowohl der
schwarz-gelben als auch der Gro-
ßen Koalition unter Führung von
CDU und CSU. Er bestätigt den
richtigen Kurs der Bundesregie-
rung, und er belegt an konkreten
Beispielen unsere Fortschritte in
der Tierschutzpolitik.

Allein am Umfang des Berichtes
kann man erkennen, wie intensiv
sich diese Bundesregierung mit
dem Thema auseinandersetzt. Der

letzte Bericht 2011 umfasste 52
Seiten. Der neue Bericht beleuch-
tet das Thema auf 128 Seiten, im-
merhin mehr als das Doppelte.

Für diese intensive Arbeit möch-
te ich heute der Bundesregierung
danken. Sie ist in erster Linie auf
Ihren engagierten Einsatz zurück-
zuführen, sehr geehrter Herr Bun-
desminister Schmidt; aber auch
mit den Staatssekretären und den
Mitarbeitern des Hauses gibt es
hier eine gute Zusammenarbeit.

Aus Ihrem Bericht wird deut-
lich, dass Sie bestrebt sind, das in
der vergangenen Legislaturperiode
Begonnene weiterzuentwickeln
und darüber hinaus mit der Tier-
wohl-Initiative eigene und neue
Maßstäbe im Tierschutz zu setzen,
die richtungsweisend für unsere
Zukunft sind. Für dieses Voran-
schreiten in der Sache danke ich
Ihnen.

Den Tierschutz stärken: Das ist
ein Leitsatz, dem wir uns bereits
in der letzten Legislaturperiode
mit beachtlichen Ergebnissen ge-
stellt haben. Im Tierschutzbericht
sind nun die positiven Auswirkun-
gen aufgeführt. Er macht anschau-
lich, warum wir im europäischen
und internationalen Vergleich mit
den höchsten Tierschutzstandards
aufwarten können.

Den entscheidenden Schritt
nach vorn haben wir mit dem ge-
rade erst novellierten Tierschutz-
gesetz getan. Eine Überarbeitung
sollte man allerdings nicht jähr-
lich vornehmen. Selbstverständ-
lich sind wir auch untergesetzlich
auf dem Verordnungsweg tätig ge-
worden; denn zahlreiche Tier-
schutzdebatten in der Öffentlich-
keit haben die Verbraucherinnen
und Verbraucher in unserem Land
weiter sensibilisiert. Ihre Beden-
ken nehmen wir bei der Überar-
beitung der tierschutzrelevanten
Vorschriften ernst und haben den
unterschiedlichsten Forderungen,
die an uns herangetragen wurden,
Rechnung getragen, jedoch immer
mit dem Blick aufs Ganze.

Nicht nur einen Teilbereich,
sondern die komplette Spannwei-
te von der Nutztierhaltung über
den Heimtierbereich bis zu den
Versuchstieren haben wir einer
gründlichen tierschutzfachlichen
Überprüfung und Verbesserung
unterzogen. Ich will Ihnen bei-
spielhaft an den nachstehenden
vier Punkten zur Nutztierhaltung
zeigen, wie unsere aktive Tier-
schutzpolitik aussieht. Mit Beginn
des Jahres 2019 gilt das Verbot der
betäubungslosen Ferkelkastration,
das wir im Tierschutzgesetz festge-

schrieben haben. Zum Schutz von
Tieren bei Schlachtungen haben
wir mit der Tierschutz-Schlacht-
verordnung strengere Regelungen
und Vorschriften eingeführt, die
sogar über unionsrechtliche Rege-
lungen hinausgehen. In der Tier-
schutz-Nutztierhaltungsverord-
nung haben wir die Anforderun-
gen an die Betreuung, Pflege und
Haltung von Kaninchen, die zu
Erwerbszwecken gehalten werden,
verschärft. Das Säugetiergutachten
will ich kurz erwähnen. Auch das
ist eine wesentliche Entschei-
dungshilfe bei der Umsetzung
tierschutzrechtlicher Vorgaben.
Das sind nur einige Beispiele. Die
Versuchstiere wurden bereits er-
wähnt.

Noch nie wurde in so kurzer
Zeit so viel für die Verbesserung
des Tierwohls getan wie in den
letzten vier Jahren. Doch dabei
werden wir es nicht belassen. Die
Tierwohl-Initiative unseres Bun-
desministers wurde bereits ange-
sprochen. Konzeptionell umfas-
send, weist sie den Weg über die
bisherigen Standards hinaus. Über
die Einzelheiten haben wir hier
schon oft diskutiert. Ich rufe Ih-
nen gerne noch einmal einige
Schwerpunkte in Erinnerung. Be-
ginnen will ich mit einem ganz
grundlegenden Punkt: der Sach-
kunde der Tierhalter. Tierschutzge-
rechtes Handeln setzt Sachkennt-
nis voraus. Wir werden von Perso-

nen, die beruflich mit Nutz-, Zoo-
und Heimtieren umgehen, künftig
höhere Kenntnisse verlangen. Um
neue Tierschutzkenntnisse einzu-
bringen, muss natürlich geforscht
werden. Deshalb wird auch die
Tierwohlforschung gestärkt. Wir
haben gerade erst in der vergange-
nen Woche über die Haushalts-
zahlen debattiert. Ich denke, sie
sind Ihnen allen noch in guter Er-
innerung.

Große Bedeutung kommt der
weiteren Begrenzung der Anzahl
von Tierversuchen zu. Hier haben
wir schon einen entscheidenden
Schritt getan. Das Bundesinstitut
für Risikobewertung ist hier Vor-
reiter mit seiner Zentralstelle zur
Erfassung und Bewertung von Er-
satz- und Ergänzungsmethoden
zum Tierversuch, die wir zum Na-
tionalen Kompetenzzentrum aus-
gebaut haben. Viele von Ihnen
waren kürzlich bei der Eröffnung
dabei.

Nicht zuletzt werden wir bei der
Schlachtung von Tieren die Tier-
schutzmaßnahmen erweitern, in-
dem wir – der Minister hat das be-
reits angesprochen – die Schlach-
tung hochträchtiger Rinder in den
Fokus stellen, damit es eine solche
Schlachtung künftig möglichst
nicht mehr geben wird.

Ja, zur Verwirklichung haben
wir das Prinzip der verbindlichen
Freiwilligkeit gewählt. Wir erarbei-
ten gemeinsam mit den landwirt-
schaftlichen Betrieben praxistaug-
liche Lösungen. Miteinander statt
gegeneinander, Frau Maisch, das
ist die Devise, die wir hier vertre-
ten.

Nur dieser Ansatz schafft das
notwendige Vertrauen, um tat-
sächlich bleibende Erfolge zu er-
zielen; darauf kommt es an. Die

ersten Maßnahmen der Tierwohl-
Initiative greifen. Nehmen wir nur
die nicht kurativen Eingriffe. Be-
reits jetzt, kurz nach dem ersten
Jahrestag der Tierwohl-Initiative,
liegt die fertige Vereinbarung mit
der deutschen Geflügelwirtschaft
zum Beenden des Schnabelkür-
zens vor. Die Geflügel-Charta ist
der Beweis dafür, dass der einge-
schlagene Weg richtig ist, und das
verbindlich und freiwillig durch
Selbstverpflichtung einer ganzen
Branche.

Wir erarbeiten bundeseinheitli-
che Prüf- und Zulassungsverfah-
ren; diese stehen in den Startlö-
chern. Ich will zudem daran erin-
nern, dass wir im Kompetenzkreis
„Tierwohl“ weiterhin diskutieren.
Wir alle sind uns einig: Nichts ist
so gut, das man es nicht noch bes-
ser machen kann. Aber Tierwohl
kostet auch Geld. Das ist schon
angesprochen worden.

Lassen Sie mich zum Abschluss,
gerade auch im Hinblick auf die
Adventszeit und auf das bevorste-
hende Weihnachtsfest, auf ein
stets wiederkehrendes Tierschutz-
thema hinweisen. Tiere sind nicht
die besten Geschenke unter dem
Weihnachtsbaum.
Es möge sich bitte jeder bei seiner
ganz individuellen Kaufentschei-
dung die Folgen aus Sicht des Tie-
res vor Augen halten. Ich denke,
damit wäre dem Tierschutz in un-
serem Land auch durch einen
ganz persönlichen Beitrag am
meisten gedient. Wir wollen an
diesem Ziel gemeinsam und mit-
einander weiterarbeiten und bie-
ten Ihnen dies an. Ich wünsche Ih-
nen in diesem Sinne eine schöne
Adventszeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Kirsten Tackmann, DIE LINKE:

Fortschritt gibt es nicht wegen,
sondern trotz der Union

Kirsten Tackmann (*1960)
Landesliste Brandenburg

Viele Jahre ging es beim
Tierschutz um fraktions-
übergreifende Konsenssu-

che. Aber unterdessen stellt die

Union lieber Pappkameraden auf
und blockiert Lösungen. 2013 hat
Kollege Stier selbst das Verbot des
Schenkelbrands bei Pferden in
letzter Minute wieder verhindert.

Minister Schmidt fällt vor allen
Dingen durch sprachliche Kreati-
vität auf. Seine Tierschutzinitiative
heißt „Eine Frage der Haltung“.
Auch das Prinzip der „verbindli-
chen Freiwilligkeit“ hat er erfun-
den. Sprachlich ist das zwar hohe
Dialektik, zugegeben, aber leider
heißt das Prinzip übersetzt: ver-
bindliches Nichtregieren. – Des-
halb ist der Tierschutzbericht voll
von Absichtserklärungen. Ge-
braucht wird aber eine wahre Er-
folgsgeschichte.

Ein Lob habe ich aber trotzdem.

Erstmalig enthält der Tierschutz-
bericht alle Anfragen der Abgeord-
neten. Zugegeben, es gibt auch
Fortschritte in der Sache, aber eher
trotz der Union, nicht wegen ihr,
obwohl ich dem Minister selbst
überhaupt nicht den guten Willen
absprechen möchte.

Nach längerem Anlauf ist er im
Herbst 2014 sogar richtig furios
gestartet. Nur, seitdem gibt es
nichts Zählbares, trotz eines un-
überhörbaren Weckrufes im März.
Das Gutachten des Wissenschaftli-
chen Beirats für Agrarpolitik beim
Ministerium war ein richtiger Pau-
kenschlag. Es diagnostiziert – ich
zitiere –:… erhebliche Defizite vor
allem im Bereich Tierschutz, aber
auch im Umweltschutz.
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Es hält – ich zitiere weiter –:
… die derzeitigen Haltungsbedin-
gungen eines Großteils der Nutz-
tiere für nicht zukunftsfähig …

Das Gutachten kritisiert aber
nicht nur, es zeigt auch Wege zu
einer gesellschaftlich akzeptierten
Nutztierhaltung auf. Es nimmt
nicht nur die Tierhaltungsbetriebe
in die Pflicht, sondern alle – vom
Stall und der Weide bis hin zur
Theke im Supermarkt. Ich finde
das richtig und wichtig.

Als Linke geht es mir beim Tier-
schutz aber nicht nur um morali-
sche Appelle, die durch Wohlfahrt
finanziert werden; Tierschutz steht

schließlich in der Verfassung. Aber
stellen wir uns doch einmal die
Frage, warum Küken geschreddert,
Ferkeln die Schwänze oder Geflü-
gel die Schnäbel kupiert werden,
warum Kühe ganzjährig im Stall
gehalten werden, trächtig ge-
schlachtet werden oder Schlacht-
tiere über Hunderte oder Tausen-
de Kilometer transportiert werden.
Die Antwort ist meistens: Etwas
anderes rechnet sich nicht. „Billig“
ist eben das völlig falsche Prinzip
in der EU-Agrarpolitik.

Wer profitiert davon? Die über-
mächtigen Chefetagen der Han-
delskonzerne, der Schlachthöfe

und der Molkereien. Deshalb,
Herr Minister Schmidt: Tierschutz
ist eine Machtfrage. Halten Sie
endlich einmal dagegen, statt sich
mit Almosen abspeisen zu lassen.

Nein, ich sage nicht, dass damit
alle Probleme gelöst wären. Als
Tierärztin weiß ich, dass es oft so
ist, dass die Umsetzung eines Vor-
schlages zwar ein Problem löst,
aber gleichzeitig neue schafft.
Kenntnislücken als Ausreden zu
missbrauchen, muss endlich auf-
hören.

Vor Jahren hat die Deutsche
Agrarforschungsallianz bereits ei-
ne lange Liste mit offenen Fragen

vorgelegt. Die Linke hat immer
wieder das nötige Geld beantragt.
Wir wären wesentlich weiter,
wenn Sie endlich einmal auf uns
hören würden.

Der Klimagipfel in Paris stellt
uns übrigens noch eine weitere
Frage: Nicht, wie viele Tiere kön-
nen, sondern, wie viele Tiere
müssten gehalten werden. Die Kli-
mabilanz der Tierhaltung wird
zwar aus meiner Sicht oft zu
schlecht bewertet, weil CO2-sen-
kende Effekte durch die Nutzung
von Grünland nicht bedacht wer-
den. Mir geht es beim Fleischkon-
sum aber gar nicht um Totalver-

zicht, sondern um das Maßhalten.
Weniger Fleisch tut gut, der Ge-
sundheit, dem Klima und dem
Tierwohl. Übrigens ist auch eine
geringere Lebensmittelverschwen-
dung aktiver Tier- und Klima-
schutz. Ja, beim Tierschutz werden
ein breiter Konsens und Verläss-
lichkeit gebraucht. Eine Enquete-
Kommission wäre genau das rich-
tige Instrument dafür. Der Wissen-
schaftliche Beirat hatte das vorge-
schlagen. Die Linke reicht Ihnen
noch einmal die Hand dazu. Ich
hoffe, dass Sie durch diese Tür
hindurchgehen.
(Beifall bei der LINKEN)

Elfi Scho-Antwerpes, SPD:

Es ist eine ethische
Debatte erforderlich

Elfi Scho-Antwerpes (*1952)
Landesliste Nordrhein Westfalen

Als Bildungspolitikerin mei-
ner Fraktion, aber auch,
weil es mir ganz persön-

lich ein Dorn im Auge ist, möchte
ich die Debatte um einen wesent-
lichen Punkt erweitern. Wir müs-
sen über Tierversuche sprechen,
und zwar nicht nur heute, son-
dern dauerhaft, und das mit er-
höhtem Tempo, um die Themen
voranzubringen. Es ist mir bei die-
sem Thema völlig egal, ob wir von
Primaten, Mäusen oder Kopffü-
ßern sprechen: Tierversuche mu-
ten im Jahr 2015 – die Kollegin
Maisch hat es eben schon gesagt –
anachronistisch an. Wir müssen
dafür sorgen, dass wir möglichst
schnell komplett auf Tierversuche
verzichten können.

Medaillen, meine lieben Kolle-
gen und Kolleginnen, haben be-
kanntermaßen zwei Seiten. Dass
Tierversuche ein abzulehnendes
Übel sind, ist die eine Seite. Dass
sie ein notwendiges Übel sind, ist
die andere Seite. Im Kampf gegen
Krankheiten, wie zum Beispiel
Aids, Krebs oder Alzheimer, sind
wir nach dem derzeitigen Stand
der Wissenschaft auf ebensolche
Tierversuche angewiesen. Bei der
Entwicklung von sicheren und
hochwertigen Medikamenten für
die Humanmedizin und auch für

die Tiermedizin sind wir auf Tier-
versuche angewiesen. Alles andere
wäre verlogen.

Die Zielsetzung lautet: grund-
sätzlicher Verzicht auf Tierversu-
che, und zwar schnellstmöglich.
Das erreichen wir natürlich nicht
durch plakative Parolen oder Ver-
bote. Der Wille zu einer konse-
quenten Weiterentwicklung von
alternativen Forschungsmethoden
wird das Bestreben erleichtern, das
Leiden der Tiere zu begrenzen, die
Zahl der Tierversuche zu vermin-
dern und am Ende völlig auf Tier-
versuche zu verzichten.

Im aktuellen Tierschutzbericht
ist nachzulesen, dass die Zahl der
Tierversuche abgenommen hat.
Wir sprechen für das Jahr 2014
von 2,8 Millionen Tierversuchen.
Verglichen mit dem Vorjahr sind
das rund 200 000 weniger. Das ist
ein Erfolg, zumal die Zahlen in
den Jahren davor grundsätzlich
steigend waren. Es ist gleichwohl
ein Erfolg, auf dem wir uns kei-
neswegs ausruhen dürfen.

Wir müssen diese Entwicklung
erstens verstetigen und zweitens
beschleunigen. Den Anstoß für
diese positive Entwicklung hat ei-
ne Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates aus dem
Jahr 2010 gegeben, die in der Bun-
desrepublik über die Änderung
des Tierschutzgesetzes im Jahr
2013 und den Erlass der Tier-
schutz-Versuchstierverordnung im
selben Jahr umgesetzt wurde. Da-
mit sind im deutschen Tierschutz-
gesetz wesentliche und grundsätz-
liche Regelungen zu Versuchstie-
ren enthalten. Die Verordnung
geht detaillierter auf die Haltung
von Versuchstieren und auf die
Durchführung, Genehmigung und
Anzeige von Tierversuchen ein.

Übergeordnetes Ziel ist auch bei
der EU-Richtlinie, die Zahl der
Tierversuche zu vermindern, Tier-

versuche zu vermeiden und sie
dort, wo sie noch nicht zu vermei-
den sind, zu verbessern, um das
Leiden der Tiere zu senken. Da-
hinter steht das sogenannte
3R-Prinzip, das in Europa konse-
quent angewendet werden soll:
Replacement, Reduction, Refine-
ment; will sagen: Vermeidung,
Verminderung, Verbesserung. Das
ist natürlich keine neue Erfin-
dung. Erdacht wurde das 3R-Prin-
zip bereits – man höre und stau-
ne! – 1959 durch zwei britische
Wissenschaftler, die sich für hu-
manere Forschungsmethoden ein-
gesetzt haben.

Durch die Novellierung des
Tierschutzgesetzes ist das 3R-Prin-
zip in deutsches Recht umgesetzt
worden. Das heißt im Einzelfall:
Wissenschaftliche Arbeiter und Ar-
beiterinnen, die einen Tierversuch
beantragen, müssen gegenüber
den jeweiligen Landesbehörden
drei Kernfragen wissenschaftlich
beantworten: Erstens. Gibt es für
den geplanten Versuch keine alter-
nativen Methoden? Zweitens. Ist
die Anzahl der Versuchstiere auf
das Minimum reduziert? Drittens.
Sind die Belastungen der Tiere so
gering wie möglich?

Hat der Tierversuch dann statt-
gefunden, ist es am zuständigen
Bundesinstitut für Risikobewer-
tung, eine allgemeinverständliche
Zusammenfassung anzufertigen
und dann zu veröffentlichen.
Auch das ist eine Folge des novel-
lierten Tierschutzgesetzes und ein
wichtiger Beitrag zur Transparenz
hinter den Tierversuchen. Durch
die Bundesgesetzgebung fördern
wir also die Transparenz und hin-
terfragen den Sinn von Tierversu-
chen – und das ist gut so, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

Einen wichtigen Beitrag zum
Abbau von Tierversuchen leistet
die Erforschung von Alternativme-

thoden. Im Koalitionsvertrag wur-
de vereinbart, dass die zuständige
Zentralstelle, ZEBET, ausgebaut
und erweitert wird. Zum 25. Sep-
tember dieses Jahres ist das bereits
geschehen. Das neugeschaffene
Deutsche Zentrum zum Schutz
von Versuchstieren wird mit zu-
sätzlichen Stellen die Forschung
an Alternativen intensivieren, ent-
sprechende Beratung anbieten
und weltweit die Anstrengungen
in diesem Bereich begleiten. Das
ist ein Ausbau, der uns weiter-
bringt und ein sozialdemokrati-
sches Anliegen war.

ZEBET leistet üb-
rigens seit 1989
ganz hervorragende
Arbeit: Erfolgreich
waren die Wissen-
schaftler und Wis-
senschaftlerinnen
dort unter anderem
bei der Entwicklung
von Alternativme-
thoden zur Toxizität
an der Haut und am Auge und bei
der Forschung, die Versuche an
trächtigen Tieren obsolet macht.
Die entwickelten Verfahren sind
sinnvoll. Sie sind sowohl bei der
EU als auch bei der OECD als
Prüfmethoden offiziell verankert
und international anerkannt. Mit
dem Ausbau von ZEBET verfolgen
wir mit noch mehr Tatkraft den
richtigen Weg, der aber noch Be-
schleunigung vertragen kann.

Entsprechende Forschung gibt
es natürlich auch darüber hinaus.
Das Bundesministerium lobt seit
1980 einen Tierschutzforschungs-
preis aus, der für die Entwicklung
wissenschaftlicher Alternativme-
thoden zu Tierversuchen vergeben
wird. Preisträger dieses Jahres ist
Herr Professor Dr. Leist, der mit
seinem Team an der Universität
Konstanz forscht. Die prämierte
Arbeit befasst sich mit der Frage,
wie mithilfe von In-vitro-Zellkul-
turen die tradierten pharmakolo-
gischen Anwendungen an Prima-
ten und Nagern zum Beispiel in
der Hirnforschung ersetzt werden
können. Ich möchte an dieser
Stelle Herrn Professor Dr. Leist
und seiner Arbeitsgruppe auch
hier im Hohen Hause sehr herz-

lich danken und ebenso gratulie-
ren.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, „der Gerechte kümmert sich
um das Wohlergehen seines Viehs,
aber das Herz der Gottlosen ist
grausam“, ist in der Bibel zu lesen.

Wir kümmern uns. Der Tier-
schutzbericht 2015 verdeutlicht,
dass die ergriffenen Maßnahmen
funktionieren. Lassen Sie uns aber
am Ball bleiben. Lassen Sie uns
schnell spielen und diesen ersten
kleinen Erfolg zu einem großen
Erfolg ausbauen.

Dazu ist eine
ehrliche Debatte
erforderlich. For-
schung und Wis-
senschaft sind zu
komplex und zu
wichtig, als dass
wir die Situation
nur mit schwarz
und weiß beschrei-
ben könnten.

Forschung be-
deutet auch, Zeit haben zu kön-
nen, auch für die Forschung an Al-
ternativmethoden. Grundlagen-
forschung und die Entwicklung
von Medikamenten müssen
höchsten qualitativen Anforderun-
gen genügen. Wir dürfen kein Ri-
siko eingehen. Wir müssen auch
regelmäßig hinterfragen, wieweit
das 3R-Prinzip in Deutschland
greift und wie ehrlich wir zu uns
selbst sind. Absichtserklärungen
allein helfen keinem. Wir müssen
den eingeschlagenen Weg konse-
quent und mit Tempo weiterge-
hen. Dabei dürfen wir das Ziel
nicht aus den Augen verlieren:
Tierversuche gehören in Deutsch-
land und in Europa so schnell wie
möglich ins Gruselkabinett der
Geschichte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch
die Abgeordneten Friedrich Osten-
dorff (B 90/DIE GRÜNEN), Kordula
Kovac (CDU/CSU), Karin Thissen
(SPD) und Franz-Josef Holzenkamp
(CDU/CSU).

Wir müssen
über

Tierversuche
sprechen – und
zwar nicht nur

heute.
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Bärbel Höhn, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN:

2015 war ein verlorenes
Jahr für den Klimaschutz

Bärbel Höhn (*1952)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Vor einem Jahr haben wir
hier das erste Mal über das
Klima-Aktionsprogramm

der Bundesregierung diskutiert.
Wir Grünen haben es kritisiert
und gesagt: Das ist zu wenig. Wir
brauchen dreimal so viel Ehrgeiz,
um das Ziel einer 40-prozentigen
CO2-Reduktion bis 2020 zu errei-
chen. – Die Bundesumweltminis-
terin war empört. Sie hat gesagt,
wir Grünen sollten aus unserem
nörgelnden Abseits herauskom-
men und endlich Gabriels Zahlen
akzeptieren. Meine Damen und
Herren, das war eine Fehleinschät-

zung der Bundesumweltministe-
rin, und das war ein verlorenes
Jahr 2015.

Heute, ein Jahr später, wird die-
ser Bundesregierung von Experten
bescheinigt, dass die Zahlen der
Grünen stimmen. Sie sagen: Die
Bundesregierung muss dreimal so
ehrgeizig sein, um das Ziel zu er-
reichen, und das Ziel ist erheblich
gefährdet. – Schöne Worte reichen
nicht. Packen Sie das Thema end-
lich an, und tun Sie etwas für den
Klimaschutz!

Es wäre international ein ver-
heerendes Zeichen, wenn
Deutschland sein Klimaziel nicht
erreicht.

Was wir momentan erleben, ist,
dass Klimaschutz für die Bundes-
regierung nur ein Sonnenschein-
thema ist. In dem Moment, in
dem die IG BCE auf die Straße
geht, wird der Klimaschutz im
Zweifelsfall einfach hintangestellt.
Das geht so nicht. Knicken Sie
nicht vor der IG BCE ein! Das ist
falsch, und das ist auch wirtschaft-
lich falsch.

Dieses Desaster begann, als die
Bundeskanzlerin 2007 überall in
den Medien die „Klima-Queen“

war. Da hat sie auf internationaler
Ebene gesagt, was man alles ma-
chen muss; das war gar nicht so
schlecht. Aber als sie dann zurück-
kam, hat sich genau diese Bundes-
kanzlerin auf EU-Ebene, in Brüs-
sel, für die großen Spritschlucker,
für die großen Autos in Deutsch-
land eingesetzt und schon be-
schlossene Grenzwerte wieder auf-
geweicht.

Das war übrigens das Zeichen
an die Automobilindustrie: Steigt
ganz groß ins legale Tricksen ein!
Bis dahin gab es beim CO2-Aus-
stoß und beim Kraftstoffverbrauch
der Autos zwischen Theorie und
Praxis einen Unterschied von 8
Prozent; inzwischen haben wir ei-
nen Unterschied von 40 Prozent.
Seitdem ist die Kreativität der In-
genieure darauf gerichtet, zu trick-
sen, anstatt darauf, mehr Energie-
effizienz in die Automobilindus-
trie hineinzubringen. Das geht
nicht.

Das hat nämlich verheerende
wirtschaftliche Folgen – das sieht
man an VW –, ist aber auch im
Hinblick auf die Bilanz im Klima-
schutz falsch. Denn der CO2-Aus-
stoß im Autoverkehr ist seit 1990

gestiegen und nicht gesunken. Wir
wollen aber eine Senkung errei-
chen. De facto verbrauchen wir in
diesem Jahr 10 Prozent mehr
Kraftstoff als noch im Jahr 2007.

Im Umweltbereich gilt für In-
dustrieanlagen: Grenzwerte sind
einzuhalten – Punkt. Im Verkehrs-
bereich gilt: Im Zweifelsfall sieht
das Kraftfahrt-Bundesamt sowieso
nicht hin, und es
hat noch nicht ein-
mal die Kompe-
tenz, hinzuschau-
en. Das, meine Da-
men und Herren,
muss sich ändern.

Ansonsten schlid-
dern wir in eine
richtige Automobil-
krise hinein, die
sich gewaschen hat.
Was das bedeutet, sehen wir im
Energiebereich. Die großen Ener-
giekonzerne schwächeln, weil sie
die Energiewende verschlafen ha-
ben. Auch da war es so: Die Kanz-
lerin stellte sich in Elmau hin, sag-
te: „Wir brauchen im Lauf dieses
Jahrhunderts eine Dekarbonisie-
rung“, und wenige Tage später
machte sie statt einer Abgabe für
Braunkohlenkraftwerke eine Sub-
ventionierung alter Braunkohlen-
kraftwerke in Höhe von 1,7 Milli-
arden Euro. Das ist einfach un-
glaubwürdig. So kann man keine
Klimapolitik betreiben.

Wenn die staatseigene KfW mit
ihrer Tochter IPEX-Bank immer
noch Kredite für Kohlekraftwerke

in aller Welt ausreicht – insgesamt
3,3 Milliarden Euro für Kohle-
kraftwerke – und auch Hermes-
bürgschaften einsetzt, dann ist das
eine Doppelmoral, die nicht zu
halten ist. Das geht so nicht.

Die Allianz, die Rockefeller-Stif-
tung, der norwegische Pensions-
fonds steigen aus Investitionen in
die Kohle aus. Die Bundesregie-

rung sollte diese Be-
wegung mitma-
chen, weil sie auch
wirtschaftlich be-
gründet ist. Ansons-
ten haben wir hier
Fehlinvestitionen,
die uns alle teuer zu
stehen kommen.

Bundesumwelt-
ministerin Hen-
dricks hat vor weni-

gen Tagen einen interessanten Vor-
schlag gemacht. Sie hat nämlich
gesagt, wir könnten in 20 bis 25
Jahren aus der Kohle aussteigen.
Das ist gut. Wir wollen aber noch
ehrgeiziger sein.

Genau diese Ankündigung wol-
len wir hier zur Abstimmung stel-
len. Wir wollen wissen: Meinen
Sie es ernst mit dem Klimaschutz,
was zwangsläufig einen Ausstieg
aus der Kohle voraussetzt, oder ist
das nur ein weiteres Versprechen
vor der Klimakonferenz?

Wir könnten jetzt so viel tun.
Die Kosten für PV sind stark ge-
sunken. Wir könnten PV-Anlagen
auf den Dächern, Anlagen für die
Kraft-Wärme-Kopplung in den
Kellern und mehrfach verglaste
Fenster einbauen. Davon würden
genau die Menschen profitieren,
die mit niedrigem Einkommen in
schlecht gedämmten Wohnungen
leben. Jetzt könnten die Mieter
profitieren, genau die Menschen,
von denen Gabriel immer sagt, sie
würden durch die hohe EEG-Um-
lage die Photovoltaik-Anlage des
Zahnarztes finanzieren.

Jetzt, da wir für eine gerechte
Umverteilung sorgen könnten –
auch bei den erneuerbaren Ener-
gien –, blockieren Sie die Photo-
voltaik. Das ist einfach nicht nur
unökologisch, sondern auch un-
sozial und unwirtschaftlich. So
nutzen Sie nicht die Chancen des
Klimaschutzes: nämlich dass Sie
Arbeitsplätze schaffen und für
mehr soziale Gerechtigkeit sorgen
könnten. Machen Sie endlich eine
andere Kohlepolitik!

Zum Schluss noch eines: Wenn
Sie international lächeln und na-
tional schwächeln, dann ist das
die falsche Politik. Ändern Sie die-
se Politik für unsere Kinder und
Enkelkinder!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Ändern Sie
diese Politik
für unsere

Kinder
und

Enkelkinder!

Ende November demonstrierten 17.0000 Menschen in Berlin beim „Global Climate March“, um Druck auf die Staats- und Regierungschefs auszuüben,
die sich in Paris trafen. © picture alliance / zb
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Josef Göppel, CDU/CSU:

Klein-Initiativen bei den
Erneuerbaren nicht abwürgen

Josef Göppel (*1950)
Wahlkreis Ansbach

Gegenstand der heutigen
Debatte sind der Klima-
schutzbericht und der

Maßnahmenplan bis 2020; das ist
also sozusagen das Kleingedruck-
te. Nach der fulminanten Einfüh-
rung der Kollegin Höhn ist es viel-
leicht ganz gut, auf die großen Zu-
sammenhänge zu schauen.
Frau Höhn, Sie kritisieren an Frau
Merkel, dass sie nicht entschlossen
genug vorangeht.

Ich möchte Ihnen sagen: Frau
Merkel hat im Jahr 2007, in einer
Situation, als der Klimaschutz für
manche Regierungschefs in
Europa noch kaum ein Thema
war, das Dreimal-20-Prozent-Ziel
im Europäischen Rat erreicht. Ich
möchte daneben darauf hinwei-
sen, dass sie 2011 – nach Fukushi-
ma – die Energiewende eingeleitet
und dies auf ihre Kappe genom-
men hat.

Ich möchte weiter daran erin-
nern, dass sie 2014 im Europäi-
schen Rat das Ziel durchgesetzt
hat, dass die Treibhausgasemissio-
nen in der Europäischen Union
bis 2030 um 40 Prozent im Ver-
gleich zum Jahr 1990 sinken. Au-
ßerdem hat sie in Elmau bei den
Regierungschefs der Welt ein Kli-
ma herbeigeführt, das zu dem Be-
kenntnis zum 2-Grad-Ziel und zur
Dekarbonisierung der Wirtschaft
geführt hat, und dies wird nun auf
der Konferenz in Paris von der
deutschen Verhandlungsdelegati-
on fortgesetzt.

Schauen Sie doch in den Spiegel
von dieser Woche. Sie beschreiben
sehr schön, welche Verhandlungs-
gruppen es jetzt in Paris gibt. Da
heißt es: Die ambitionierteste
Gruppe: Deutschland gibt den
Ton an.

Liebe Frau Höhn, das ist der
Grund, warum ich für Frau Merkel
bin. Sie handelt nämlich alles an-
dere als zögerlich und hat eine
durchgehende Linie. Man spürt
eben die physikalische Grundhal-
tung bei dieser Frau. Das ist für

Deutschland gut. Das ist für die
Modernisierung unserer Volkswirt-
schaft gut. Das ist für unseren Er-
folg auf den internationalen
Märkten gut.

Man darf natürlich schon fra-
gen: Wo stehen wir? Wir Deut-
schen hatten vor zehn Jahren ei-
nen Primärenergieverbrauch pro
Kopf von 50.000 Kilowattstunden.
Jetzt sind wir bei 47.000 Kilowatt-
stunden. Man kann also sagen:
Das ist ein Erfolg, eine leichte Sen-
kung. – Wir müssen aber auch se-
hen, dass der europäische Durch-
schnitt bei 36.000 Kilowattstun-
den pro Kopf liegt. Hier kommt
natürlich ins Spiel, dass wir – das
hat sich geschichtlich so ergeben –
ein sehr viel stärker industrialisier-
tes Land sind und dass die alten
Industrieanlagen einen erheblich
höheren Energieverbrauch hatten.
Daraus ergibt sich klar, wo unsere
Handlungsfelder sind. Der Aus-
stoß der Treibhausgase verteilt
sich auf folgende Sektoren: 40
Prozent im Energiesektor, 20 Pro-
zent in der Industrie, 20 Prozent
im Verkehr, 10 Prozent in den
Haushalten – das macht insge-
samt 90 Prozent –, und der Rest
entfällt auf Landwirtschaft, Gewer-
be und kleine Sonderbereiche.
Das heißt, es war strategisch völlig
richtig, Frau Kollegin Höhn, bei
der Energiewende mit dem Strom-
sektor anzufangen.

In dem Bericht, der heute Ge-
genstand der Beratung ist, steht,
dass die Minderung von 110 Mil-
lionen Tonnen Treibhausgasen auf
Maßnahmen des EEG zurückgeht.
Wenn wir uns anschauen, dass im
selben Bericht für das Jahr 2014
eine Senkung um 27 Prozent ge-
genüber 1990 ausgewiesen ist,
dann wird klar, dass diese 110 Mil-
lionen Tonnen ein Drittel dieser
Senkung gegenüber dem Jahr
1990 ausmachen. Das ist ein Er-
folg, der unsere Wirtschaft in eine
bessere Ausgangsposition auf den
Weltmärkten bringt und im In-
land zur Modernisierung unserer
Wirtschaft führt.

Ich muss bei dieser Gelegenheit
leider auch sagen: Für Leute, die
meinen, dass durch das EEG mit
seinen riesigen volkswirtschaftli-
chen Kosten ein Windradfriedhof
erzeugt wurde, für Leute, die der-
art arrogant und borniert daherre-
den, kann ich mich nur schämen;
denn schon technisch betrachtet
ist das falsch. Die alte Wirtschaft
hinterlässt uns riesige Nachfolge-
lasten. Ein Windrad aber kann
man bis zur letzten Schraube recy-
celn.

Aus diesem Grund muss man
auch darauf hinweisen, dass sich
die deutsche Bevölkerung an der
Energiewende stark beteiligt und
die politischen Vorgaben in einem
außerordentlichen Maß positiv
aufgegriffen hat. Es gibt in ande-
ren europäischen Ländern in Be-
zug auf eine CO2 freie Energiever-
sorgung nicht den Mittelstand
und die Basisinitiativen in dem
Ausmaß wie in Deutschland. Die-
se Bevölkerungsbeteiligung ist ein
wichtiger Wert, weil es jetzt um
die sektorenübergreifende Be-
trachtungsweise geht, also die Ein-
beziehung von Wärme und Mobi-
lität.

Ich möchte an dieser Stelle be-
tonen, dass die von uns festgeleg-
ten Korridore unter dem Gesichts-
punkt der sektorenübergreifenden
Sichtweise überprüft werden müs-
sen. Wenn Ende dieses Jahres der
Anteil an Strom aus erneuerbaren
Energien bei 33 Prozent liegt und
unser Ziel bis 2025 bei 40 bis 45
Prozent liegt, dann ist dieses Ziel
bei Einbeziehung der Elektromo-
bilität und der Stromüberschüsse
im Heizungssektor nicht mehr an-
gemessen. Ich sehe die Notwen-
digkeit, die Korridore an die Erfor-
dernisse der sektorübergreifenden
Politik anzupassen.

Ich möchte bei dieser Gelegen-

heit noch einmal die Bevölke-
rungsbeteiligung aufgreifen. Wir
haben beim Verhältnis von Groß-
und Kleininvestoren im Bereich
der erneuerbaren Energien zurzeit
einen Anteil von etwa 50 Prozent
auf der einen und rund 50 Pro-
zent auf der anderen Seite. Ich fin-
de, das ist eine gute Verteilung.
Die alten Konzerne
sollen ihr neues
Geschäftsmodell
haben; das sehen
wir jetzt an der
Neuausrichtung
von RWE. Wir dür-
fen aber durch das
Mittel der Aus-
schreibungen nicht
die Kleininitiativen
abwürgen.

Ich habe die Sorge, dass die
breite Bevölkerungsbeteiligung,
die Beteiligung von Landwirten,
von Handwerkern und kleinen
Gewerbetreibenden, unter die Rä-
der kommt. Wenn es so ist, dass in
den europäischen Beihilferichtli-
nien eine Freigrenze für eine be-
stimmte Anzahl – drei Windräder
– vorgesehen ist, dann fordere ich,
diese Freigrenze auch in Deutsch-
land anzuwenden. Man kann
nämlich nicht immer wieder auf
die europäischen Beihilferichtlini-
en wie auf die Bibel verweisen, je-
doch dort, wo sie einmal eine Öff-
nung erlauben, sagen: Nein, das
ist für uns aber nicht ganz pas-
send.

Die Bevölkerungsbeteiligung
auf breiter Ebene ist entscheidend
dafür, dass wir die Modernisie-
rung unserer Volkswirtschaft in al-
le Lebensbereiche hineinbringen:

in den Verkehr, das Heizen und
den ganzen Lebensstil.

Unsere Bevölkerung ist ja bereit.
Ich sehe im neuen KWK-Gesetz ei-
nen wichtigen Erfolg, indem jetzt
die Direktbelieferung durch Areal-
netze und die KWK-Vergütung von
5,41 Cent auch für Endkunden
möglich sind. Das wird auch die

Mieter in den Groß-
städten endlich da-
zu bringen, dass sie
in den erneuerba-
ren Energien einen
Vorteil sehen. Das
Argument „Das be-
trifft ja nur Leute
auf dem Land“
kann auf diese Wei-
se überwunden
werden.

Wir müssen diesen Punkt aber
2016 auch in das EEG einbringen;
denn das ist das Gegenstück zum
KWK-Gesetz.

Als ich mich heute früh auf die
Rede vorbereitet habe, habe ich
noch einmal den Vers 212 der
Umweltenzyklika von Papst Fran-
ziskus gelesen. Er schreibt darin in
einer wunderbaren Sprache:
Glaubt nicht, dass eure kleinen
Bemühungen nicht einen Wert
hätten. In ihnen steckt ein Wert,
der über das Sichtbare hinaus Gu-
tes in der Welt bewirkt. – Das ist
für uns alle sicherlich eine Motiva-
tion, bei diesem Thema gemein-
sam entschlossen weiterzuarbei-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD sowie bei Abgeordneten des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Eva Bulling-Schröter, DIE LINKE:

Das Zwischenzeugnis fällt
»sehr mangelhaft« aus

Eva Bulling-Schröter (*1956)
Landesliste Bayern

Kollege Göppel hat Papst
Franziskus zitiert, ich
möchte das auch tun. Papst

Franziskus sagt auch: Dieses Sys-
tem tötet. – Im Klimawandel
macht dieses System das schon,
und wir wollen verhindern, dass

noch mehr Menschen am Klima-
wandel sterben.

Es ist genau ein Jahr her, dass
das Aktionsprogramm Klima-
schutz 2020 und der Nationale
Aktionsplan Energieeffizienz ver-
kündet wurden. Es gibt jetzt eine
Große Anfrage der Grünen, und
ich sage Ihnen: Irgendwie ist die
Antwort wenig ergiebig ausgefal-
len. Jetzt müssen wir uns fragen:
Hat die Bundesregierung ihre eige-
nen Ziele erreicht oder sie auf ei-
nen guten Weg gebracht? Und was
ist aus den Sofortmaßnahmen bei
der Energieeffizienz geworden?

Ich denke, wir können ein Zwi-
schenzeugnis ausstellen. Für die
Linke sage ich nur: Sehr mangel-
haft, da muss noch vieles nachge-
bessert werden. Denn Sie haben
nur etwa die Hälfte der Maßnah-
men des Aktionsprogramms Kli-

maschutz 2020 und ebenfalls nur
etwa die Hälfte der Maßnahmen
des Nationalen Aktionsplans
Energieeffizienz erreicht oder auf
den Weg gebracht. Damit ist die
Bundesregierung eben nicht die
Musterschülerin, als die sie sich
immer darstellt.

Wenn wir uns die Klimaschutz-
lücke anschauen, dann müssen
wir zur Kenntnis nehmen: Es sind
nur ein Viertel der geplanten Ein-
sparungen auf dem Zielpfad. Dies
zeigen uns zum Beispiel die Zah-
len des Fraunhofer-Instituts.

Mit jedem Jahr, mit dem wir nä-
her an das Jahr 2020 heranrücken,
wird die Zeit knapper. Die Zeit
läuft uns davon, liebe Kolleginnen
und Kollegen. Die Anstrengungen
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die
Bevölkerungs-

beteiligung
ist ein

wichtiger
Wert.
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müssen vervielfacht werden, wenn
die Bundesregierung das Klassen-
ziel der Treibhausgasreduzierung
um 40 Prozent noch erreichen
will.

Die Experten, die vor zwei Wo-
chen den Monitoring-Bericht „Die
Energie der Zu-
kunft“ kommen-
tiert haben, haben
dieses Mal unge-
wöhnlich deutli-
che Worte gefun-
den. Sie sehen das
40-Prozent-Ziel er-
heblich gefährdet,
und sie machen
deutlich, dass die
Anstrengungen in
der verbleibenden Zeit verdrei-
facht werden müssen. Die
schlimmsten Versäumnisse liegen
im Verkehrsbereich. Darauf wird
meine Kollegin Sabine Leidig
noch eingehen.

Der größte Rückschlag bei die-
sen ganzen Aktivitäten ist für

mich nach wie vor das Scheitern
der steuerlichen Förderung bei der
energetischen Gebäudesanierung.
Dafür hätte 1 Milliarde Euro be-
reitgestellt werden sollen. Das al-
lein hätte 12 Prozent der drohen-
den Klimaschutzlücke schließen

können, und das ist
nicht nichts; das ist
ziemlich viel. Das
daraufhin von Ih-
nen ins Spiel ge-
brachte „Anreizpro-
gramm Energieeffi-
zienz“ ist im Ver-
gleich dazu mit sei-
nen 165 Millionen
Euro, mit Verlaub,
ein Witz.

Die Experten sagen:
Ohne zusätzliche Maßnahmen

ist somit die Zielverfehlung abseh-
bar. Für das Jahr 2020 kann die
Deckungslücke auf bis zu 90 Mil-
lionen Tonnen CO2-Äquivalente
und für 2030 auf rund 150 Millio-
nen Tonnen CO2-Äquivalente ver-

anschlagt werden.
Das können Sie auf Seite 116

der Stellungnahme nachlesen.
Schauen Sie sich das an! Sie müs-
sen etwas tun.

Ich meine, wir brauchen eine
Regulierung. Andere europäische
Länder machen uns das vor: Dä-
nemark ist mutiger und konse-
quenter. Während dort seit 2013
Ölheizungen im Neubau und ab
2016 auch im Altbau verboten
sind, ist bei uns nichts dergleichen
in Sicht. Natürlich müsste man
ein solches Verbot sozial abfedern,
aber es wäre eine gute und effekti-
ve Maßnahme, um sich von den
5,2 Millionen Ölheizkesseln in
Deutschland zu verabschieden.

An dieser Stelle möchte ich die
Umweltministerin einmal loben.
Sie hat keine Zugeständnisse bei
der Energieeinsparverordnung auf-
grund des Wohnraumbedarfs für
Flüchtlinge gemacht, wie es ver-
schiedentlich gefordert wurde.
Das ist begrüßenswert, und das

unterstützen wir auch.
Aber es gibt große Defizite bei

der Effizienzstrategie Gebäude,
vor allem bei öffentlichen Gebäu-
den. Dazu ist uns mitgeteilt wor-
den, dass Ende des Jahres ein Sa-
nierungsfahrplan vorliegen soll.
Jetzt wird den Grünen gesagt, dass
er nächstes Jahr kommt. Also bit-
te, da müssen Sie jetzt endlich
nachsteuern, und Sie müssen bei
den öffentlichen Gebäuden etwas
tun. Das schreibt auch die EU-
Energieeffizienzrichtlinie vor. Tun
Sie also etwas! Bei Bundesliegen-
schaften ist das ganz, ganz wich-
tig.

Jetzt kommen wir zur größten
Enttäuschung – für mich war es
auch eine persönliche Enttäu-
schung –: Sie schenken den Kon-
zernen Geld dafür, dass sie ihre
Kohlekraftwerke abschalten. Da-
bei geht es um 230 Millionen
Euro pro Jahr.

Es geht noch weiter mit der Un-
terstützung der Konzerne RWE

und Eon,
Stichwort „Nachhaftungsgesetz“.

Ihre Fraktion hat bisher verhin-
dert, dass dieses Gesetz durch den
Bundestag kommt. Sie müssen gar
nicht lachen. Sie sind einer derje-
nigen, der die Konzerne richtig
pusht, und die Leute vor Ort müs-
sen das bezahlen. Glauben Sie
doch nicht, dass sie doof sind! Sie
sprechen uns darauf an und fra-
gen: Was macht ihr da überhaupt
in Berlin? Ihr braucht gar nicht
mehr abzustimmen; das machen
die Konzerne für euch. – Und die
KfW vergibt weiter Kredite für
Kohlekraftwerke.

Das ist eine Politik für die Kon-
zerne. Das muss anders werden.

Eine breite Mehrheit der Bevöl-
kerung will das auch anders. Sie
will es nicht mehr so wie Sie.

(Beifall bei der LINKEN sowie der

Abg. Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN])

Rita Schwarzelühr-Sutter, SPD, Parl. Staatssekretärin bei der Bundesministerin f. Um-
welt, Naturschutz, Bau u. Reaktorsicherheit:

Wir müssen unsere
Hausaufgaben machen

Rita Schwarzelühr-Sutter (*1962)
Parl. Staatssekretärin

Deutschland hat sich das
Ziel gesetzt, die Treib-
hausgasemissionen bis

2020 um mindestens 40 Prozent
gegenüber 1990 zu senken. Für
uns ist klar: Wenn wir uns auf in-
ternationaler Ebene für ambitio-
nierte und verbindliche Klima-
schutzziele einsetzen, dann müs-
sen wir daheim unsere Hausaufga-
ben machen, und das tun wir.

Wir haben gleich zu Beginn die-
ser Legislaturperiode begonnen,
festzustellen, ob wir das Ziel bis
2020 erreichen oder ob wir nach-
legen müssen, also zusätzliche
Maßnahmen benötigen, um die-
ses Ziel zu erreichen. Mit den bis
2013 beschlossenen und umge-
setzten Maßnahmen können wir
danach bis 2020 eine Minderung
um etwa 33 bis 34 Prozent – plus/
minus 1 Prozentpunkt Unsicher-
heit – erreichen. Das heißt, wir

stehen vor einer Lücke bei der
Treibhausgasminderung von 5 bis
8 Prozentpunkten, die wir bis
2020 schließen müssen und auch
schließen wollen. Nur wenn wir
diese Klimaschutzlücke schließen,
bleibt der Weg zum Erreichen der
2030er, 2040er und 2050er Klima-
schutzziele realisierbar; wir sind
dann auf dem Pfad. Nur so kann
auch das Klimaschutzziel auf eu-
ropäischer Ebene erreicht werden.
Deshalb hat die Bundesregierung
im Dezember vergangenen Jahres
das Aktionsprogramm Klima-
schutz 2020 mit über 100 Einzel-
maßnahmen auf den Weg ge-
bracht. Ein wichtiger Bestandteil
dieses Klimaschutzprogramms ist
der NAPE. Er beschreibt die Ener-
gieeffizienzstrategie der Bundesre-
gierung.

Frau Bulling-Schröter, tun Sie
nicht so, als ob wir nichts getan
hätten. Bei der Gebäudesanierung
wurden die Mittel für das entspre-
chende Programm aufgestockt. Bei
der energetischen Stadtsanierung
haben wir die Förderbedingungen
wesentlich erleichtert. Mit Verlaub,
die Maßnahmen müssen auch erst
einmal wirken, wie im Bericht
aufgezeigt wird. Mit dem NAPE
wurden zugleich die Eckpunkte
für die Ausarbeitung der Energie-
effizienzstrategie „Gebäude“ be-
schlossen.

Die Umsetzung des Aktionspro-
gramms wird in einem kontinu-
ierlichen und transparenten Pro-

zess begleitet. Hierfür hat das Ka-
binett das BMUB beauftragt, jähr-
lich einen Klimaschutzbericht zu
erstellen. Das heißt, wir stellen
uns durchaus den Problemen und
schauen, wo wir stehen. Der Kli-
maschutzbericht stellt die aktuel-
len Trends der Emissionsentwick-
lung dar, berichtet zum Stand der
Umsetzung der Maßnahmen des
Aktionsprogramms und gibt einen
Ausblick auf die zu erwartenden
Minderungswirkungen bis 2020.
Der erste Bericht wurde am 18.
November vom Kabinett verab-
schiedet, ebenso wie die Antwort
auf die Große Anfrage der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen zur
Umsetzung des Aktionspro-
gramms. Mit der Verabschiedung
des ersten Klimaschutzberichts vor
der COP 21 in Paris zeigt die Bun-
desregierung: Wir legen Rechen-
schaft ab, geben einen Ausblick
auf die künftige Entwicklung und
lenken den Blick auf das, was tat-
sächlich noch zu tun ist, um das
Ziel im Jahr 2020 sicher zu errei-
chen.

Unser Ziel für 2020 ist ein wich-
tiges Etappenziel im Hinblick auf
das langfristige Minderungsziel
der EU und Deutschlands von
mindestens 80 bis 95 Prozent bis
2050 gegenüber 1990 sowie für
die definierten Zwischenziele
2030 und 2040. Mit dem Gipfel in
Elmau ist der Weg ganz klar vorge-
zeichnet. Wir streben bis zum En-
de dieses Jahrhunderts eine weit-

gehende Dekarbonisierung der
Weltwirtschaft an und gehen vo-
ran. Der Klimaschutzbericht zeigt:
Wir sind auf einem guten Weg.
Die Umsetzung nahezu aller Maß-
nahmen des Aktionsprogramms
wurde in Angriff genommen. Eini-
ge Maßnahmen wirken bereits.
Aber mit Verlaub, es ist schon sehr
ambitioniert, zu erhoffen, dass
über 100 Maßnahmen ihre volle
Wirkung schon im
ersten Jahr entfal-
ten.

Wir haben 2010
beschlossen, dass
der Anteil der er-
neuerbaren Ener-
gien an der De-
ckung des Stromver-
brauchs bis 2020
bei 35 Prozent lie-
gen soll. – Herr Kri-
scher, regen Sie sich nicht auf. Wir
sind inzwischen bei 33 Prozent.

Wollen Sie angesichts dieser
Zahl ernsthaft behaupten, dass wir
in den nächsten fünf Jahren die
35 Prozent nicht erreichen wer-
den? Wir sind auf einem guten
Pfad. Sie müssen es nicht schlech-
terreden, als es tatsächlich ist.

Ich möchte noch einmal auf die
Kohlefinanzierung eingehen. Sie,
Frau Höhn, haben die 3,3 Milliar-
den Euro angesprochen; aber Sie
haben nicht gesagt, dass die KfW
im gleichen Zeitraum Umwelt-
und Klimaschutzmaßnahmen in
einem Volumen von 177 Milliar-
den Euro finanziert hat. Das muss
man einmal im Vergleich sehen:
177 Milliarden Euro zu 3,3 Milli-
arden Euro. Sie tun so, als ob die
KfW nur die Kohletechnologie för-
dere. Das stimmt einfach nicht.

Ich appelliere, dass wir uns ge-
meinsam auf den Weg machen
und uns in den Dialogprozess und
das Aktionsbündnis Klimaschutz

einbringen. Dieses ist ganz gut ge-
startet und umfasst die Länder,
Kommunen, die Wirtschaft und
alle gesellschaftlichen Gruppen.
Alle diese Akteure gemeinsam
müssen dazu beitragen, die Maß-
nahmen auf dem Weg der Dekar-
bonisierung voranzubringen.

Diesen Ansatz der Beteiligung
verfolgen wir auch im Zusammen-
hang mit unseren mittel- und

langfristigen Kli-
maschutzzielen. Im
Lichte der Ergeb-
nisse von Paris und
der vereinbarten
EU-Ziele wollen
wir unsere Klima-
schutzpolitik lang-
fristig aufstellen.
Dies soll mit dem
Klimaschutzplan
2050, den wir

nächstes Jahr beschließen wollen,
geschehen. Ich glaube, es ist wich-
tig, dass wir diesen Dialogprozess
haben. Es kommt nicht darauf an,
ob wir einen Monat früher oder
später damit beginnen. Wir befin-
den uns auf dem richtigen Weg,
und wir machen das gründlich.
Wir haben dazu, wie gesagt, einen
breiten Dialog- und Beteiligungs-
prozess mit Bundesländern, Kom-
munen und Verbänden initiiert.
Sie sehen: Für uns ist nicht in fünf
Jahren Schluss. Wir wissen, dass
bis 2050 ein langer Weg zu gehen
ist. Wir haben angefangen, diesen
Weg zu gehen, und wir werden die
Dekarbonisierung der Weltwirt-
schaft bis Ende dieses Jahrhun-
derts vorantreiben. Dabei spielt
auch eine Rolle, diesen Prozess so-
zialverträglich zu gestalten und
sinnvolle Investitionen zu tätigen.
Dafür brauchen wir die Unterstüt-
zung aller. Dafür werbe ich.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Es gibt große
Defizite bei der

Effizienzstrategie
Gebäude, vor

allem bei öffent-
lichen Gebäuden.

Bei der Ge-
bäudesanierung

wurden die
Mittel für das

Programm auf-
gestockt.
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Carsten Müller, CDU/CSU:

Große Koaliton und Regierung
sind auf dem richtigen Pfad

Carsten Müller (*1970)
Landesliste Niedersachsen

Ich will – die Frau Kollegin
Staatssekretärin hat das eben
richtigerweise gemacht – einen

zentralen Punkt dieser Debatte
noch einmal unterstreichen. Die
beiden Kolleginnen der Oppositi-
onsfraktionen haben unter ande-
rem auf die Frage abgehoben, in
welchem Umfang die KfW die
Kohletechnologie finanziert. Rich-
tig, sie tut das in einem Umfang
von 3,3 Milliarden Euro. Das ist
zweimal gesagt worden, und ich
sage es jetzt ein drittes Mal. Darü-
ber kann man sich durchaus strei-
ten, aber Sie haben zwei Dinge
verschwiegen: zum einen, dass
diese Investitionen zur Moderni-
sierung von alten Kohlefeuerungs-
anlagen verwendet worden sind,
zum anderen haben Sie den we-
sentlichen Punkt verschwiegen –
das ist ehrlich gesagt schon in der
Nähe der Unredlichkeit –, dass ein
Finanzierungsvolumen von 173
Milliarden Euro von der KfW für
Klimaschutz und grüne Technolo-
gien ausgelegt worden ist. Ich fin-
de, es ist eine bemerkenswerte
Aufgabenteilung – die finde ich
auch gut –: Sie von der Oppositi-
on kümmern sich um 1,87 Pro-
zent, und wir von der Großen Ko-
alition kümmern uns um 98,13
Prozent. Das ist eine vernünftige
Aufgabenteilung.

Etwas überraschend ist heute so-
wohl von Vertretern der Regie-
rungsfraktionen als auch aus den
Reihen der Opposition Papst Fran-
ziskus zitiert worden. Ehrlich ge-
sagt: Ja, es lohnt sich, die Umwel-
tenzyklika zu lesen, und es wäre
vermessen, zu sagen, dass der
Papst von wesentlichen Program-
men der Großen Koalition abge-
schrieben hätte.

Aber ich finde es bemerkens-
wert, dass wir doch einen weitge-
henden gesellschaftlichen Gleich-
klang haben. Das zeigt, dass die
Große Koalition und die Bundes-
regierung auf dem richtigen Pfad
sind.

Ich will einige wenige Gesichts-
punkte herausgreifen. Unzweifel-
haft ist die wirksamste Art, das Kli-
ma zu schützen, der Energiever-
schwendung Einhalt zu gebieten.
Deswegen finde ich es richtig, dass
wir gerade heute, am ersten Ge-
burtstag des Nationalen Aktions-
plans Energieeffizienz, eine solche
Debatte führen. Der NAPE ist
durchaus ambitioniert. Wir wol-
len versuchen, 25 Millionen bis
30 Millionen Tonnen CO2-Äqui-
valente einzusparen, und das bis
2020.

Da ist in den letzten zwölf Mo-
naten eine ganze Menge sehr Ver-
nünftiges angedacht und formu-
liert worden. Ich nenne die KfW-
Energieeffizienzprogramme und
die Energieauditpflicht für größere
Unternehmen. Mit den wettbe-
werblichen Ausschreibungsmodel-
len für Energieeffizienz und mit
der Contracting-Förderung haben
wir wichtige Schritte nach vorne
gemacht. Es gibt auch kleinere
Maßnahmen, die durchaus wir-
kungsvoll sind, beispielsweise das
Effizienzlabel für Heizungsaltan-
lagen.

Aber – auch das hat mein Kolle-
ge Josef Göppel richtigerweise ge-
sagt, und auch ich sage das ganz
freimütig – ich könnte mir durch-
aus etwas mehr Geschwindigkeit
bei der Umsetzung der einzelnen
Schritte des NAPE vorstellen. Ent-
sprechend ist auch mein Appell
an die Bundesregierung. Ich bin,
ehrlich gesagt, etwas enttäuscht
darüber, dass es nach wie vor
nicht gelungen ist, die steuerliche
Förderung der energetischen Ge-
bäudesanierung umzusetzen. Ich
will meine Worte mit einem Ap-
pell an die Bundesländer verbin-
den. Sie stehen auf der Bremse.

Das darf nicht sein. Klar ist
auch, dass das „Anreizprogramm

Energieeffizienz“ der KfW mit ei-
nem Volumen von 165 Millionen
Euro dieses wichtige und zentrale
Vorhaben des NAPE keinesfalls er-
setzen kann.

Meine Damen und Herren, ich
darf daran erinnern, dass der NA-
PE das Finanzierungsvolumen be-
reits vorgesehen und eingeplant
hat. Wir reden über rund 1 Milli-
arde Euro, die zwischen 2015 und
2019 ausgegeben werden sollen.
Das ist eine lohnenswerte Investi-
tion, nicht zuletzt deswegen, weil
jeder Förder-Euro erwiesenerma-
ßen 11 weitere Euro Investitionen
nach sich zieht. Wir haben hier
unmittelbar zu liefern. Das ist
mein Appell an die Bundesregie-
rung.

Wir dürfen als Parlament nicht
nachlassen; denn wenn das Parla-
ment – das sehen wir heute an ei-
nem anderen Tagesordnungs-
punkt – etwas unzureichende Ge-
setzentwürfe der Regierung beson-
ders in Augenschein nimmt, dann
wird etwas Gutes daraus.

Auch da schließe ich mich dem
Kollegen Göppel an. Die Novelle
zum Kraft-Wärme-Kopplungsge-
setz, die heute Abend beraten
wird, ist meines Erachtens ein be-
sonders gutes Beispiel dafür. Es ist
eben im parlamentarischen Ver-
fahren gelungen – das ist meines
Erachtens elementar –, dass wir
beispielsweise eine Anhebung des
Ausbauziels formuliert haben,
dass wir einen viel früheren Zeit-
punkt der Rechts- und Investiti-
onssicherheit geschaffen haben,
dass wir auch wichtige Technolo-
gien wie beispielsweise die ORC-
Technologie nicht außen vor las-
sen, sondern weiterhin fördern.
Ich bin da insofern sehr optimis-
tisch, als wir als Parlament wichti-
ge Impulse setzen können.

Ich will einen weiteren Punkt

aufgreifen, über den wir uns hier
gelegentlich unterhalten und bei
dem wir ebenfalls einen verstärk-
ten Handlungsbedarf haben. Das
ist der Verkehrssektor. Das Akti-
onsprogramm Klimaschutz 2020
sieht vor, dass wir 7 bis 10 Millio-
nen Tonnen CO2-Äquivalente ein-
sparen müssen. Wir haben es be-
dauerlicherweise mit der Situation
zu tun, dass der Anteil der ver-
kehrsinduzierten CO2-Emissio-
nen seit 1990 von 13 Prozent auf
18 Prozent angestiegen ist. Damit
sind Effizienzgewinne, die im Üb-
rigen erheblich waren, bedauerli-
cherweise überkompensiert wor-
den. Das heißt, wir müssen dieses
Thema neu aufsetzen und uns
deswegen um einige wichtige Bau-
steine kümmern, beispielsweise
um alternative Antriebstechnolo-
gien. Wir haben es zustande ge-
bracht, dass Gasantriebe künftig
weiterhin steuerlich gefördert wer-
den. Wir erwarten bis zum Ende
des erstens Quartals 2016 einen
entsprechenden Gesetzentwurf.
Das ist wichtig, damit es Investiti-
onssicherheit gibt, sodass man sa-
gen kann: Jawohl, wir fördern und
unterstützen klimafreundliche
Gasantriebe in Fahrzeugen.

Meine Damen und Herren, wir
sollten durchaus – dazu gab es in
der Vergangenheit verschiedent-
lich Gelegenheit – die Frage von
Emissionen von verbrennungsan-
getriebenen Fahrzeugen in den
Blick nehmen. Dabei sollten wir
uns nicht nur die Emissionen an-
schauen, die von den Verbren-
nungsmotoren selber ausgehen,
sondern – ich habe das schon ein-
mal in aller Kürze gemacht – das
Fahrzeug insgesamt. Für mich war
es eine erschreckende Informati-
on, dass beispielsweise Fahrzeuge
mit Kühlaggregat – 180 000 Stück
fahren davon auf deutschen Stra-
ßen – genauso viele Emissionen
in Bezug auf Stickoxidpartikel aus-
stoßen wie 10 Millionen dieselan-
getriebene Pkws. Das zeigt mir,
dass wir dieses Thema angehen
müssen.

– Kollege Krischer, Sie haben
sich dieses Themas doch noch gar
nicht angenommen.

Für Sie ist das, was ich Ihnen
hier heute erzähle, eine absolute
Neuigkeit. Ich freue mich über Ih-
re Unterstützung. Aber, ehrlich ge-
sagt, die Anzahl Ihrer Interventio-
nen in diesem Bereich war doch
außergewöhnlich überschaubar.

Insofern müssen wir uns diesem
Thema zuwenden. Da sehe ich
konkreten Handlungsbedarf. Wir
werden dieses Thema aufgreifen.

Ich will auf einen letzten Punkt
zu sprechen kommen, auf das
Thema Elektromobilität. Da hat
die Bundesregierung eine Menge
auf den Weg gebracht.

Wir haben Schaufensterpro-
gramme gefördert.

Es gibt Privilegierungen beim
Parken und auch bei der Nutzung

von Sonderfahrspuren. Es gab ei-
ne Ladesäulenverordnung. Es gibt
Modelle der Steuerbefreiung. Wir
haben einen Nachteilsausgleich
bereits beschlossen und auf den
Weg gebracht. Es gibt auch erheb-
liche Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten.

Aber zugegebenermaßen: Der
erhoffte Erfolg hat sich nicht voll-
ständig eingestellt. Ich glaube,
dass wir zu einem Erfolg nur dann
kommen, wenn wir E-Mobilität
neu denken.

„E-Mobilität neu denken“, da-
runter verstehe ich genau das
nicht, was Sie, Herr Krischer – ich
nehme Sie mal als Beispiel –, da-
runter verstehen, nämlich einfach
dummes Geld rausschleudern,

Kaufzuschüsse geben. Damit
verschleudern Sie Steuermittel
und vergeben Chancen.

Ich sage Ihnen eines: Fast alle in
der Republik sind sich einig – Sie
sind da einer der letzten Mohika-
ner –, dass dieses Geld beispiels-
weise bei der Erforschung von Bat-
teriezellen, in der Frage „Wie set-
zen wir eine Batteriezellenproduk-
tion in Deutschland um?“, we-
sentlich besser investiert ist.

Ich glaube, wir müssen Elektro-
mobilität neu verstehen, weil es
deutlich zu kurz greift, bei einem
konventionell angetriebenen Fahr-
zeug den Verbrennungsmotor he-
rauszunehmen, einen Elektroan-
trieb und ein Batteriepack hinein-
zusetzen und zu sagen: Das ist
Elektromobilität.

Vielmehr müssen wir uns inte-
grierte Ansätze anschauen. Wir
müssen das Thema Intermodalität
viel stärker betrachten. Wir müs-
sen dafür sorgen, dass Menschen,
die ein E-Mobil fahren, sich nicht
sozusagen mit der Kompensation
von Minderwerten beschäftigen
müssen, sondern echte Mehrwerte
haben.

. – Ich greife ein Beispiel heraus,
auch für den Kollegen Hofreiter.

Es klappt bei den elektrisch an-
getriebenen Zweirädern. Da zeigt
sich: Kaufanreize sind überhaupt
nicht notwendig. Wir müssen
Mehrwerte generieren. Die Pede-
lecs und die erfolgreichen E-Räder
haben heute einen erheblichen
Marktanteil, nämlich von fast 20
Prozent. Meine Damen und Her-
ren, warum ist das so? Weil die
Leute Mehrwerte haben. Das sind
sozusagen die Abschaffung des
Gegenwinds und die Abschaffung
der Bergauffahrt. Das wollen die
Menschen, und dann klappt es
auch mit der E-Mobilität.

Ich habe nur zwei Einzelpunkte
herausgegriffen. Sie zeigen Ihnen
allerdings: Die Bundesregierung
ist auf dem richtigen Weg. Klima-
schutz ist bei der Bundesregierung
und bei den sie tragenden Fraktio-
nen bestens aufgehoben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab-

geordneten der SPD)
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Ausschreitung am Rande einer Demostration anlässlich der UN-Klimakon-
ferenz in Paris Ende November © dpa
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Sabine Leidig, DIE LINKE:

Wer Klimaschutz ernst nimmt,
muss Verkehr vermeiden

Sabine Leidig (*1961)
Landesliste Hessen

Bevor ich zum Thema spre-
che, will ich sagen, wie sehr
es mich bewegt und auch

entsetzt, dass Deutschland dem-
nächst Kriegspartei in Syrien sein
wird.

Ich weiß, dass es vielen ebenso
geht. Ich finde, dass Solidarität
mit den Opfern von Terror und
Gewalt anders aussehen muss.

Krieg war und ist auch heute die
falsche Antwort auf den Terror.

Nun reden wir über eine andere
globale Herausforderung, nämlich
über den Klimawandel, der für
Millionen von Menschen heute
schon lebensbedrohliche Folgen
hat, und wir reden über die kon-
kreten Maßnahmen der Bundesre-
gierung zum vereinbarten Klima-
schutz.

Mein Augenmerk liegt auf dem
Verkehrssektor – der Kollege hat
ihn gerade schon angesprochen –;
denn er ist der zweitgrößte Klima-
killer und der einzige Bereich, in
dem die Treibhausgasemissionen
weiter gestiegen sind, und zwar in
den letzten 25 Jahren um 30 Pro-
zent. Da traue ich meinen Ohren
nicht: Pünktlich zum Klimagipfel
in Paris – dorthin ist ein Promoti-
onzug mit Promis gefahren – hat
der Vorstand der Deutschen Bahn
AG mitgeteilt, dass alle Nachtrei-
sezüge eingestellt werden. Statt al-

so im Schlafwagen in die europäi-
schen Nachbarländer zu reisen,
soll man künftig in Nachtbussen
oder im ICE sitzen, oder man
muss fliegen. Damit wird die kli-
mafreundlichste Art, zu reisen,
durch die klimaschädlichste er-
setzt. Die Bundesregierung
schweigt. Wir fordern, dass das
Angebot an Nachtreisezügen euro-
paweit als umweltfreundliche Al-
ternative zum Flugverkehr ausge-
baut wird – für Klimaschutz und
für sinnvolle Arbeitsplätze.

Es geht nicht um irgendwelche
Kennzahlen, sondern darum, kon-
krete sozial-ökologische Umbau-
projekte ins Werk zu setzen. Die
Politik muss dazu beitragen, unse-
re Lebensweise in klimaverträgli-
che Bahnen zu lenken.

Das Europäische Parlament hat
das erkannt und – übrigens unter
Beteiligung der sozialdemokrati-
schen und christdemokratischen
Fraktionen – dazu einen, wie ich

finde, sehr wegweisenden Be-
schluss gefasst. Zum Verkehr heißt
es dort – ich zitiere –, dass „ehr-
geizige Ziele in Bezug auf die Sen-
kung der Treibhausgasemissionen
nur verwirklicht werden können,
wenn es sowohl kurz- als auch
langfristige Strategien zur Verrin-
gerung des Verkehrsaufkommens
gibt“.

Genau darum geht es. Der Ver-
kehr muss reduziert werden.

Was ist aber vom zuständigen
Minister, von Herrn Dobrindt, zu
vernehmen? Er schwärmt vom 40
prozentigen Zuwachs des Güter-
verkehrs bis 2030. Ich zitiere ihn:

Wohlstandssicherung geht nur
über Mobilitätsgewinnung. ... Da,
wo Güterverkehre, Personenver-
kehre und Datenverkehre wach-
sen, da wächst am Schluss auch
der Wohlstand.

Hallo? Wo leben Sie denn? Ha-
ben Sie nicht mitbekommen, dass
Verkehrslärm und Abgasbelastun-
gen die Menschen krank machen
und Stress verursachen?

Wissen Sie nicht, dass die Zer-
störung von Umwelt und Klima
unseren Wohlstand schon längst
untergräbt? Von einem solchen
Minister sind keine Konzepte zur
Verkehrsvermeidung zu erwarten.
Dabei arbeiten rund 1 300 qualifi-

zierte Beschäftigte im Bundesver-
kehrsministerium. Da müsste
doch etwas möglich sein.

Die kleine Alpen-Initiative in
der Schweiz hat konkrete Ausar-
beitungen zum Thema Verkehrs-
vermeidung. Sie hat zum Beispiel
dargestellt, dass Schlagsahne in
Sprühdosen, die mit einem En-
zian verziert sind, 2 000 Trans-
portkilometer hinter sich haben,
wenn sie in der Schweiz gekauft
werden, weil der Rahm in Belgien
abgefüllt wird. Eine wichtige For-
derung ist, dass Transporte so ver-
teuert werden, dass sich dieser
Wahnsinn nicht rentiert und Ar-
beitsplätze in der Region bleiben.
Das ist doch vernünftig.

Unter Verkehrsminister Dob-
rindt aber ist die Lkw Maut abge-
senkt worden. Außerdem denkt er
darüber nach, zu prüfen, inwie-
weit bis 2018 die Kosten der Um-
weltzerstörung angelastet werden
können. Wie armselig ist das?

Wer Klimaschutz ernst nimmt,
muss Verkehr vermeiden und ver-
lagern. Ein Verkehrsminister, der
viele Milliarden für neue Straßen
verpulvert, ist klimaschädlich und
heutzutage fehl am Platze.

(Beifall bei der LINKEN)
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Klaus Mindrup, SPD:

Dekarbonisierung muss primär
bei der Energie stattfinden

Klaus Mindrup (*1964)
Landesliste Berlin

Bei allem Streit freue ich
mich, dass wir hier Konsens
haben, dass der menschen-

gemachte Klimawandel eine große
Gefährdung darstellt und wir ent-
schieden dagegen vorgehen müs-
sen.

An die Atomkatastrophen von
Tschernobyl und Fukushima kann
ich mich genau erinnern. Das wa-
ren Ereignisse, die an einzelnen
Tagen stattgefunden haben. Der
Klimawandel vollzieht sich jedoch
schleichend, und das macht ihn
so gefährlich. Kohlendioxid bleibt
durchschnittlich 120 Jahre in der
Atmosphäre, bei Methan sind es

15 Jahre. Dadurch wird die Reich-
weite unseres Handelns deutlich.
Ich will jetzt aber nicht 120 Jahre
zurückgehen, sondern nur 15 Jah-
re. Im Jahr 1999 betrug der Anteil
der erneuerbaren Energien unge-
fähr 5,5 Prozent und bezog sich
überwiegend auf die Wasserkraft.
Die Vergütung für eine Kilowatt-
stunde Strom aus Photovoltaik be-
trug damals 50,6 Cent. Heute ma-
chen die erneuerbaren Energien
im Strombereich über 30 Prozent
aus – bei stark fallenden Preisen.
Da zeigt sich, dass wir eine Vor-
bildfunktion in Europa und in der
Welt haben. Das ist ein Weg, den
wir weiter gehen sollten.

Vollkommen klar ist, dass die
Dekarbonisierung primär bei der
Energie stattfinden kann und we-
niger bei den Grundstoffindus-
trien, weil wir natürlich auch an
unsere Volkswirtschaft denken
müssen.

Wichtig ist aber auch, dass die
Energiewende sowie der Kampf
gegen den CO2-Ausstoß und den
menschengemachten Klimawan-
del eine Gemeinschaftsaufgabe
sind. Es sind alle gefordert, die
Bürgerinnen und Bürger, die Ini-
tiativen, die Unternehmen, die

Gewerkschaften, die Kommunen,
die Länder und der Bund. Das ist
etwas, was man nicht einfach so
bei der Bundesregierung abladen
kann. Die Energiewende wird de-
zentral sein. Sie wird in den Dör-
fern und Quartieren stattfinden.
Deswegen – das ist heute schon
mehrfach erwähnt worden – freue
ich mich, dass wir heute Abend
die Förderung des Mieterstroms
aus KWK-Anlagen beschließen
werden. Ich hoffe, dass das ein
Signal sein wird, dass wir es auch
bei der Photovoltaik hinbekom-
men, die dort vorhandenen Kos-
tenvorteile an die Mieter weiterzu-
geben. Das ist sozialpolitisch
wichtig. Vor allen Dingen stärkt es
die Akzeptanz der Energiewende
bei den Menschen.

Die Bundesregierung ist hier
schon von der Opposition – das
ist auch das Geschäft der Opposi-
tion – heftig kritisiert worden.
Was ich hier ausdrücklich loben
möchte, ist die Transparenz der
Bundesregierung. Hier wird nichts
unter den Tisch gekehrt, sondern
eine ganz reale Bestandsaufnahme
gemacht, wo wir im Augenblick
stehen. Ich bin sicher, dass das
vorbildlich ist und auch einen

Standard für weitere Bundesregie-
rungen setzt. Demokratie ist
Macht auf Zeit. Hinter diese Ent-
wicklung wird keine Bundesregie-
rung nach dieser Bundesregierung
zurückfallen können.

Auch da sind wir vorbildlich in
der Welt; denn wir diskutieren da-
rüber. Auch das, was wir hier ma-
chen, ist vorbildlich. Dass die Op-
position Kritik äußert, ist normal,
dass sie sagt: „Ihr müsst schneller
sein“, ist normal. In anderen Län-
dern findet das gar nicht statt. Das
können wir nach außen darstel-
len. Dafür müssen wir uns über-
haupt nicht schämen.

Wir müssen darüber hinaus na-
türlich unsere Ziele einhalten. Das
wird Schritt für Schritt passieren.
Wir müssen auch unsere interna-
tionalen Förderzusagen einhalten.
Auch wenn der Dollarkurs steigt –
oftmals sind unsere Etats in Euro
berechnet –, müssen unsere Zusa-
gen verlässlich sein. Und wir müs-
sen jedes Jahr besprechen, was wir
besser machen können, weil wir
jedes Jahr die entsprechenden Be-
richte bekommen. Ich glaube, wir
müssen uns keine Sorgen machen.
Wir reduzieren die Energieimpor-
te. Meines Erachtens müssen wir
auch viel stärker über den Ausstieg
aus Öl reden. Wir fördern Wert-
schöpfung vor Ort und Arbeits-
plätze im eigenen Land.

Auch ich bin mit dem Klimazug
nach Paris gefahren. Spannend
war die Diskussion mit Vertretern
der Stiftung 2°, spannend waren
auch die Diskussionen mit Vertre-

tern der NGOs und der Gewerk-
schaften. Da bahnt sich ein neuer
Konsens an, den ich sehr positiv
finde.

Hier ist auch VW angesprochen
worden. Dazu kann man, glaube
ich, nur einen Satz sagen: Mogeln
lohnt sich nicht. – Das muss Kon-
sens in unserer Wirtschaft sein.

Was wir angehen müssen – das
halte ich für sehr wesentlich –, ist,
die Streichung umweltschädlicher
Subventionen stärker in den Blick
zu nehmen und auch darüber zu
reden, wie wir hinsichtlich der
Steuern zukünftig ökologische
Fortschritte stärker belohnen.

Der Fortschritt, den wir bei den
Finanzinvestitionen haben, dass
also viele internationale Geldge-
ber und Banken aus klimaschädli-
chen Investitionen aussteigen, ist
ein wunderbares Signal. Das wird
auch dazu führen, dass wir inter-
nationales Kapital nach Deutsch-
land holen können für unseren
Weg zu einem höheren Anteil er-
neuerbarer Energien. Schließen
möchte ich mit einem alten sozi-
aldemokratischen Ausdruck: zur
Sonne, zur Freiheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch
Oliver Krischer (B90/Die Grünen), Oli-
ver Grundmann (CDU/CSU), Arno
Klare (SPD), Artur Auernhammer
(CDU/CSU) und Michael Groß (SPD).



Informationen in leichter Sprache	 Ausgabe-Nr. 26	  Beilage für: 

Einsatz in Syrien
Die Bundes-Wehr kämpft gegen den IS

Deutschland hilft Frankreich 
beim Kampf gegen den 
„Islamischen Staat“.

Das haben die Bundes-Regierung 
und der Bundes-Tag 
letzte Woche entschieden.

Aber nicht jeder in Deutschland 
ist damit einverstanden.

Im folgenden Text steht genauer, 
worum es dabei geht.

Bürger-Krieg in Syrien
Syrien ist ein Land.

Den Namen spricht man ungefähr: 
Sü-ri-en.

In Syrien gibt es einen Bürger-Krieg.

„Bürger-Krieg“ ist schwere Sprache 
und bedeutet:

Es kämpfen nicht 
verschiedene Länder gegeneinander.

Sondern in einem einzigen Land 
kämpfen mehrere Gruppen 
gegeneinander.

Das heißt: In Syrien kämpfen syrische 
Bürger gegen syrische Bürger.

Der Bürger-Krieg in Syrien 
hat im Jahr 2011 angefangen.

Damals kämpfte auf der einen Seite 
die Regierung von Syrien.

Und die syrischen Soldaten.

Auf der anderen Seite 
kämpften verschiedene Gruppen.

Sie waren mit der Regierung 
nicht einverstanden.

Inzwischen ist der Krieg aber 
viel komplizierter geworden.

Denn die verschiedenen Gruppen 
kämpfen jetzt auch gegeneinander.

Eine von den Gruppen 
ist der „Islamische Staat“.

Abgekürzt heißt sie auch: IS.

Der „Islamische Staat“ ist also nicht 
der Name von einem Land.

Auch wenn es so klingt.

Mehr über den „Islamischen Staat“ 
steht im letzten Heft 
von „leicht erklärt!“.

leicht  

erklärt!



Einsatz in Syrien • Die Bundes-Wehr kämpft gegen den IS

Der Krieg in Syrien 
ist zwar ein Bürger-Krieg.

Aber dort kämpfen 
auch andere Länder mit.

Zum Beispiel greift Frankreich 
seit September den IS in Syrien an. 

Und zwar mit Flugzeugen, 
die mit Waffen ausgerüstet sind.

Vor ein paar Wochen hat der IS 
dann Frankreich angegriffen.

Und zwar haben Mitglieder vom IS 
in Paris mehrere Anschläge gemacht.

Und dabei über 100 Personen getötet.

Nach den Anschlägen von Paris 
hat die Regierung von Frankreich 
beschlossen: 
Der IS muss 
noch stärker bekämpft werden.

Darum hat Frankreich 
die EU um Hilfe gebeten.

Die EU ist eine Gruppe von Ländern 
in Europa.

Sie arbeiten bei 
verschiedenen Dingen zusammen.

Zur EU gehören zum Beispiel 
Frankreich und Deutschland. 

Alle Mitglieder von der EU haben 
schließlich gesagt, dass sie helfen.

Auch Deutschland.

Wie genau jedes Land von der EU 
hilft, muss es selbst entscheiden.

Unsere Politiker haben also in den 
letzten Wochen überlegt, 
wie Deutschland helfen kann.

Am letzten Dienstag 
hat die Bundes-Regierung 
dann beschlossen: 
Deutschland macht 
beim Kampf gegen den IS mit.

Der Bundes-Tag hat der Entscheidung 
am Freitag zugestimmt.

Das wird Deutschland tun
Wenn die Soldaten von einem Land 
eine bestimmte Aufgabe erfüllen, 
dann nennt man das einen „Einsatz“.

Deutschland wird beim Einsatz 
in Syrien verschiedene Dinge tun.

Zum Beispiel:

- �Bis zu 1200 Soldaten sollen 
bei dem Einsatz mit-machen.

- �Deutschland hilft bei der Aufklärung. 

Aufklärung in einem Krieg 
bedeutet zum Beispiel: 

Man sammelt so viele 
Infos über den Gegner wie möglich. 

Zum Beispiel 
wie viele Soldaten er hat. 

Und wo sie sind. 

Dann kann man Angriffe 
besser planen.

- �Deutschland schickt auch 
Tank-Flugzeuge. 

Das sind besondere Flugzeuge. 

Die können andere Flugzeuge 
auftanken, während sie fliegen.

- �Außerdem schickt Deutschland 
ein Schiff. 

Es soll ein französisches Schiff 
beschützen.

Der Einsatz soll 
erst mal 1 Jahr dauern.

Und 134 Millionen Euro kosten.

Damit ist es der größte Einsatz, 
den Deutschland im Moment macht.

Und der Vorsitzende vom Deutschen 
Bundes-Wehr-Verband glaubt sogar: 

Der Einsatz könnte 
auch 10 Jahre dauern.

Der Einsatz wird vor allem 
in Syrien stattfinden.

Aber nicht nur dort.

Denn der IS befindet sich auch noch 
in anderen Ländern.

Zum Beispiel im Irak.



Ist der Einsatz erlaubt?

Damit so ein Einsatz erlaubt ist, 
muss Deutschland sich an 
verschiedene Regeln halten.

Zum Beispiel:

- �Die Regeln 
von den Vereinten Nationen.

- Die von der EU.

- �Die aus dem 
deutschen Grund-Gesetz.

Die Bundes-Regierung 
und der Bundes-Tag 
haben den Einsatz beschlossen.

Sie sind also der Meinung, 
dass der Einsatz nach den Regeln 
in Ordnung ist.

Das begründen sie so:

Die Regeln 
von den Vereinten Nationen

Die Vereinten Nationen sind eine 
Gruppe von Ländern.

Zu ihr gehören 
fast alle Länder auf der Welt.

Und die Länder haben beschlossen, 
zusammen-zu-arbeiten.

Zum Beispiel, damit es 
auf der ganzen Welt Frieden gibt.

Deswegen gibt es Regeln von den 
Vereinten Nationen.

Und alle Mitglieder 
müssen sich daran halten.

Ganz besonders wichtig ist: 
Nach den Regeln von 
den Vereinten Nationen 
ist jeder Krieg verboten.

Es gibt aber Ausnahmen.

Dann ist ein Krieg erlaubt.

Eine Ausnahme ist zum Beispiel:

Wenn ein Land 
ein anderes Land angreift, 
dann darf sich das Land verteidigen.

Die Regierung von Frankreich 
sagt nun:

Der IS hat Frankreich angegriffen.

Und zwar mit 
den Anschlägen von Paris.

Darum darf Frankreich 
sich verteidigen.

Und nach den Regeln 
von den Vereinten Nationen 
gegen den IS Krieg führen.

Die Regeln von der EU

Die Frage ist aber, 
warum Deutschland 
bei dem Krieg mit-machen darf.

Denn der IS hat ja 
nicht Deutschland angegriffen.

Der Grund dafür steht 
in den Regeln von der EU.

Da steht nämlich:

Wenn ein Mitglied von der EU 
angegriffen wird, 
dann müssen die anderen Mitglieder 
ihm helfen.

Und zwar so gut sie können.

Frankreich hat die anderen Länder 
von der EU um Hilfe gebeten.

Darum darf Deutschland Frankreich 
beim Kampf gegen den IS helfen.
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Die Regeln aus dem Grund-Gesetz

Als Letztes muss man noch schauen,
ob der Einsatz von Deutschland
auch zum Grund-Gesetz passt.

Das Grund-Gesetz ist das
wichtigste Gesetz von Deutschland.

Dort steht zum Beispiel auch:

Deutschland darf sich mit anderen 
Ländern zusammentun.

Und dann mit den anderen Ländern 
für Frieden sorgen.

Die Bundes-Regierung fi ndet,
dass sie diese Regel einhält.

Denn Frankreich hat alle Länder
von der EU um Hilfe gebeten.

Und die Länder von der EU kämpfen 
nun zusammen gegen den IS.

Damit es in Syrien und Europa
wieder Frieden gibt.

Es gibt also einige Gründe,
warum der Einsatz von Deutschland 
nach den Regeln in Ordnung ist.

Aber einige Leute fi nden trotzdem,
dass er das nicht ist.

Dafür haben sie auch Gründe.

Sie sagen zum Beispiel:

-  Ein Krieg ist nur erlaubt, wenn
die Vereinten Nationen zustimmen.

Aber: Die Vereinten Nationen haben 
nicht zugestimmt, dass die Länder 
von der EU gegen den IS kämpfen.

-  Man kann nur
gegen andere Länder
einen Krieg machen.

Der „Islamische Staat“
ist aber kein Land.

-  Die EU wurde nicht gegründet,
um Kriege zu machen.

Es ist im Moment also nicht sicher,
ob der Einsatz
nach den verschiedenen Regeln
in Ordnung ist.

Darum könnten die Gegner
vom Einsatz jetzt
die Bundes-Regierung anzeigen.

Dann müsste ein Gericht entscheiden,
ob der Einsatz erlaubt ist.

Im Moment überlegen die Gegner 
aber noch, ob sie vor Gericht gehen.

Und selbst wenn sie das tun:

Die Bundes-Wehr wird ihren Einsatz 
gegen den IS erst einmal beginnen.

leicht 
erklärt!


